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RESOLUTION 56/77 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/586, Ziffer 7)1. 

56/77. Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Lehre, 
Studium, Verbreitung und besseres Verständnis 
des Völkerrechts 

 Die Generalversammlung, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des General-
sekretärs über die Durchführung des Hilfsprogramms der Ver-
einten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres 
Verständnis des Völkerrechts2 sowie von den vom Beratenden 
Ausschuss des Programms verabschiedeten Richtlinien und 
Empfehlungen für die künftige Durchführung des Programms, 
die in Abschnitt III des Berichts wiedergegeben sind, 

 
1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vertreter Ghanas vorgelegt. 
2 A/56/484. 

 die Auffassung vertretend, dass das Völkerrecht an allen 
Universitäten im Rahmen der Lehre der Rechtswissenschaften 
einen angemessenen Platz einnehmen soll, 

 mit Genugtuung über die Anstrengungen, die die Staaten 
auf bilateraler Ebene zur Unterstützung der Lehre und des Stu-
diums des Völkerrechts unternehmen, 

 nichtsdestoweniger davon überzeugt, dass die Staaten sowie 
die internationalen Organisationen und Institutionen ermutigt 
werden sollen, dem Programm weitere Unterstützung zu ge-
währen und ihre Aktivitäten zur Förderung der Lehre, des Stu-
diums, der Verbreitung und eines besseren Verständnisses des 
Völkerrechts zu verstärken, vor allem soweit diese für Perso-
nen aus den Entwicklungsländern von besonderem Nutzen sind, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 2464 (XXIII) vom 
20. Dezember 1968, 2550 (XXIV) vom 12. Dezember 1969, 
2838 (XXVI) vom 18. Dezember 1971, 3106 (XXVIII) vom 
12. Dezember 1973, 3502 (XXX) vom 15. Dezember 1975, 
32/146 vom 16. Dezember 1977, 36/108 vom 10. Dezember 
1981 und 38/129 vom 19. Dezember 1983, in denen sie fest-
gestellt oder daran erinnert hat, dass es wünschenswert ist, bei 
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der Durchführung des Programms so weit wie möglich von 
Mitgliedstaaten, internationalen Organisationen und anderen 
Stellen zur Verfügung gestellte Mittel und Einrichtungen her-
anzuziehen, sowie in Bekräftigung ihrer Resolutionen 34/144 
vom 17. Dezember 1979, 40/66 vom 11. Dezember 1985, 
42/148 vom 7. Dezember 1987, 44/28 vom 4. Dezember 1989, 
46/50 vom 9. Dezember 1991 und 48/29 vom 9. Dezember 
1993, in denen sie darüber hinaus die Hoffnung zum Ausdruck 
gebracht oder bekräftigt hat, dass bei der Verpflichtung von 
Vortragenden für die Seminare im Rahmen des Stipendienpro-
gramms für Völkerrecht der Notwendigkeit Rechnung getragen 
wird, die Vertretung der wichtigsten Rechtssysteme und ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen den verschiedenen geogra-
fischen Regionen zu gewährleisten, 

 mit Genugtuung über die Einrichtung der Audiovisuellen 
Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Nationen, 

 1. billigt die in Abschnitt III des Berichts des Generalse-
kretärs2 enthaltenen Richtlinien und Empfehlungen, die vom 
Beratenden Ausschuss des Hilfsprogramms der Vereinten Na-
tionen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Verständ-
nis des Völkerrechts verabschiedet wurden, insbesondere so-
weit sie darauf gerichtet sind, im Rahmen einer Politik größter 
finanzieller Zurückhaltung die bestmöglichen Ergebnisse bei 
der Verwaltung des Programms zu erzielen; 

 2. ermächtigt den Generalsekretär, 2002 und 2003 die in 
seinem Bericht vorgesehenen Maßnahmen durchzuführen, ins-
besondere 

 a)  die Vergabe einiger Völkerrechtsstipendien auf Antrag 
der Regierungen von Entwicklungsländern im Jahr 2002 und 
im Jahr 2003, deren Anzahl im Lichte der dem Programm ins-
gesamt zur Verfügung stehenden Mittel festzulegen ist; 

 b) die Vergabe von mindestens je einem Stipendium im 
Jahr 2002 und im Jahr 2003 im Rahmen der Hamilton-Shirley-
Amerasinghe-Gedächtnisstiftung für Seerechtsfragen, sofern 
neue ausdrücklich für den Stipendienfonds entrichtete freiwilli-
ge Beiträge vorhanden sind; 

 c) vorbehaltlich der dem Programm insgesamt zur Ver-
fügung stehenden Mittel die Unterstützung in Form eines Rei-
sekostenzuschusses für je einen Teilnehmer aus jedem Ent-
wicklungsland, der zu möglichen regionalen Kursen in den Jah-
ren 2002 und 2003 eingeladen wird; 

und ermächtigt ihn außerdem, diese Aktivitäten gegebenenfalls 
aus Mitteln des ordentlichen Haushalts sowie aus den für die 
jeweilige Aktivität zweckgebundenen freiwilligen Finanzbei-
trägen zu finanzieren, die auf Grund der in den Ziffern 12 
bis 14 enthaltenen Ersuchen eingehen; 

 3. dankt dem Generalsekretär für seine konstruktiven 
Bemühungen, die Ausbildung und Ausbildungshilfe auf  
dem Gebiet des Völkerrechts im Rahmen des Programms 2000 
und 2001 zu fördern, insbesondere für die Veranstaltung  
der sechsunddreißigsten3 und siebenunddreißigsten Ta- 
 
3 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste 
Tagung, Beilage 10 (A/55/10), Kap. IX, Abschnitt E. 

gung4 des Völkerrechtsseminars, die 2000 beziehungsweise 
2001 in Genf stattfand, sowie für die Aktivitäten des Sekretari-
ats-Bereichs Rechtsangelegenheiten im Zusammenhang mit 
dem Stipendienprogramm für Völkerrecht und der Hamilton-
Shirley-Amerasinghe-Gedächtnisstiftung für Seerechtsfragen, 
deren Durchführung der Abteilung Kodifizierung beziehungs-
weise der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht ob-
lag; 

 4. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit zu er-
wägen, zur Teilnahme an den verschiedenen Teilen des Pro-
gramms Kandidaten aus Ländern zuzulassen, die bereit sind, 
für die gesamten Teilnahmekosten aufzukommen; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, abzuwägen, 
ob es besser wäre, die zur Verfügung stehenden Mittel und 
freiwilligen Beiträge für Kurse auf regionaler, subregionaler 
oder einzelstaatlicher Ebene zu verwenden anstatt für die Ab-
haltung von Kursen im Rahmen des Systems der Vereinten Na-
tionen; 

 6. ersucht den Generalsekretär ferner, auch im nächsten 
und in künftigen Zweijahreshaushalten die erforderlichen Mit-
tel für den Programmhaushalt des Hilfsprogramms bereitzustel-
len, damit die Wirksamkeit des Programms aufrechterhalten 
wird; 

 7. begrüßt die Anstrengungen, die der Bereich Rechts-
angelegenheiten unternimmt, um die Treaty Series (Vertrags-
sammlung) der Vereinten Nationen und das United Nations Ju-
ridical Yearbook (Juristisches Jahrbuch der Vereinten Natio-
nen) auf den neuesten Stand zu bringen, sowie die Anstrengun-
gen, die unternommen werden, um die Treaty Series und andere 
Rechtsinformationen auf dem Internet verfügbar zu machen; 

 8. dankt dem Ausbildungs- und Forschungsinstitut der 
Vereinten Nationen für seine Mitwirkung an dem Programm im 
Rahmen der im Bericht des Generalsekretärs beschriebenen 
Aktivitäten; 

 9. dankt außerdem der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur für ihre Mitwir-
kung an dem Programm im Rahmen der im Bericht des Gene-
ralsekretärs beschriebenen Aktivitäten; 

 10. dankt ferner der Haager Akademie für Internationales 
Recht für den wertvollen Beitrag, den sie nach wie vor zu dem 
Programm leistet, indem sie Kandidaten im Rahmen des Sti-
pendienprogramms für Völkerrecht den Besuch und die Teil-
nahme an dem Programm ermöglicht, das in Verbindung mit 
den Kursen der Akademie veranstaltet wird; 

 11. nimmt mit Dank Kenntnis von den Beiträgen der Haa-
ger Akademie zur Lehre, zum Studium, zur Verbreitung und zu 
einem besseren Verständnis des Völkerrechts und fordert die 
Mitgliedstaaten und interessierte Organisationen auf, den Ap-
pell der Akademie um weitere Unterstützung und nach Mög-
lichkeit höhere finanzielle Beiträge wohlwollend zu prüfen, 
 
4 Ebd., Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 10 und Korrigendum (A/56/10 
und Corr.1), Kap. IX, Abschnitt E. 
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damit die Akademie ihre Tätigkeit durchführen kann, insbeson-
dere die Sommerkurse, die regionalen Kurse und die Program-
me des Zentrums für Studien und Forschung auf dem Gebiet 
des Völkerrechts und der internationalen Beziehungen; 

 12. ersucht den Generalsekretär, auch künftig für die Be-
kanntmachung des Programms zu sorgen und Mitgliedstaaten, 
Universitäten, philanthropische Stiftungen und andere interes-
sierte nationale und internationale Institutionen und Organisa-
tionen sowie Privatpersonen regelmäßig um freiwillige Beiträ-
ge zur Finanzierung des Programms oder um die anderweitige 
Unterstützung seiner Durchführung und möglichen Ausweitung 
zu bitten; 

 13. ersucht die Mitgliedstaaten sowie interessierte Orga-
nisationen und Privatpersonen erneut, freiwillige Beiträge unter 
anderem für das Völkerrechtsseminar, das Stipendienprogramm 
für Völkerrecht, die Hamilton-Shirley-Amerasinghe-Gedächt-
nisstiftung für Seerechtsfragen sowie für die Audiovisuelle 
Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Nationen zu entrichten, 
und dankt denjenigen Mitgliedstaaten, Institutionen und Privat-
personen, die hierfür bereits freiwillige Beiträge entrichtet ha-
ben; 

 14. fordert insbesondere alle Regierungen nachdrücklich 
auf, freiwillige Beiträge für die Veranstaltung von regionalen 
Fortbildungskursen auf dem Gebiet des Völkerrechts durch das 
Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Nationen 
bereitzustellen, insbesondere zur Deckung des Betrags, der zur 
Finanzierung der Tagegelder für die höchstens fünfundzwanzig 
Teilnehmer an jedem der regionalen Kurse benötigt wird, wo-
durch die künftigen Gastländer weniger belastet würden und es 
dem Institut möglich wäre, die regionalen Kurse auch in Zu-
kunft zu veranstalten; 

 15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die Durchführung des 
Programms in den Jahren 2002 und 2003 Bericht zu erstatten 
und ihr nach Konsultationen mit dem Beratenden Ausschuss 
des Programms Empfehlungen für die Durchführung des Pro-
gramms in den darauf folgenden Jahren zu unterbreiten; 

 16. beschließt, den Punkt "Hilfsprogramm der Vereinten 
Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
ständnis des Völkerrechts" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/78 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/587 und Corr.1, Ziffer 7)5. 

56/78. Übereinkommen über die Immunität der Staaten 
und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/150 vom 12. Dezem-
ber 2000, in der beschlossen wurde, einen Ad-hoc-Ausschuss 
über die Immunität der Staaten und ihres Vermögens von der 
 
5 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

Gerichtsbarkeit einzurichten, der auch den Mitgliedstaaten der 
Sonderorganisationen zur Teilnahme offen steht, um die Arbei-
ten weiter voranzubringen, die Bereiche, in denen Einverneh-
men besteht, zu festigen und noch ausstehende Fragen zu klä-
ren, mit dem Ziel, auf der Grundlage der von der Völkerrechts-
kommission auf ihrer dreiundvierzigsten Tagung verabschiede-
ten Artikelentwürfe über die Immunität der Staaten und ihres 
Vermögens von der Gerichtsbarkeit6 sowie der Beratungen in 
der allen Mitgliedstaaten offen stehenden Arbeitsgruppe des 
Sechsten Ausschusses und ihrer Ergebnisse7 ein allgemein an-
nehmbares Rechtsinstrument auszuarbeiten, 

 1. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss über die Im-
munität der Staaten und ihres Vermögens von der Gerichtsbar-
keit vom 4. bis 15. Februar 2002 tagen wird; 

 2. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss 
die von den Staaten gemäß Resolution 49/61 der Generalver-
sammlung vom 9. Dezember 1994 vorgelegten Anmerkungen 
sowie ihre Anmerkungen zu den Berichten der mit den Ver-
sammlungsresolutionen 53/98 vom 8. Dezember 1998 und 
54/101 vom 9. Dezember 1999 eingesetzten, allen Mitglied-
staaten offen stehenden Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschus-
ses7 zur Verfügung zu stellen; 

 3. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die Ergebnis-
se seiner Arbeit Bericht zu erstatten; 

 4. beschließt, den Punkt "Übereinkommen über die Im-
munität der Staaten und ihres Vermögens von der Gerichtsbar-
keit" in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/79 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/588 und Corr.1, Ziffer 15)8. 

 
6 Yearbook of the International Law Commission, 1991, Vol. II, Zweiter 
Teil (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.93.V.9 
(Part 2)), Dokument A/46/10, Kap. II, Ziffer 28. 
7 Siehe A/C.6/54/L.12 und A/C.6/55/L.12; siehe auch Official Records of 
the General Assembly, Fifty-fourth Session, Sixth Committee, 30. Sitzung 
(A/C.6/54/SR.30) und Korrigendum; und ebd., Fifty-fifth Session, Sixth 
Committee, 30. und 31. Sitzung (A/C.6/55/SR.30 und 31) und Korrigen-
dum. 
8 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Algerien, Angola, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Äthiopien, Australien, Belarus, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, 
Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Dänemark, 
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, 
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Indien, 
Irland, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kenia, Kolum-
bien, Kroatien, Lesotho, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malaysia, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Nepal, Neuseeland, 
Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, 
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Senegal, Sierra Leone, 
Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, 
Südafrika, Sudan, Swasiland, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, 
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland und Zypern. 



510 Generalversammlung –  Sechsundfünfzigste Tagung 

 

56/79. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht über ihre vier-
unddreißigste Tagung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 17. De-
zember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten Natio-
nen für internationales Handelsrecht geschaffen hat, mit dem 
Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheitli-
chung des internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei 
die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der Ent-
wicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des interna-
tionalen Handels zu berücksichtigen, 

 in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass die fortschreitende 
Harmonisierung und Vereinheitlichung des internationalen 
Handelsrechts durch den Abbau oder die Beseitigung rechtli-
cher Hindernisse für den internationalen Handelsverkehr, ins-
besondere soweit diese die Entwicklungsländer betreffen, einen 
bedeutenden Beitrag zur weltweiten wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen allen Staaten auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung, der Gerechtigkeit und des gemeinsamen 
Interesses sowie zur Beseitigung der Diskriminierung im inter-
nationalen Handel und dadurch zum Wohl aller Völker leisten 
würde, 

 unterstreichend, dass der Tätigkeit der Kommission in An-
betracht der zunehmenden Bedeutung der Modernisierung des 
internationalen Handelsrechts für die weltweite Wirtschafts-
entwicklung und somit für die Aufrechterhaltung freundschaft-
licher Beziehungen zwischen den Staaten ein höherer Stellen-
wert eingeräumt werden muss, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass Staaten jeden wirtschaft-
lichen Entwicklungsstands und unterschiedlicher Rechts-
systeme an dem Prozess der Harmonisierung und Vereinheit-
lichung des internationalen Handelsrechts teilnehmen, 

 nach Behandlung des Berichts der Kommission über ihre 
vierunddreißigste Tagung9, 

 besorgt darüber, dass die von anderen Organen des Systems 
der Vereinten Nationen ohne Abstimmung mit der Kommission 
unternommenen Tätigkeiten auf dem Gebiet des internationalen 
Handelsrechts zu unerwünschter Doppelarbeit führen könnten, 
was nicht dem in ihrer Resolution 37/106 vom 16. Dezember 
1982 erklärten Ziel der Förderung von Effizienz, Konsistenz 
und Kohärenz bei der Vereinheitlichung und Harmonisierung 
des internationalen Handelsrechts entsprechen würde, 

 betonend, wie wichtig die Weiterentwicklung des Fallrechts 
zu den Rechtstexten der Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht ist, um die einheitliche An-
wendung der Rechtstexte der Kommission zu fördern und sei-
nen Nutzen für Regierungsbeamte, Fachleute und Akademiker 
zu erhöhen, 

 
9 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 und Korrigendum (A/56/17 und Corr.3). 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Kom-
mission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht über ihre vierunddreißigste Tagung9; 

 2. nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, dass die 
Kommission den Entwurf des Übereinkommens über die Ab-
tretung von Forderungen im internationalen Handel10 und das 
Mustergesetz der Kommission der Vereinten Nationen für in-
ternationales Handelsrecht über elektronische Signaturen11 
fertiggestellt und verabschiedet hat; 

 3. nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die die Kom-
mission bei ihren Arbeiten auf dem Gebiet der Schiedsge-
richtsbarkeit und des Insolvenzrechts erzielt hat, sowie von ih-
rem Beschluss, mit den Arbeiten auf dem Gebiet der elektroni-
schen Vertragsabwicklung, der privat finanzierten Infrastruk-
turprojekte, der Sicherungsrechte und des Transportrechts zu 
beginnen, und dankt der Kommission für ihren Beschluss, ihre 
Arbeitsmethoden so umzugestalten, dass sie ihr höheres Ar-
beitsaufkommen bewältigen kann, ohne die hohe Qualität ihrer 
Arbeit zu gefährden; 

 4. dankt dem Sekretariat der Kommission für die Veröf-
fentlichung und Verteilung des Rechtsleitfadens für privat fi-
nanzierte Infrastrukturprojekte12, fordert das Sekretariat auf, 
zusammen mit zwischenstaatlichen Organisationen wie den 
Regionalkommissionen der Vereinten Nationen, dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, der Organisation der 
Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung, den Organisa-
tionen der Weltbankgruppe und den regionalen Entwicklungs-
banken für eine weite Verbreitung des Rechtsleitfadens zu sor-
gen, und bittet die Staaten, seine Bestimmungen wohlwollend 
zu berücksichtigen, wenn sie Gesetze in diesem Bereich erlas-
sen oder ändern; 

 5. appelliert an die Regierungen, soweit noch nicht ge-
schehen, den vom Sekretariat verteilten Fragebogen zu der 
Rechtsordnung betreffend die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche und insbesondere betreffend die 
Umsetzung des Übereinkommens über die Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche, geschehen zu 
New York am 10. Juni 195813, in innerstaatliches Recht zu be-
antworten; 

 6. bittet die Staaten, Personen für die Mitarbeit in der 
privaten Stiftung zu benennen, die eingerichtet wurde, um den 
Privatsektor zur Unterstützung der Kommission zu ermutigen; 

 7. erklärt erneut, dass die Kommission, als das zentrale 
Rechtsorgan des Systems der Vereinten Nationen auf dem Ge-
biet des internationalen Handelsrechts, den Auftrag hat, die 
Rechtstätigkeit auf diesem Gebiet zu koordinieren, und 

 
10 Ebd., Anhang I. 
11 Ebd., Anhang II. 
12 Legislative Guide on Privately Financed Infrastructure Projects (Veröf-
fentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.01.V.4). 
13 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 330, Nr. 4739. 
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 a)  fordert in diesem Zusammenhang alle Organe des Sy-
stems der Vereinten Nationen auf und bittet die anderen inter-
nationalen Organisationen, das Mandat der Kommission sowie 
die Notwendigkeit zu berücksichtigen, bei der Vereinheitli-
chung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts 
Doppelarbeit zu vermeiden und Effizienz, Konsistenz und Ko-
härenz zu fördern; 

 b) empfiehlt der Kommission in diesem Zusammenhang, 
über ihr Sekretariat die enge Zusammenarbeit mit den anderen 
auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts tätigen inter-
nationalen Organen und Organisationen, einschließlich der Re-
gionalorganisationen, aufrechtzuerhalten; 

 8. erklärt außerdem erneut, wie wichtig vor allem für die 
Entwicklungsländer die Arbeit ist, welche die Kommission im 
Hinblick auf Ausbildung und technische Hilfe auf dem Gebiet 
des internationalen Handelsrechts leistet, wie beispielsweise 
die Gewährung von Hilfe bei der Erarbeitung innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften, die auf Rechtstexten der Kommission be-
ruhen; 

 9. erklärt, dass sich die Kommission verstärkt bemühen 
sollte, im Zuge der Veranstaltung von Seminaren und Symposi-
en eine solche Ausbildung und technische Hilfe anzubieten, 
und 

 a)  dankt der Kommission in diesem Zusammenhang für 
die Veranstaltung von Seminaren und Informationsmissionen in 
Ägypten, Belarus, Burkina Faso, China, der Dominikanischen 
Republik, Kenia, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Litauen, Peru, 
der Republik Korea, Tunesien, der Ukraine und Usbekistan; 

 b) dankt in diesem Zusammenhang den Regierungen, de-
ren Beiträge die Veranstaltung der Seminare und Informa-
tionsmissionen ermöglicht haben, und appelliert an die Re-
gierungen, die zuständigen Organe des Systems der Vereinten 
Nationen sowie an Organisationen, Institutionen und Einzel-
personen, freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds für Sym-
posien der Kommission der Vereinten Nationen für internatio-
nales Handelsrecht und nach Bedarf zur Finanzierung von Son-
derprojekten zu entrichten und das Sekretariat der Kommission 
auch anderweitig bei der Finanzierung und Veranstaltung von 
Seminaren und Symposien, insbesondere in Entwicklungs-
ländern, sowie bei der Stipendienvergabe an Kandidaten aus 
Entwicklungsländern zu unterstützen, damit diese an solchen 
Seminaren und Symposien teilnehmen können; 

 10. appelliert an das Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen und an die anderen für Entwicklungshilfe zustän-
digen Organe, wie beispielsweise die Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung und die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, sowie an die Regierungen im 
Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das Programm der 
Kommission für Ausbildung und technische Hilfe zu unterstüt-
zen, mit der Kommission zusammenzuarbeiten und ihre Aktivi-
täten mit denen der Kommission abzustimmen; 

 11. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Organe 
des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisationen, 
Institutionen und Einzelpersonen, zwecks Gewährleistung der 
vollen Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der 
Kommission und ihrer Arbeitsgruppen freiwillige Beiträge an 
den Treuhandfonds zu entrichten, der eingerichtet wurde, damit 
Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind, auf 
deren Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein 
Reisekostenzuschuss gewährt werden kann; 

 12. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommission 
und ihrer Arbeitsgruppen während der sechsundfünfzigsten Ta-
gung der Generalversammlung in dem zuständigen Hauptaus-
schuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigsten entwik-
kelten Ländern, die Mitglied der Kommission sind, auf deren 
Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reise-
kostenzuschuss gewährt werden kann; 

 13. ersucht in Anbetracht des erweiterten Arbeitspro-
gramms der Kommission den Generalsekretär erneut, das Se-
kretariat der Kommission im Rahmen der innerhalb der Verein-
ten Nationen verfügbaren Finanzmittel zu stärken, um die wirk-
same Durchführung des Programms der Kommission sicherzu-
stellen und zu verbessern; 

 14. ersucht den Generalsekretär, die Satzung des Treu-
handfonds für Symposien der Kommission der Vereinten Na-
tionen für internationales Handelsrecht dahin gehend abzuän-
dern, dass die Mittel des Treuhandfonds auch zur Finanzierung 
der vom Sekretariat unternommenen Tätigkeiten der Ausbil-
dung und der technischen Hilfe verwendet werden können; 

 15. betont, wie wichtig es für die weltweite Vereinheitli-
chung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts 
ist, dass die aus der Arbeit der Kommission hervorgehenden 
Übereinkommen in Kraft treten, und legt den Staaten zu diesem 
Zweck eindringlich nahe, soweit nicht bereits geschehen, die 
Unterzeichnung und Ratifikation dieser Übereinkommen be-
ziehungsweise den Beitritt zu ihnen zu erwägen. 

RESOLUTION 56/80 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/588 und Corr.1, Ziffer 15)14. 

56/80. Mustergesetz der Kommission der Vereinten Na-
tionen für internationales Handelsrecht über elek-
tronische Signaturen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten 
Nationen für internationales Handelsrecht geschaffen hat, mit 
dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Verein-
 
14 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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heitlichung des internationalen Handelsrechts zu fördern und 
dabei die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der 
Entwicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des inter-
nationalen Handels zu berücksichtigen, 

 feststellend, dass eine zunehmende Zahl internationaler 
Handelsgeschäfte mit Hilfe von Kommunikationsmitteln durch-
geführt werden, was im allgemeinen als "elektronischer Ge-
schäftsverkehr" bezeichnet wird, wobei andere Mittel als Pa-
pierdokumente zur Übermittlung, Speicherung und Authentifi-
zierung von Informationen herangezogen werden, 

 unter Hinweis auf die von der Kommission auf ihrer acht-
zehnten Tagung im Jahr 1985 verabschiedete Empfehlung über 
den rechtlichen Wert von Computeraufzeichnungen und auf 
Ziffer 5 b) der Resolution 40/71 der Generalversammlung vom 
11. Dezember 1985, in der die Versammlung die Regierungen 
und die internationalen Organisationen aufrief, im Einklang mit 
der Empfehlung der Kommission15 nach Bedarf Maßnahmen zu 
ergreifen, um im Hinblick auf einen möglichst umfassenden 
Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung im internationa-
len Handel Rechtssicherheit zu gewährleisten, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass die Kommission auf ihrer 
neunundzwanzigsten Tagung im Jahr 1996 das Mustergesetz 
über den elektronischen Geschäftsverkehr verabschiedet hat16, 
ergänzt durch einen von der Kommission auf ihrer einunddrei-
ßigsten Tagung im Jahr 1998 verabschiedeten zusätzlichen Ar-
tikel 5 bis17, und unter Hinweis auf Ziffer 2 der Resolution 
51/162 der Generalversammlung vom 16. Dezember 1996, 
worin die Versammlung allen Staaten empfahl, in Anbetracht 
der Notwendigkeit einheitlicher Rechtsnormen für die Über-
mittlung und Speicherung von Informationen durch andere Mit-
tel als Papierdokumente das Mustergesetz wohlwollend zu be-
rücksichtigen, wenn sie Gesetze erlassen oder ändern, 

 davon überzeugt, dass das Mustergesetz über den elektroni-
schen Geschäftsverkehr den Staaten eine erhebliche Hilfe dabei 
ist, die Nutzung des elektronischen Geschäftsverkehrs zu er-
möglichen oder zu erleichtern, was sich in der in einer Reihe 
von Ländern erfolgten Umsetzung des Mustergesetzes in inner-
staatliches Recht und in seiner allgemeinen Anerkennung als 
wesentliches Bezugsdokument für die Gesetzgebung auf dem 
Gebiet des elektronischen Geschäftsverkehrs zeigt, 

 eingedenk des hohen Nutzens der für den Identitätsnach-
weis im elektronischen Geschäftsverkehr eingesetzten neuen 
Technologien, die gemeinhin als elektronische Signaturen be-
zeichnet werden, 

 in dem Wunsch, im Hinblick auf die Erfüllung der Unter-
schriftsfunktion im elektronischen Geschäftsverkehr auf den 

 
15 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Vierzigste Tagung, 
Beilage 17 (A/40/17), Kap. VI, Abschnitt B. 
16 Ebd., Einundfünfzigste Tagung, Beilage 17 (A/51/17), Kap. III, Ab-
schnitt F, Ziffer 209. 
17 Ebd., Dreiundfünfzigste Tagung, Beilage 17 (A/53/17), Kap. III, Ab-
schnitt B. 

Grundprinzipien des Artikels 7 des Mustergesetzes über den 
elektronischen Geschäftsverkehr18 aufzubauen, mit dem Ziel, 
die Verwendung elektronischer Signaturen zur Herbeiführung 
der Rechtswirksamkeit zu fördern, sofern diese elektronischen 
Signaturen dieselbe Funktion wie handschriftliche Unterschrif-
ten erfüllen, 

 davon überzeugt, dass die Harmonisierung bestimmter Re-
gelungen über die rechtliche Anerkennung elektronischer Si-
gnaturen auf einer technologisch neutralen Basis und die Schaf-
fung einer technologisch neutralen Bewertungsmethode für die 
praktische Zuverlässigkeit und die Eignung elektronischer Si-
gnaturtechniken für den Handel die Rechtssicherheit im elek-
tronischen Geschäftsverkehr erhöhen wird,  

 der Auffassung, dass das Mustergesetz über elektronische 
Signaturen eine nützliche Ergänzung des Mustergesetzes über 
den elektronischen Geschäftsverkehr darstellen und den Staaten 
maßgeblich dabei behilflich sein wird, ihre Rechtsvorschriften 
über die Nutzung moderner Authentifizierungstechniken zu 
stärken und entsprechende Rechtsvorschriften aufzustellen, wo 
sie noch nicht bestehen, 

 die Auffassung vertretend, dass die Ausarbeitung von Mu-
sterrechtsvorschriften zur Erleichterung der Verwendung elek-
tronischer Signaturen in einer Weise, die für Staaten mit unter-
schiedlicher Rechts-, Sozial- und Wirtschaftsordnung annehm-
bar ist, zur Entwicklung harmonischer internationaler Wirt-
schaftsbeziehungen beitragen könnte, 

 1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für in-
ternationales Handelsrecht für die Fertigstellung und Verab-
schiedung des in der Anlage zu dieser Resolution enthaltenen 
Mustergesetzes über elektronische Signaturen und für die Aus-
arbeitung des Leitfadens für die Umsetzung des Mustergesetzes 
in innerstaatliches Recht; 

 2. empfiehlt allen Staaten, in Anbetracht der Notwendig-
keit einheitlicher Rechtsnormen für die Übermittlung, Speiche-
rung und Authentifizierung von Informationen durch andere 
Mittel als Papierdokumente, das Mustergesetz über elektroni-
sche Signaturen sowie das 1996 verabschiedete und 1998 er-
gänzte Mustergesetz über den elektronischen Geschäftsverkehr 
wohlwollend zu berücksichtigen, wenn sie Gesetze erlassen 
oder ändern; 

 3. empfiehlt außerdem, alles zu tun, um sicherzustellen, 
dass das Mustergesetz über den elektronischen Geschäftsver-
kehr und das Mustergesetz über elektronische Signaturen samt 
ihren jeweiligen Leitfäden für die Umsetzung in innerstaatli-
ches Recht weithin bekannt gemacht werden und allgemein zu-
gänglich sind. 

 
18 Resolution 51/162, Anlage. 
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Anlage 

Mustergesetz der Kommission der Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht über elektronische Signaturen 

Artikel 1 
Anwendungsbereich 

 Dieses Gesetz findet dort Anwendung, wo elektronische Si-
gnaturen im Zusammenhang19 mit Handelstätigkeiten20 ver-
wendet werden. Durch dieses Gesetz wird keine Rechtsnorm 
zum Schutz von Verbrauchern außer Kraft gesetzt. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

 Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet 

 a) "elektronische Signatur" Daten in elektronischer 
Form, die in einer Datennachricht enthalten, ihr beigefügt oder 
logisch mit ihr verknüpft sind und die verwendet werden kön-
nen, um den Unterzeichner in Bezug auf die Datennachricht zu 
identifizieren und um anzuzeigen, dass der Unterzeichner die in 
der Datennachricht enthaltenen Informationen billigt; 

 b) "Zertifikat" eine Datennachricht oder andere Auf-
zeichnung, die die Verbindung zwischen dem Unterzeichner 
und den Signaturerstellungsdaten bestätigt; 

 c) "Datennachricht" Informationen, die mit elektroni-
schen, optischen oder ähnlichen Verfahren, wie etwa elektroni-
schem Datenaustausch (EDI), elektronischer Post, Telegramm, 
Telex oder Telefax, erzeugt, gesandt, empfangen oder gespei-
chert werden; 

 d) "Unterzeichner" eine Person, die im Besitz der Signa-
turerstellungsdaten ist und entweder im eigenen Namen oder im 
Namen der von ihr vertretenen Person handelt; 

 e) "Zertifizierungsdiensteanbieter" eine Person, die Zer-
tifikate ausstellt oder gegebenenfalls anderweitige Dienste im 
Zusammenhang mit elektronischen Signaturen bereitstellt; 

 f) "vertrauende Drittperson" eine Person, die auf der 
Grundlage eines Zertifikats oder einer elektronischen Signatur 
handelt. 

 
19 Die Kommission schlägt Staaten, die die Anwendbarkeit dieses Geset-
zes ausweiten wollen, den folgenden Wortlaut vor:  
"Dieses Gesetz findet Anwendung, wo elektronische Signaturen verwen-
det werden, mit folgenden Ausnahmen: [...]." 
20 Der Begriff "Handel" sollte weit ausgelegt werden, so dass er Angelegen-
heiten umfasst, die sich aus Handelsbeziehungen jeder Art ergeben, gleich-
viel, ob sie auf Vertrag beruhen oder nicht. Handelsbeziehungen schließen 
u.a. folgende Rechtsgeschäfte ein: Handelsgeschäfte über die Lieferung 
oder den Austausch von Waren oder Dienstleistungen; Vertriebsvereinba-
rungen, Handelsvertretung oder -agentur; Factoring; Leasing; Errichtung 
von Anlagen; Consulting; Engineering; Lizenzverträge; Investitionen; Fi-
nanzierungen; Bankgeschäfte; Versicherungen; Rohstoffgewinnung oder 
Konzessionen; Gemeinschaftsunternehmungen und andere Formen indu-
strieller oder wirtschaftlicher Zusammenarbeit; Personen- oder Güterbeför-
derung auf dem Luft-, Wasser-, Schienen- oder Straßenweg. 

Artikel 3 
Gleichbehandlung von Signaturtechnologien 

 Mit Ausnahme des Artikels 5 ist dieses Gesetz so anzuwen-
den, dass es keine Methode der elektronischen Signaturerstel-
lung, die den in Artikel 6 Absatz 1 genannten Anforderungen 
genügt oder die Anforderungen des anwendbaren Rechts an-
derweitig erfüllt, ausschließt, einschränkt oder ihrer rechtlichen 
Wirksamkeit beraubt. 

Artikel 4 
Auslegung 

 1. Bei der Auslegung dieses Gesetzes sind sein interna-
tionaler Ursprung und die Notwendigkeit zu berücksichtigen, 
seine einheitliche Anwendung und die Beachtung von Treu und 
Glauben zu fördern. 

 2. Fragen, die durch dieses Gesetz erfasste Gegenstände 
betreffen, die darin nicht ausdrücklich geregelt werden, sind 
nach den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden, die diesem 
Gesetz zugrunde liegen. 

Artikel 5 
Änderung durch Vereinbarung 

 Durch eine entsprechende Vereinbarung können die Be-
stimmungen dieses Gesetzes teilweise aufgehoben oder seine 
Wirkung geändert werden, es sei denn, eine solche Verein-
barung wäre nach dem anwendbaren Recht ungültig oder un-
wirksam. 

Artikel 6 
Einhaltung des Unterschriftserfordernisses 

 1. Verlangt das Gesetz die Unterschrift einer Person, so 
ist dieses Erfordernis für eine Datennachricht erfüllt, wenn eine 
elektronische Signatur verwendet wird, deren Verlässlichkeit 
im Lichte aller Umstände, einschließlich etwaiger einschlägiger 
Vereinbarungen, dem Zweck angemessen ist, zu dem die Da-
tennachricht erstellt oder übermittelt wurde. 

 2. Absatz 1 findet Anwendung gleichviel ob das darin 
enthaltene Erfordernis verpflichtend ist oder ob das Gesetz le-
diglich Folgen für den Fall vorsieht, dass eine Unterschrift 
fehlt. 

 3. Eine elektronische Signatur wird als verlässlich im 
Hinblick auf die Erfüllung des in Absatz 1 genannten Erforder-
nisses angesehen, 

 a) wenn die Signaturerstellungsdaten in ihrem Verwen-
dungszusammenhang ausschließlich dem Unterzeichner und 
keiner anderen Person zugeordnet sind; 

 b) wenn die Signaturerstellungsdaten zum Zeitpunkt der 
Signaturerstellung unter der alleinigen Kontrolle des Unter-
zeichners standen; 

 c) wenn jede nach dem Zeitpunkt der Signaturerstellung 
vorgenommene Veränderung der elektronischen Signatur er-
kannt werden kann und  
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 d) wenn, sofern der Zweck des gesetzlichen Unter-
schriftserfordernisses darin besteht, die Unverfälschtheit der 
mit der Unterschrift verknüpften Informationen zu gewähr-
leisten, jede nach dem Erstellungszeitpunkt vorgenommene 
Veränderung dieser Informationen erkannt werden kann. 

 4. Absatz 3 schränkt in keiner Weise die Fähigkeit einer 
Person ein, 

 a) zum Zweck der Erfüllung des in Absatz 1 genannten 
Erfordernisses die Verlässlichkeit einer elektronischen Signatur 
auf andere Weise festzustellen oder 

 b) den Beweis der Unzuverlässigkeit einer elektroni-
schen Signatur zu erbringen. 

 5. Dieser Artikel fïndet keine Anwendung auf folgende 
Fälle: [...]. 

Artikel 7 
Erfüllung der Bestimmungen des Artikels 6 

 1. [Jede Person, jedes Organ oder jede Behörde, gleich-
viel ob öffentlich oder privat, die von dem Erlassstaat für zu-
ständig erklärt wird,] kann festlegen, welche elektronischen 
Signaturen die Bestimmungen des Artikels 6 erfüllen. 

 2. Jede nach Absatz 1 getroffene Festlegung hat den an-
erkannten internationalen Normen zu entsprechen. 

 3. Dieser Artikel lässt die Anwendung der Vorschriften 
des internationalen Privatrechts unberührt. 

Artikel 8 
Verhalten des Unterzeichners 

 1. Können Signaturerstellungsdaten zur Erzeugung einer 
rechtswirksamen Signatur verwendet werden, so 

 a) lässt jeder Unterzeichner angemessene Sorgfalt wal-
ten, um eine unbefugte Verwendung seiner Signaturerstellungs-
daten zu verhindern; 

 b) setzt jeder Unterzeichner ohne ungebührliche Verzö-
gerung die von dem Zertifizierungsdiensteanbieter gemäß Arti-
kel 9 dieses Gesetzes zur Verfügung gestellten Mittel ein oder 
unternimmt jede andere angemessene Anstrengung, um alle 
Personen, von denen der Unterzeichner vernünftigerweise an-
nehmen kann, dass sie auf die elektronische Signatur vertrauen 
oder Dienste zu deren Bestätigung anbieten, zu benachrichti-
gen, wenn 

 i) der Unterzeichner weiß, dass die Signaturerstellungs-
daten kompromittiert wurden oder 

  ii) dem Unterzeichner Umstände bekannt sind, die ein 
erhebliches Risiko nahe legen, dass die Signaturerstel-
lungsdaten kompromittiert wurden; 

 c) lässt jeder Unterzeichner, wenn zur Bestätigung der 
elektronischen Signatur ein Zertifikat verwendet wird, ange-

messene Sorgfalt walten, um sicherzustellen, dass alle von ihm 
gemachten wesentlichen Angaben, die für die gesamte Laufzeit 
des Zertifikats maßgeblich sind oder die in das Zertifikat auf-
genommen werden sollen, richtig und vollständig sind. 

 2. Versäumt es der Unterzeichner, die Anforderungen des 
Absatzes 1 zu erfüllen, so trägt er die Rechtsfolgen. 

Artikel 9  
Verhalten des Zertifizierungsdiensteanbieters 

 1. Bietet ein Zertifizierungsdiensteanbieter Dienste zur 
Bestätigung einer elektronischen Signatur an, die als rechts-
wirksame Unterschrift verwendet werden kann, so 

 a) handelt der Zertifizierungsdiensteanbieter gemäß den 
Angaben, die er zu seinen Grundsätzen und Verfahren gemacht 
hat; 

 b) lässt der Zertifizierungsdiensteanbieter angemessene 
Sorgfalt walten, um sicherzustellen, dass alle von ihm gemach-
ten wesentlichen Angaben, die für die gesamte Laufzeit des 
Zertifikats maßgeblich sind oder die in das Zertifikat aufge-
nommen werden, richtig und vollständig sind; 

 c) stellt der Zertifizierungsdiensteanbieter hinreichend 
zugängliche Mittel zur Verfügung, die es einer vertrauenden 
Drittperson ermöglichen, anhand des Zertifikats Folgendes 
festzustellen: 

 i) die Identität des Zertifizierungsdiensteanbieters; 

  ii) dass der mit dem Zertifikat genannte Unterzeichner 
zum Zeitpunkt der Ausstellung des Zertifikats die 
Kontrolle über die Signaturerstellungsdaten hatte; 

 iii) dass die Signaturerstellungsdaten zum oder vor dem 
Zeitpunkt der Ausstellung des Zertifikats gültig wa-
ren; 

 d) stellt der Zertifizierungsdiensteanbieter hinreichend 
zugängliche Mittel zur Verfügung, die es einer vertrauenden 
Drittperson ermöglichen, gegebenenfalls anhand des Zertifikats 
oder auf andere Weise Folgendes festzustellen: 

 i) die zur Identifizierung des Unterzeichners verwendete 
Methode; 

  ii) jegliche Einschränkung des Zwecks oder des Wertes, 
für die die Signaturerstellungsdaten oder das Zertifi-
kat genutzt werden können; 

 iii) dass die Signaturerstellungsdaten gültig sind und nicht 
kompromittiert wurden; 

 iv) jegliche Einschränkung der Geltung oder des Um-
fangs der vom Zertifizierungsdiensteanbieter festge-
legten Haftung; 

  v) inwieweit dem Unterzeichner Mittel zur Verfügung 
stehen, um eine Benachrichtigung nach Artikel 8 Ab-
satz 1 Buchstabe b vorzunehmen; 
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 vi) inwieweit ein rechtzeitiger Widerrufsdienst angeboten 
wird; 

 e) stellt der Zertifizierungsdiensteanbieter, sofern Dien-
ste nach Buchstabe d Ziffer v angeboten werden, dem Unter-
zeichner ein Mittel zur Verfügung, um eine Benachrichtigung 
nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b vorzunehmen und stellt 
sicher, sofern Dienste nach Buchstabe d Ziffer vi angeboten 
werden, dass ein rechtzeitiger Widerrufsdienst verfügbar ist; 

 f) setzt der Zertifizierungsdiensteanbieter zur Erbringung 
seiner Dienstleistungen verlässliche Systeme, Verfahren und 
Mitarbeiter ein. 

 2. Versäumt es ein Zertifizierungsdiensteanbieter, die 
Anforderungen des Absatzes 1 zu erfüllen, so trägt er die 
Rechtsfolgen. 

Artikel 10 
Verlässlichkeit 

 Im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 Buchstabe f können die 
nachstehenden Faktoren herangezogen werden, um festzustel-
len, ob oder inwieweit die von einem Zertifizierungsdienste-
anbieter eingesetzten Systeme, Verfahren und Mitarbeiter ver-
lässlich sind: 

 a) Finanzmittel und Humankapital, einschließlich Vor-
handensein von Vermögensgegenständen; 

 b) Qualität der Hardware- und Softwaresysteme; 

 c) Verfahren zur Bearbeitung von Zertifikaten und Zerti-
fikatsanträgen sowie Aufbewahrung von Aufzeichnungen; 

 d) Verfügbarkeit von Informationen für die in den Zerti-
fikaten genannten Unterzeichner und für potenzielle vertrauen-
de Drittpersonen; 

 e) Regelmäßigkeit und Umfang der Prüfung durch unab-
hängige Stellen; 

 f) Vorhandensein einer Erklärung seitens des Staates, ei-
ner Akkreditierungsstelle oder des Zertifizierungsdiensteanbie-
ters hinsichtlich der Erfüllung oder des Gegebenseins dieser 
Kriterien oder 

 g) alle sonstigen maßgeblichen Faktoren. 

Artikel 11 
Verhalten vertrauender Drittpersonen 

 Vertrauende Drittpersonen tragen die Rechtsfolgen, wenn 
sie es versäumen, 

 a) angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um die Ver-
lässlichkeit einer elektronischen Signatur zu überprüfen oder, 

 b) falls eine elektronische Signatur durch ein Zertifikat 
bestätigt wird, angemessene Maßnahmen zu ergreifen, 

 i) um die Gültigkeit, Aussetzung oder den Widerruf des 
Zertifikats zu überprüfen und 

  ii) um alle bezüglich des Zertifikats bestehenden Ein-
schränkungen zu achten. 

Artikel 12 
Anerkennung ausländischer Zertifikate und elektronischer Si-
gnaturen 

 1. Bei der Feststellung, ob oder inwieweit ein Zertifikat 
oder eine elektronische Signatur rechtswirksam ist, wird 

 a) der Ort, an dem das Zertifikat ausgestellt oder die 
elektronische Signatur erstellt oder verwendet wird oder 

 b) der Standort des Geschäftssitzes des Ausstellers oder 
des Unterzeichners nicht berücksichtigt. 

 2. Ein außerhalb [des Erlassstaates] ausgestelltes Zerti-
fikat hat in [dem Erlassstaat] die gleiche Rechtswirkung wie 
ein innerhalb [des Erlassstaates] ausgestelltes Zertifikat, wenn 
es ein im Wesentlichen gleichwertiges Maß an Verlässlichkeit 
bietet. 

 3. Eine außerhalb [des Erlassstaates] erstellte oder ver-
wendete elektronische Signatur hat in [dem Erlassstaat] die 
gleiche Rechtswirkung wie eine innerhalb [des Erlassstaates] 
erstellte oder verwendete elektronische Signatur, wenn sie ein 
im Wesentlichen gleichwertiges Maß an Verlässlichkeit bietet. 

 4. Bei der Feststellung, ob ein Zertifikat oder eine elek-
tronische Signatur eine im Wesentlichen gleichwertige Verläss-
lichkeit im Sinne der Absätze 2 oder 3 bietet, sind anerkannte 
internationale Normen und alle anderen maßgeblichen Faktoren 
zu berücksichtigen. 

 5. Kommen die Parteien untereinander ungeachtet der 
Absätze 2, 3 und 4 überein, bestimmte Arten elektronischer Si-
gnaturen oder von Zertifikaten zu verwenden, so gilt diese Ver-
einbarung als ausreichend für die Zwecke der grenzüberschrei-
tenden Anerkennung, es sei denn, die Vereinbarung wäre nach 
dem anwendbaren Recht ungültig oder unwirksam. 

RESOLUTION 56/81 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/588 und Corr.1, Ziffer 15)21. 

56/81. Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Abtretung von Forderungen im internationalen 
Handel 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten 
Nationen für internationales Handelsrecht geschaffen hat, mit 
 
21 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Verein-
heitlichung des internationalen Handelsrechts zu fördern und 
dabei die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der 
Entwicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des inter-
nationalen Handels zu berücksichtigen, 

 in der Erwägung, dass Probleme, die durch Ungewissheiten 
hinsichtlich des Inhalts der für die Abtretung von Forderungen 
geltenden Vorschriften und der anwendbaren Rechtsordnung 
entstehen, ein Hindernis für den internationalen Handel darstel-
len,  

 davon überzeugt, dass die Verabschiedung eines Überein-
kommens über die Abtretung von Forderungen im interna-
tionalen Handel die Transparenz erhöhen, zur Überwindung der 
durch die Ungewissheiten auf diesem Gebiet verursachten 
Probleme beitragen und die Verfügbarkeit von Kapital und 
Darlehen zu günstigeren Bedingungen fördern und gleichzeitig 
die hinsichtlich der Abtretung bestehenden Gepflogenheiten 
schützen, die Entwicklung neuer Gepflogenheiten erleichtern 
sowie einen angemessenen Schutz der Interessen der Schuldner 
bei der Abtretung von Forderungen gewährleisten wird, 

 unter Hinweis darauf, dass die Kommission auf ihrer 
achtundzwanzigsten Tagung im Jahr 1995 beschloss, einheit-
liche Rechtsvorschriften über die Abtretung im Bereich der 
Forderungsfinanzierung auszuarbeiten, und die Arbeitsgruppe 
für internationale Vertragspraktiken mit der Ausarbeitung eines 
Entwurfs betraute22, 

 feststellend, dass die Arbeitsgruppe für internationale Ver-
tragspraktiken von 1995 bis 2000 neun Tagungen der Ausar-
beitung des Entwurfs eines Übereinkommens über die Abtre-
tung von Forderungen im internationalen Handel widmete und 
dass die Kommission den Entwurf des Übereinkommens auf 
ihrer dreiunddreißigsten Tagung im Jahr 200023 sowie auf ihrer 
vierunddreißigsten Tagung im Jahr 200124 prüfte, 

 sich dessen bewusst, dass alle Staaten und interessierten 
internationalen Organisationen eingeladen wurden, an allen 
Tagungen der Arbeitsgruppe sowie an der dreiunddreißigsten 
und vierunddreißigsten Tagung der Kommission entweder als 
Mitglieder oder als Beobachter an der Ausarbeitung des Ent-
wurfs des Übereinkommens mitzuwirken, und uneingeschränkt 
Gelegenheit erhielten, das Wort zu ergreifen und Vorschläge zu 
unterbreiten, 

 mit Befriedigung feststellend, dass der Wortlaut des Ent-
wurfs des Übereinkommens einmal vor der dreiunddreißigsten 
Tagung der Kommission und ein weiteres Mal in seiner über-
arbeiteten Fassung vor der vierunddreißigsten Tagung der 
Kommission an alle Regierungen und internationalen Organi-
sationen, die eingeladen waren, den Tagungen der Kommission 

 
22 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfzigste Tagung, 
Beilage 17 (A/50/17), Ziffer 381. 
23 Ebd., Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 17, (A/55/17), Kap. III.  
24 Ebd., Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 17 und Korrigendum (A/56/17 
und Corr.3), Kap. III. 

und der Arbeitsgruppe als Beobachter beizuwohnen, zur Stel-
lungnahme verteilt wurde und dass die eingegangenen Stellung-
nahmen der Kommission auf ihrer dreiunddreißigsten25 und 
vierunddreißigsten26 Tagung vorlagen, 

 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem von der 
Kommission auf ihrer vierunddreißigsten Tagung gefassten 
Beschluss, der Generalversammlung den Übereinkommensent-
wurf zur Behandlung vorzulegen27, 

 Kenntnis nehmend von dem von der Kommission verab-
schiedeten Entwurf des Übereinkommens28, 

 1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht für die Ausarbeitung des Entwurfs 
des Übereinkommens über die Abtretung von Forderungen im 
internationalen Handel28; 

 2. verabschiedet das in der Anlage zu dieser Resolution 
enthaltene Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Abtretung von Forderungen im internationalen Handel und legt 
es zur Unterzeichnung beziehungsweise zum Beitritt auf; 

 3. fordert alle Regierungen auf, zu erwägen, Vertrags-
partei des Übereinkommens zu werden. 

Anlage 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Abtre-
tung von Forderungen im internationalen Handel 

Präambel 

 Die Vertragsstaaten, 

 in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass der auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung und des gegenseitigen 
Nutzens beruhende internationale Handel ein wichtiges Ele-
ment zur Förderung freundschaftlicher Beziehungen zwischen 
den Staaten ist, 

 in der Erwägung, dass die Probleme, die durch Ungewiss-
heiten hinsichtlich des Inhalts und der Wahl der auf die Ab-
tretung von Forderungen anwendbaren Rechtsordnung ent-
stehen, ein Hindernis für den internationalen Handel darstellen, 

 in dem Wunsch, Grundsätze und Vorschriften betreffend die 
Abtretung von Forderungen festzulegen, die Gewissheit und 
Transparenz schaffen, die Modernisierung des für die Abtre-
tung von Forderungen geltenden Rechts fördern und gleich-
zeitig bestehende Gepflogenheiten im Bereich der Abtretung 
von Forderungen schützen und die Entwicklung neuer Gepflo-
genheiten erleichtern, 

 
25 Siehe A/CN.9/472 und Add.1-5.  
26 Siehe A/CN.9/490 und Add.1-5. 
27 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 und Korrigendum (A/56/17 und Corr.3), Ziffer 200. 
 28 Ebd., Anhang I. 
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 sowie in dem Wunsch, einen angemessenen Schutz der 
Interessen von Schuldnern bei der Abtretung von Forderungen 
zu gewährleisten, 

 in der Erwägung, dass die Annahme einheitlicher Rechts-
vorschriften für die Abtretung von Forderungen die Verfüg-
barkeit von Kapital und Darlehen zu günstigeren Bedingungen 
fördern und somit die Entwicklung des internationalen Handels 
erleichtern würde, 

 sind wie folgt übereingekommen: 

Kapitel I 
Anwendungsbereich 

Artikel 1 
Anwendungsbereich 

 1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung 

 a) auf die Abtretung von internationalen Forderungen 
und auf die internationale Abtretung von Forderungen im Sinne 
dieses Kapitels, wenn sich der Zedent im Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Abtretungsvertrags in einem Vertragsstaat be-
findet, und 

 b) auf nachfolgende Abtretungen, sofern eine vorange-
gangene Abtretung von diesem Übereinkommen erfasst wird. 

 2. Erfüllen nachfolgende Abtretungen die in Absatz 1 
Buchstabe a genannten Kriterien, so findet dieses Übereinkom-
men auf sie selbst dann Anwendung, wenn es auf eine vorange-
gangene Abtretung derselben Forderung nicht Anwendung 
fand. 

 3. Dieses Übereinkommen berührt die Rechte und 
Pflichten des Schuldners nur dann, wenn sich der Schuldner bei 
Abschluss des Ursprungsvertrags in einem Vertragsstaat befin-
det oder wenn das für den Ursprungsvertrag maßgebende Recht 
das Recht eines Vertragsstaats ist.  

 4. Kapitel V findet unabhängig von den Absätzen 1 bis 3 
auf Abtretungen von internationalen Forderungen und auf 
internationale Abtretungen von Forderungen im Sinne jenes 
Kapitels Anwendung. Gibt ein Staat jedoch eine Erklärung 
nach Artikel 39 ab, so findet Kapitel V keine Anwendung. 

 5. Die Anlage dieses Übereinkommens ist wie in Arti-
kel 42 vorgesehen anzuwenden. 

Artikel 2 
Abtretung von Forderungen 

 Im Sinne dieses Übereinkommens 

 a) bedeutet "Abtretung" die von einer Person ("Zedent") 
auf eine andere Person ("Zessionar") durch Vereinbarung erfol-
gende Übertragung der Gesamtheit oder eines Teiles oder eines 
ungeteilten Anteils des vertraglichen Anspruchs des Zedenten 
auf Zahlung eines Geldbetrags ("Forderung") durch einen Drit-
ten ("Schuldner"). Die Bestellung von Rechten an Forderungen 

als Sicherheit für Schulden oder sonstige Verbindlichkeiten gilt 
als Übertragung; 

 b) ist im Fall einer Abtretung durch den ursprünglichen 
oder einen sonstigen Zessionar ("nachfolgende Abtretung") die 
Person, die diese Abtretung vornimmt, der Zedent und die 
Person, an die die Forderung abgetreten wird, der Zessionar.  

Artikel 3 
Internationalität 

 Eine Forderung ist international, wenn sich Zedent und 
Schuldner im Zeitpunkt des Abschlusses des Ursprungsvertrags 
in verschiedenen Staaten befinden. Eine Abtretung ist interna-
tional, wenn sich Zedent und Zessionar im Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Abtretungsvertrags in verschiedenen Staaten be-
finden. 

Artikel 4 
Ausschlüsse und sonstige Beschränkungen 

 1. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf 
Abtretungen 

 a) an eine Einzelperson für deren persönliche Zwecke 
oder für Zwecke der Familie oder des Haushalts; 

 b) im Rahmen des Verkaufs, des Eigentümerwechsels 
oder der Änderung der Rechtsstellung des Unternehmens, dem 
die abgetretenen Forderungen entstammen. 

 2. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf 
die Abtretung von Forderungen 

 a)  aus Geschäften auf regulierten Börsenmärkten; 

 b) aus Finanzverträgen, die Aufrechnungsvereinbarungen 
unterliegen, mit Ausnahme einer Forderung, die bei Liquida-
tion aller offenen Geschäfte geschuldet wird;  

 c) aus Devisengeschäften; 

 d) im Rahmen von Interbank-Zahlungssystemen, Inter-
bank-Zahlungsvereinbarungen oder Abwicklungs- und Zah-
lungsausgleichssystemen für Wertpapiere oder sonstige Finanz-
anlagen oder -instrumente;  

 e) aus der Übertragung von Sicherungsrechten an 
beziehungsweise dem Verkauf, dem Verleih, dem Halten oder 
einer Vereinbarung zum Rückkauf von durch eine Mittels-
person gehaltenen Wertpapieren oder sonstigen Finanzanlagen 
oder -instrumenten; 

 f) aus Bankeinlagen; 

 g) aus einem Akkreditiv oder einer unabhängigen Ga-
rantie. 

 3. Die Rechte und Pflichten einer Person nach dem für 
handelbare Wertpapiere maßgebenden Recht bleiben von 
diesem Übereinkommen unberührt. 
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 4. Die Rechte und Pflichten des Zedenten und des 
Schuldners auf Grund besonderer Gesetze zum Schutz der 
Parteien von Geschäften, die für persönliche Zwecke oder für 
Zwecke der Familie oder des Haushalts getätigt werden, 
bleiben von diesem Übereinkommen unberührt. 

 5. Dieses Übereinkommen 

 a) berührt nicht die Anwendung des Rechts eines Staates, 
in dem eine Immobilie belegen ist,  

 i) auf ein dingliches Recht an dieser Immobilie, soweit 
nach dem Recht dieses Staates die Abtretung einer 
Forderung ein solches Recht verleiht, oder 

  ii) auf den Vorrang eines Rechts an einer Forderung, 
soweit nach dem Recht dieses Staates ein dingliches 
Recht an der Immobilie ein solches Recht verleiht, 
oder 

 b) macht den Erwerb eines dinglichen Rechts an einer 
Immobilie nicht rechtmäßig, wenn dieser nach dem Recht des 
Staates, in dem die Immobilie belegen ist, nicht gestattet ist. 

Kapitel II 
Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 5 
Begriffsbestimmungen und Auslegungsregeln 

 Für die Zwecke dieses Übereinkommens 

 a) bedeutet "Ursprungsvertrag" den Vertrag zwischen 
dem Zedenten und dem Schuldner, aus dem die abgetretene 
Forderung entsteht; 

 b) bedeutet "bestehende Forderung" eine Forderung, die 
bei oder vor dem Abschluss des Abtretungsvertrags entsteht, 
und "künftige Forderung" eine Forderung, die nach Abschluss 
des Abtretungsvertrags entsteht; 

 c) bedeutet "Schriftstück" jede Form der Information, 
die in der Weise verfügbar ist, dass sie für eine spätere Be-
zugnahme verwendet werden kann. Ist nach diesem Überein-
kommen die Unterzeichnung eines Schriftstücks erforderlich, 
so ist dieses Erfordernis erfüllt, wenn das Schriftstück auf eine 
allgemein anerkannte Weise oder mittels eines Verfahrens, dem 
die Person, deren Unterschrift erforderlich ist, zugestimmt hat, 
diese Person identifiziert und ihre Billigung der in dem 
Schriftstück enthaltenen Information anzeigt; 

 d) bedeutet "Abtretungsanzeige" eine schriftliche Mittei-
lung, welche die abgetretene Forderung und den Zessionar 
hinreichend bezeichnet; 

 e) bedeutet "Insolvenzverwalter" eine Person oder Stelle, 
einschließlich einer vorläufig ernannten, die in einem Insol-
venzverfahren befugt ist, die Reorganisation oder Liquidation 
des Vermögens oder der Geschäfte des Zedenten zu verwalten; 

 f) bedeutet "Insolvenzverfahren" ein gemeinschaftliches 
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, einschließlich eines vor-

läufigen Verfahrens, bei dem das Vermögen und die Geschäfte 
des Zedenten zum Zweck der Reorganisation oder Liquidation 
der Nachprüfung oder Aufsicht eines Gerichts oder einer 
anderen zuständigen Stelle unterliegen; 

 g) bedeutet "Vorrang" das vorrangige Recht einer Person 
gegenüber dem Recht einer anderen Person und schließt, 
soweit für diesen Zweck erheblich, die Entscheidung darüber 
ein, ob es sich bei einem Recht um ein persönliches oder ein 
dingliches Recht handelt, ob es ein Sicherungsrecht für Schul-
den oder sonstige Verbindlichkeiten ist und ob etwaige Erfor-
dernisse für die Geltendmachung dieses Rechts gegenüber 
einem konkurrierenden Anspruchsteller erfüllt wurden; 

 h) befindet sich eine Person in dem Staat, in dem sie ihre 
Niederlassung hat. Hat der Zedent oder der Zessionar in mehr 
als einem Staat eine Niederlassung, so ist die Niederlassung 
maßgebend, an der die zentrale Verwaltung des Zedenten oder 
des Zessionars ausgeübt wird. Hat der Schuldner eine Nie-
derlassung in mehr als einem Staat, so ist die Niederlassung 
maßgebend, die die engste Beziehung zu dem Ursprungsvertrag 
hat. Falls eine Person keine Niederlassung hat, ist ihr gewöhn-
licher Aufenthalt maßgebend; 

 i) bedeutet "Recht" das in einem Staat geltende Recht 
unter Ausschluss der Regeln des internationalen Privatrechts; 

 j) bedeutet "Erlös" jede in Bezug auf eine abgetretene 
Forderung erhaltene Gegenleistung, gleichviel ob als vollstän-
dige oder teilweise Zahlung oder sonstige Befriedigung. Der 
Begriff schließt alle Gegenleistungen ein, die in Bezug auf den 
Erlös erhalten werden. Zurückgegebene Güter sind nicht einge-
schlossen; 

 k) bedeutet "Finanzvertrag" jedes Kassa-, Termin-, Op-
tions- oder Swapgeschäft mit Zinssätzen, Rohstoffen, Währun-
gen, Aktien, Anleihen, Indizes oder anderen Finanzinstrumen-
ten, jedes Wertpapierpensions- oder Wertpapierleihgeschäft 
und jedes andere einem dieser Geschäfte ähnliche Geschäft, 
das auf den Finanzmärkten getätigt wird, sowie jede Verbin-
dung der genannten Geschäfte; 

 l) bedeutet "Aufrechnungsvereinbarung" eine Vereinba-
rung zwischen zwei oder mehr Parteien, die eine oder mehrere 
der folgenden Vorgehensweisen vorsieht: 

 i) die Nettoverrechnung von in derselben Währung und 
an demselben Datum fälligen Zahlungen durch 
Schuldumwandlung oder auf andere Weise; 

    ii) im Fall der Zahlungsunfähigkeit oder einer sonstigen 
Nichterfüllung seitens einer Partei, die Liquidation 
aller offenen Geschäfte zum Wiederbeschaffungswert 
oder Marktwert, die Umrechnung dieser Beträge in 
eine einzige Währung und ihre Aufrechnung zu einer 
einzigen Zahlung von einer Partei an die andere oder 

  iii) die Aufrechnung von nach Buchstabe l Ziffer ii be-
rechneten Beträgen nach zwei oder mehr Aufrech-
nungsvereinbarungen; 
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 m) bedeutet "konkurrierender Anspruchsteller" 

  i) einen anderen Zessionar derselben Forderung von 
demselben Zedenten, einschließlich einer Person, die 
auf Grund ihres Rechts an anderem Eigentum des 
Zedenten von Gesetzes wegen einen Anspruch an der 
abgetretenen Forderung geltend macht, selbst wenn 
die Forderung keine internationale Forderung und die 
Abtretung an diesen Zessionar keine internationale 
Abtretung ist; 

 ii) einen Gläubiger des Zedenten oder 

  iii) den Insolvenzverwalter. 

Artikel 6 
Parteiautonomie 

 Vorbehaltlich des Artikels 19 können der Zedent, der Zes-
sionar und der Schuldner durch Vereinbarung von den Bestim-
mungen dieses Übereinkommens über ihre jeweiligen Rechte 
und Pflichten abweichen oder diese ändern. Die Rechte von 
Personen, die nicht Partei der Vereinbarung sind, bleiben davon 
unberührt. 

Artikel 7 
Auslegungsgrundsätze 

 1. Bei der Auslegung dieses Übereinkommens sind sein 
Zweck und Ziel, wie in der Präambel dargelegt, sein interna-
tionaler Charakter und die Notwendigkeit zu berücksichtigen, 
seine einheitliche Anwendung und die Wahrung des guten 
Glaubens im internationalen Handel zu fördern. 

 2. Fragen, die in diesem Übereinkommen geregelte Ge-
genstände betreffen, aber in diesem Übereinkommen nicht aus-
drücklich entschieden werden, sind nach den allgemeinen 
Grundsätzen, die diesem Übereinkommen zugrunde liegen, 
oder mangels solcher Grundsätze nach dem Recht zu ent-
scheiden, das nach den Regeln des internationalen Privatrechts 
anzuwenden ist. 

Kapitel III 
Wirkungen der Abtretung 

Artikel 8 
Wirksamkeit der Abtretung 

 1. Eine Abtretung zwischen dem Zedenten und dem 
Zessionar oder gegenüber dem Schuldner oder gegenüber 
einem konkurrierenden Anspruchsteller ist nicht deshalb un-
wirksam und dem Recht eines Zessionars kann nicht deshalb 
der Vorrang verweigert werden, weil es sich um die Abtretung 
von mehr als einer Forderung, von künftigen Forderungen oder 
von Teilen von Forderungen oder von ungeteilten Rechten an 
Forderungen handelt, sofern die Forderungen wie folgt be-
schrieben sind: 

 a) einzeln als Forderungen, auf die sich die Abtretung 
bezieht oder 

 b) auf jede andere Weise, sofern sie im Zeitpunkt der 
Abtretung oder, im Fall künftiger Forderungen, bei Abschluss 

des Ursprungsvertrags als Forderungen bestimmbar sind, auf 
die sich die Abtretung bezieht. 

 2. Sofern nichts anderes vereinbart ist, ist eine Abtretung 
einer oder mehrerer künftiger Forderungen wirksam, ohne dass 
es für jede einzelne Forderung einer erneuten Übertragungs-
handlung bedarf. 

 3. Mit Ausnahme der in Absatz 1, in Artikel 9 und in Ar-
tikel 10 Absätze 2 und 3 vorgesehenen Fälle bleiben gesetz-
liche Beschränkungen von Abtretungen von diesem Über-
einkommen unberührt. 

Artikel 9 
Vertragliche Beschränkungen von Abtretungen 

 1. Die Abtretung einer Forderung ist auch dann wirksam, 
wenn zwischen dem ursprünglichen oder einem nachfolgenden 
Zedenten und dem Schuldner oder einem nachfolgenden Zes-
sionar eine Vereinbarung besteht, die das Recht des Zedenten, 
seine Forderungen abzutreten, in irgendeiner Weise beschränkt. 

 2. Dieser Artikel berührt nicht die Verpflichtungen oder 
die Haftung des Zedenten wegen der Verletzung einer solchen 
Vereinbarung, doch kann die andere Partei der Vereinbarung 
den Ursprungsvertrag oder den Abtretungsvertrag nicht allein 
auf Grund dieser Verletzung aufheben. Eine Person, die nicht 
Partei einer solchen Vereinbarung ist, ist nicht allein deshalb 
haftbar, weil sie von der Vereinbarung Kenntnis hatte. 

 3. Dieser Artikel findet nur auf die Abtretung von For-
derungen Anwendung, 

 a) die aus einem Ursprungsvertrag entstehen, bei dem es 
sich um einen Vertrag über die Lieferung oder die Vermietung 
beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstleistungen, 
mit Ausnahme von Finanzdienstleistungen, einen Bauvertrag 
oder einen Vertrag über den Verkauf oder die Vermietung von 
Immobilien handelt; 

 b) die aus einem Ursprungsvertrag über den Kauf, die 
Vermietung oder die Lizenzierung gewerblichen oder sonstigen 
geistigen Eigentums oder rechtlich geschützter Informationen 
entstehen; 

 c) die eine Zahlungsverpflichtung aus einem Kreditkar-
tengeschäft darstellen oder 

 d) die dem Zedenten nach der Nettoverrechnung von 
Zahlungen auf Grund einer zwischen mehr als zwei Parteien 
geschlossenen Aufrechnungsvereinbarung geschuldet werden. 

Artikel 10 
Übertragung von Sicherungsrechten 

 1. Ein persönliches oder dingliches Sicherungsrecht zur 
Gewährleistung der Zahlung der abgetretenen Forderung geht 
ohne eine erneute Übertragungshandlung auf den Zessionar 
über. Ist ein solches Sicherungsrecht nach dem dafür maßge-
benden Recht nur durch eine erneute Übertragungshandlung 
übertragbar, so ist der Zedent verpflichtet, dieses Recht sowie 
jeden Erlös auf den Zessionar zu übertragen. 
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 2. Ein Sicherungsrecht zur Gewährleistung der Zahlung 
der abgetretenen Forderung wird auch dann nach Absatz 1 
übertragen, wenn zwischen dem Zedenten und dem Schuldner 
oder einer anderen Person, die dieses Recht gewährt, eine Ver-
einbarung besteht, die das Recht des Zedenten, die Forderung 
oder das für die abgetretene Forderung bestehende Sicherungs-
recht abzutreten, in irgendeiner Weise beschränkt.  

 3. Dieser Artikel berührt nicht die Verpflichtungen oder 
die Haftung des Zedenten wegen der Verletzung einer Verein-
barung nach Absatz 2, doch kann die andere Partei der Verein-
barung den Ursprungsvertrag oder den Abtretungsvertrag nicht 
allein auf Grund dieser Verletzung aufheben. Eine Person, die 
nicht Partei einer solchen Vereinbarung ist, ist nicht allein 
deshalb haftbar, weil sie von der Vereinbarung Kenntnis hatte. 

 4. Die Absätze 2 und 3 finden nur auf die Abtretung von 
Forderungen Anwendung, 

 a) die aus einem Ursprungsvertrag entstehen, bei dem es 
sich um einen Vertrag über die Lieferung oder die Vermietung 
beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstleistungen, 
mit Ausnahme von Finanzdienstleistungen, einen Bauvertrag 
oder einen Vertrag über den Verkauf oder die Vermietung von 
Immobilien handelt; 

 b) die aus einem Ursprungsvertrag über den Kauf, die 
Vermietung oder die Lizenzierung gewerblichen oder sonstigen 
geistigen Eigentums oder rechtlich geschützter Informationen 
entstehen; 

 c) die eine Zahlungsverpflichtung aus einem Kreditkar-
tengeschäft darstellen oder 

 d) die dem Zedenten bei der Nettoverrechnung von Zah-
lungen auf Grund einer zwischen mehr als zwei Parteien ge-
schlossenen Aufrechnungsvereinbarung geschuldet werden. 

 5. Die Übertragung eines dinglichen Besitzrechts nach 
Absatz 1 berührt nicht die Verpflichtungen des Zedenten 
gegenüber dem Schuldner oder gegenüber der das dingliche 
Recht an der übertragenen Sache gewährenden Person nach 
dem für dieses dingliche Recht maßgebenden Recht. 

 6. Absatz 1 berührt nicht die nach anderen Rechts-
normen als diesem Übereinkommen bestehenden Erfordernisse 
bezüglich der Form oder der Registrierung der Übertragung 
von Sicherungsrechten, welche die Zahlung der abgetretenen 
Forderung gewährleisten. 

Kapitel IV 
Rechte, Pflichten und Einwendungen 

Abschnitt I 
Zedent und Zessionar 

Artikel 11 
Rechte und Pflichten des Zedenten und des Zessionars 

 1. Die gegenseitigen Rechte und Pflichten des Zedenten 
und des Zessionars aus der zwischen ihnen bestehenden Ver-
einbarung bestimmen sich nach den darin festgelegten Bedin-

gungen, einschließlich der in der Vereinbarung genannten Vor-
schriften oder allgemeinen Bedingungen. 

 2. Der Zedent und der Zessionar sind an die Gebräuche, 
mit denen sie sich einverstanden erklärt haben, und, sofern 
nichts anderes vereinbart ist, an die Gepflogenheiten gebunden, 
die zwischen ihnen entstanden sind.  

 3. Haben Zedent und Zessionar nichts anderes verein-
bart, so wird bei einer internationalen Abtretung angenommen, 
dass sie sich bei der Abtretung stillschweigend auf Gebräuche 
bezogen haben, die im internationalen Handel den Parteien von 
Abtretungen der betreffenden Art oder von Abtretungen der 
betreffenden Kategorie von Forderungen weithin bekannt sind 
und von ihnen regelmäßig beachtet werden. 

Artikel 12 
Zusicherungen des Zedenten 

 1. Soweit Zedent und Zessionar nichts anderes vereinbart 
haben, sichert der Zedent im Zeitpunkt des Abschlusses des 
Abtretungsvertrags zu,  

 a) dass der Zedent berechtigt ist, die Forderung abzu-
treten; 

 b) dass der Zedent die Forderung nicht zuvor an einen 
anderen Zessionar abgetreten hat und 

 c) dass der Schuldner keine Einwendungen oder Auf-
rechnungsrechte hat oder haben wird. 

 2. Soweit Zedent und Zessionar nichts anderes vereinbart 
haben, sichert der Zedent nicht zu, dass der Schuldner zah-
lungsfähig ist oder sein wird. 

Artikel 13 
Recht zur Abtretungsanzeige an den Schuldner 

 1. Soweit Zedent und Zessionar nichts anderes vereinbart 
haben, können entweder der Zedent oder der Zessionar oder 
beide die Abtretungsanzeige und eine Zahlungsaufforderung an 
den Schuldner senden; nach Absendung der Abtretungsanzeige 
darf jedoch nur der Zessionar eine solche Aufforderung senden.  

 2. Eine unter Verletzung einer Vereinbarung nach Ab-
satz 1 gesandte Abtretungsanzeige oder Zahlungsaufforderung 
ist wegen dieser Verletzung nicht für die Zwecke des Arti-
kels 17 unwirksam. Dieser Artikel berührt jedoch nicht die 
Verpflichtungen oder die Haftung der die Vereinbarung ver-
letzenden Partei in Bezug auf die durch die Verletzung entste-
henden Schäden.  

Artikel 14 
Recht auf Zahlung 

 1. Soweit Zedent und Zessionar nichts anderes vereinbart 
haben und unabhängig davon, ob die Abtretungsanzeige über-
sandt wurde, gilt im Verhältnis zwischen ihnen Folgendes: 
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 a) Wird in Bezug auf die abgetretene Forderung eine 
Zahlung an den Zessionar geleistet, so ist der Zessionar be-
rechtigt, den Erlös sowie die Güter, die in Bezug auf die abge-
tretene Forderung zurückgegeben wurden, zurückzubehalten; 

 b) wird in Bezug auf die abgetretene Forderung eine 
Zahlung an den Zedenten geleistet, so hat der Zessionar An-
spruch auf die Zahlung des Erlöses sowie auf die Güter, die 
dem Zedenten in Bezug auf die abgetretene Forderung zurück-
gegeben wurden; 

 c) wird in Bezug auf die abgetretene Forderung eine 
Zahlung an eine andere Person geleistet, vor welcher der 
Zessionar Vorrang hat, so hat der Zessionar Anspruch auf die 
Zahlung des Erlöses sowie auf die Güter, die dieser anderen 
Person in Bezug auf die abgetretene Forderung zurückgegeben 
wurden. 

 2. Der Zessionar darf nichts zurückbehalten, was den 
Wert seines Rechtes an der Forderung übersteigt. 

Abschnitt II 
Schuldner 

Artikel 15 
Grundsatz des Schuldnerschutzes 

 1. Sofern in diesem Übereinkommen nichts anderes 
vorgesehen ist, berührt eine Abtretung ohne vorherige Zustim-
mung des Schuldners nicht dessen Rechte und Pflichten, ein-
schließlich der im Ursprungsvertrag enthaltenen Zahlungsbe-
dingungen. 

 2. In einer Zahlungsaufforderung können die Person, die 
Adresse oder das Konto, an die der Schuldner die Zahlung zu 
leisten hat, geändert werden, nicht jedoch  

 a) die im Ursprungsvertrag festgelegte Währung, in der 
die Zahlung zu erfolgen hat, oder 

 b) der im Ursprungsvertrag festgelegte Staat, in dem die 
Zahlung zu leisten ist, es sei denn, er wird durch den Staat 
ersetzt, in dem sich der Schuldner befindet. 

Artikel 16 
Abtretungsanzeige an den Schuldner 

 1. Die Abtretungsanzeige oder eine Zahlungsaufforde-
rung ist wirksam, wenn sie dem Schuldner zugeht, sofern sie in 
einer Sprache erfolgt, von der vernünftigerweise erwartet wer-
den kann, dass sie den Schuldner über ihren Inhalt in Kenntnis 
setzt. Es genügt, wenn die Abtretungsanzeige oder eine Zah-
lungsaufforderung in der Sprache des Ursprungsvertrags abge-
fasst ist. 

 2. Die Abtretungsanzeige oder eine Zahlungsaufforde-
rung kann sich auf Forderungen beziehen, die nach der Anzeige 
entstehen. 

 3. Die Anzeige einer nachfolgenden Abtretung stellt eine 
Anzeige aller vorangegangenen Abtretungen dar. 

Artikel 17 
Befreiende Leistung durch den Schuldner 

 1. Solange dem Schuldner die Abtretungsanzeige nicht 
zugegangen ist, ist er berechtigt, durch Zahlung nach Maßgabe 
des Ursprungsvertrags befreiend zu leisten. 

 2. Nachdem dem Schuldner die Abtretungsanzeige zuge-
gangen ist, kann er vorbehaltlich der Absätze 3 bis 8 nur durch 
Zahlung an den Zessionar befreiend leisten oder, sofern er in 
der Abtretungsanzeige oder danach vom Zessionar in einem 
dem Schuldner zugegangenen Schriftstück anderweitig ange-
wiesen wird, nach Maßgabe dieser Anweisungen.  

 3. Geht dem Schuldner mehr als eine Zahlungsaufforde-
rung zu, die sich auf eine einzige Abtretung derselben Forde-
rung durch denselben Zedenten bezieht, so kann der Schuldner 
befreiend leisten, indem er eine Zahlung nach Maßgabe der 
letzten Zahlungsaufforderung leistet, die ihm vor der Zahlung 
von dem Zessionar zugegangen ist. 

 4. Gehen dem Schuldner Abtretungsanzeigen zu, die sich 
auf mehr als eine Abtretung derselben Forderung durch densel-
ben Zedenten beziehen, so kann der Schuldner durch Zahlung 
nach Maßgabe der ihm zuerst zugegangenen Anzeige befreiend 
leisten. 

 5. Geht dem Schuldner eine Anzeige der Abtretung einer 
oder mehrerer nachfolgenden Abtretungen zu, so kann der 
Schuldner durch Zahlung nach Maßgabe der Anzeige der 
letzten nachfolgenden Abtretung befreiend leisten. 

 6. Geht dem Schuldner eine Anzeige der Abtretung eines 
Teiles einer oder mehrerer Forderungen oder eines ungeteilten 
Anspruchs darauf zu, so kann der Schuldner durch Zahlung 
nach Maßgabe der Anzeige oder nach diesem Artikel befreiend 
leisten, als sei ihm die Anzeige nicht zugegangen. Leistet der 
Schuldner nach Maßgabe der Anzeige eine Zahlung, so kann er 
nur in Bezug auf den bezahlten Teil oder den bezahlten 
ungeteilten Anspruch befreiend leisten. 

 7. Geht dem Schuldner eine Abtretungsanzeige von dem 
Zessionar zu, so ist der Schuldner berechtigt, von diesem 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums einen hinreichenden 
Nachweis dafür zu verlangen, dass die Abtretung von dem 
ursprünglichen Zedenten an den ursprünglichen Zessionar so-
wie jede etwaige zwischenzeitliche Abtretung erfolgt ist; 
kommt der Zessionar diesem Verlangen nicht nach, so kann der 
Schuldner nach diesem Artikel eine Zahlung leisten, als sei ihm 
die Anzeige von dem Zessionar nicht zugegangen. Als hin-
reichender Nachweis einer Abtretung gilt unter anderem jedes 
von dem Zedenten ausgestellte Schriftstück, das besagt, dass 
die Abtretung stattgefunden hat. 

 8. Sonstige Gründe, aus denen der Schuldner durch Zah-
lung an die empfangsberechtigte Person, ein zuständiges Ge-
richt oder eine andere zuständige Stelle oder eine öffentliche 
Hinterlegungsstelle befreiend leisten kann, bleiben von diesem 
Artikel unberührt. 
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Artikel 18 
Einwendungen und Aufrechnungsrechte des Schuldners 

 1. Fordert der Zessionar den Schuldner zur Zahlung der 
abgetretenen Forderung auf, so kann der Schuldner dem 
Zessionar alle Einwendungen und Aufrechnungsrechte ent-
gegenhalten, die sich aus dem Ursprungsvertrag oder jedem 
anderen Vertrag, der Teil desselben Geschäfts war, ergeben und 
die der Schuldner geltend machen könnte, wenn die Abtretung 
nicht vorgenommen worden wäre und die Zahlungsaufforde-
rung durch den Zedenten erfolgt wäre. 

 2. Der Schuldner kann dem Zessionar jedes sonstige 
Aufrechnungsrecht entgegenhalten, sofern es dem Schuldner zu 
dem Zeitpunkt zustand, zu dem ihm die Abtretungsanzeige 
zuging.  

 3. Unbeschadet der Absätze 1 und 2 kann der Schuldner 
die Einwendungen und Aufrechnungsrechte, die er nach Arti-
kel 9 oder 10 im Fall der Verletzung einer Vereinbarung, durch 
die das Recht des Zedenten, die Abtretung vorzunehmen, in 
irgendeiner Weise beschränkt wird, dem Zedenten entgegen-
halten kann, nicht gegen den Zessionar geltend machen. 

Artikel 19 
Vereinbarung, keine Einwendungen oder Aufrechnungsrechte 
geltend zu machen 

 1. Der Schuldner kann mit dem Zedenten in einem vom 
Schuldner unterzeichneten Schriftstück vereinbaren, dem Zes-
sionar keine Einwendungen oder Aufrechnungsrechte entge-
genzuhalten, die er nach Artikel 18 geltend machen könnte. 
Eine solche Vereinbarung hindert den Schuldner daran, diese 
Einwendungen und Aufrechnungsrechte gegen den Zessionar 
geltend zu machen. 

 2. Der Schuldner kann nicht auf Einwendungen ver-
zichten, 

 a) die aus betrügerischen Handlungen des Zessionars 
entstehen oder 

 b) die auf der Geschäftsunfähigkeit des Schuldners be-
ruhen. 

 3. Eine solche Vereinbarung kann nur durch eine Ver-
einbarung geändert werden, die in einem vom Schuldner unter-
zeichneten Schriftstück enthalten ist. Die Wirkung einer sol-
chen Änderung gegenüber dem Zessionar bestimmt sich nach 
Artikel 20 Absatz 2. 

Artikel 20 
Änderung des Ursprungsvertrags 

 1. Eine vor Anzeige der Abtretung zwischen dem Zeden-
ten und dem Schuldner geschlossene Vereinbarung, welche die 
Rechte des Zessionars berührt, ist dem Zessionar gegenüber 
wirksam, und der Zessionar erwirbt die entsprechenden Rechte. 

 2. Eine nach Anzeige der Abtretung zwischen dem Ze-
denten und dem Schuldner geschlossene Vereinbarung, welche 

die Rechte des Zessionars berührt, ist dem Zessionar gegenüber 
unwirksam, es sei denn, 

 a) der Zessionar stimmt ihr zu oder 

 b) die Forderung ist wegen unvollständiger Erfüllung des 
Ursprungsvertrags nicht vollständig entstanden und die Ände-
rung ist entweder im Ursprungsvertrag vorgesehen oder ein 
vernünftig handelnder Zessionar würde der Änderung im 
Zusammenhang mit dem Ursprungsvertrag zustimmen.  

 3. Die Rechte des Zedenten oder des Zessionars aus der 
Verletzung einer zwischen ihnen bestehenden Vereinbarung 
bleiben von den Absätzen 1 und 2 unberührt. 

Artikel 21 
Rückforderung von Zahlungen 

 Die Nichterfüllung des Ursprungsvertrags durch den Zeden-
ten berechtigt den Schuldner nicht, einen vom Schuldner an 
den Zedenten oder den Zessionar gezahlten Betrag von dem 
Zessionar zurückzufordern. 

Abschnitt III 
Dritte 

Artikel 22 
Auf konkurrierende Ansprüche anzuwendendes Recht 

 Mit Ausnahme der in diesem Übereinkommen an anderer 
Stelle geregelten Angelegenheiten und vorbehaltlich der 
Artikel 23 und 24 bestimmt sich der Vorrang des Rechts eines 
Zessionars an der abgetretenen Forderung vor dem Recht eines 
konkurrierenden Anspruchstellers nach dem Recht des Staates, 
in dem sich der Zedent befindet. 

Artikel 23 
Öffentliche Ordnung und zwingende Vorschriften 

 1. Die Anwendung einer Bestimmung des Rechts des 
Staates, in dem sich der Zedent befindet, kann nur versagt wer-
den, wenn die Anwendung dieser Bestimmung offensichtlich 
im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des Staates des 
angerufenen Gerichts steht. 

 2. Die Vorschriften des Rechts des Staates des angeru-
fenen Gerichts oder eines anderen Staates, die ohne Rücksicht 
auf das anzuwendende Recht den Sachverhalt zwingend regeln, 
dürfen die Anwendung einer Bestimmung des Rechts des 
Staates, in dem sich der Zedent befindet, nicht verhindern. 

 3. Ungeachtet des Absatzes 2 kann in einem Insolvenz-
verfahren, das in einem anderen Staat als demjenigen, in dem 
sich der Zedent befindet, eingeleitet wird, einem Vorzugsrecht, 
das nach dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts von 
Gesetzes wegen entsteht und dem in einem Insolvenzverfahren 
nach dem Recht dieses Staates Vorrang vor den Rechten eines 
Zessionars eingeräumt wird, ungeachtet des Artikels 22 Vor-
rang eingeräumt werden. Ein Staat kann jederzeit eine Er-
klärung hinterlegen, die diese Vorzugsrechte bezeichnet. 
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Artikel 24 
Sonderregelungen für Erlöse 

 1. Erhält der Zessionar den Erlös, so ist er berechtigt, 
diesen zu behalten, soweit sein Recht an der abgetretenen 
Forderung Vorrang vor dem Recht eines konkurrierenden 
Anspruchstellers an der abgetretenen Forderung hatte. 

 2. Erhält der Zedent den Erlös, so hat das Recht des Zes-
sionars an diesem Erlös in demselben Maße Vorrang vor dem 
Recht eines konkurrierenden Anspruchstellers an diesem Erlös 
wie das Recht des Zessionars Vorrang vor dem Recht dieses 
Anspruchstellers an der abgetretenen Forderung hatte, wenn 

 a) der Zedent den Erlös erhalten hat und von dem Zes-
sionar die Anweisung hat, ihn für den Zessionar zu verwahren 
und 

 b) der Erlös von dem Zedenten für den Zessionar geson-
dert verwahrt wird und von den Vermögenswerten des Zeden-
ten hinreichend unterscheidbar ist, wie im Fall eines getrennten 
Einlagen- oder Wertpapierkontos, das ausschließlich Erlöse in 
Form von Bargeld oder Wertpapieren enthält. 

 3. Absatz 2 berührt nicht den Vorrang einer Person, die 
ein Aufrechnungsrecht oder ein durch Vereinbarung begründe-
tes und nicht aus einem Recht an der Forderung abgeleitetes 
Recht innehat. 

Artikel 25 
Verzicht 

 Ein bevorrechtigter Zessionar kann auf seinen Vorrang 
jederzeit einseitig oder durch Vereinbarung zu Gunsten eines 
gegenwärtigen oder künftigen Zessionars verzichten. 

Kapitel V 
Autonome Kollisionsnormen 

Artikel 26 
Anwendung des Kapitels V 

 Dieses Kapitel findet Anwendung auf Gegenstände,  

 a) die nach Artikel 1 Absatz 4 in den Anwendungsbe-
reich dieses Übereinkommens fallen und 

 b) die anderweitig in den Anwendungsbereich dieses 
Übereinkommens fallen, jedoch nicht in ihm an anderer Stelle 
geregelt sind.  

Artikel 27 
Form des Abtretungsvertrags 

 1. Ein Abtretungsvertrag zwischen Personen, die sich in 
demselben Staat befinden, ist zwischen ihnen formgültig, wenn 
er die Erfordernisse des auf ihn anzuwendenden Rechts oder 
des Rechts des Staates, in dem er geschlossen wurde, erfüllt. 

 2. Ein Abtretungsvertrag zwischen Personen, die sich in 
verschiedenen Staaten befinden, ist zwischen ihnen formgültig, 
wenn er die Erfordernisse des auf ihn anzuwendenden Rechts 
oder des Rechts eines dieser Staaten erfüllt. 

Artikel 28 
Auf die gegenseitigen Rechte und Pflichten von Zedent und 
Zessionar anzuwendendes Recht 

 1. Die aus der Vereinbarung zwischen dem Zedenten und 
dem Zessionar entstehenden gegenseitigen Rechte und Pflich-
ten unterliegen dem von ihnen gewählten Recht. 

 2. Haben Zedent und Zessionar keine Rechtswahl ge-
troffen, so unterliegen die aus ihrer Vereinbarung entstehenden 
gegenseitigen Rechte und Pflichten dem Recht des Staates, mit 
dem der Abtretungsvertrag die engste Verbindung aufweist.  

Artikel 29 
Auf die Rechte und Pflichten des Zessionars und des Schuld-
ners anzuwendendes Recht 

 Das Recht, dem der Ursprungsvertrag unterliegt, bestimmt 
die Wirksamkeit vertraglicher Abtretungsbeschränkungen zwi-
schen dem Zessionar und dem Schuldner, das Verhältnis zwi-
schen Zessionar und Schuldner, die Voraussetzungen, unter 
denen die Abtretung dem Schuldner entgegengehalten werden 
kann, und die befreiende Wirkung einer Leistung durch den 
Schuldner. 

Artikel 30 
Auf den Vorrang anzuwendendes Recht  

 1. Für den Vorrang des Rechts eines Zessionars an der 
abgetretenen Forderung vor dem Recht eines konkurrierenden 
Anspruchstellers ist das Recht des Staates maßgebend, in dem 
sich der Zedent befindet. 

 2. Die Vorschriften des Rechts des Staates des angerufe-
nen Gerichts oder eines anderen Staates, die ohne Rücksicht 
auf das anzuwendende Recht den Sachverhalt zwingend regeln, 
dürfen die Anwendung einer Bestimmung des Rechts des 
Staates, in dem sich der Zedent befindet, nicht verhindern. 

 3. Ungeachtet des Absatzes 2 kann in einem Insolvenz-
verfahren, das in einem anderen Staat als demjenigen, in dem 
sich der Zedent befindet, eingeleitet wird, einem Vorzugsrecht, 
das nach dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts von 
Gesetzes wegen entsteht und dem in einem Insolvenzverfahren 
nach dem Recht dieses Staates Vorrang vor den Rechten eines 
Zessionars eingeräumt wird, ungeachtet des Absatzes 1 Vorrang 
eingeräumt werden. 

Artikel 31 
Zwingende Vorschriften 

 1. Die Artikel 27 bis 29 berühren nicht die Anwendung 
der nach dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts gel-
tenden Bestimmungen, die ohne Rücksicht auf das anzuwen-
dende Recht den Sachverhalt zwingend regeln. 

 2. Die Artikel 27 bis 29 berühren nicht die Anwendung 
der zwingenden Bestimmungen des Rechts eines anderen 
Staates, mit dem die in diesen Artikeln geregelten Gegenstände 
eine enge Verbindung aufweisen, soweit diese Bestimmungen 
nach dem Recht dieses anderen Staates ohne Rücksicht auf das 
anzuwendende Recht anzuwenden sind. 
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Artikel 32 
Öffentliche Ordnung (ordre public) 

 Im Hinblick auf die in diesem Kapitel geregelten Gegen-
stände darf die Anwendung einer Bestimmung des in diesem 
Kapitel bezeichneten Rechts nur versagt werden, wenn die An-
wendung offensichtlich im Widerspruch zur öffentlichen Ord-
nung (ordre public) des Staates des angerufenen Gerichts steht. 

Kapitel VI 
Schlussbestimmungen 

Artikel 33 
Verwahrer 

 Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer 
dieses Übereinkommens. 

Artikel 34 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung, Beitritt 

 1. Dieses Übereinkommen liegt bis zum 31. Dezember 
2003 am Sitz der Vereinten Nationen in New York für alle 
Staaten zur Unterzeichnung auf. 

 2. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung durch die Unterzeichnerstaaten. 

 3. Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die nicht 
Unterzeichnerstaaten sind, von dem Tag an zum Beitritt offen, 
an dem es zur Unterzeichnung aufgelegt wird. 

 4. Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- und 
Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt. 

Artikel 35 
Anwendung auf Gebietseinheiten 

 1. Ein Staat, der zwei oder mehr Gebietseinheiten um-
fasst, in denen auf die in diesem Übereinkommen geregelten 
Gegenstände unterschiedliche Rechtsordnungen angewendet 
werden, kann jederzeit erklären, dass dieses Übereinkommen 
sich auf alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder 
mehrere derselben erstreckt; er kann seine Erklärung jederzeit 
durch eine neue Erklärung ersetzen. 

 2. Die Erklärungen haben ausdrücklich anzugeben, auf 
welche Gebietseinheiten das Übereinkommen sich erstreckt. 

 3. Erstreckt sich das Übereinkommen auf Grund einer 
Erklärung nach diesem Artikel nicht auf alle Gebietseinheiten 
eines Staates und befindet sich der Zedent oder der Schuldner 
in einer Gebietseinheit, auf die sich das Übereinkommen nicht 
erstreckt, so wird er als sich nicht in einem Vertragsstaat 
befindend betrachtet. 

 4. Erstreckt sich das Übereinkommen auf Grund einer 
Erklärung nach diesem Artikel nicht auf alle Gebietseinheiten 
eines Staates und ist das Recht, das für den Ursprungsvertrag 
maßgebend ist, das geltende Recht in einer Gebietseinheit, auf 

die sich das Übereinkommen nicht erstreckt, so wird das Recht, 
das für den Ursprungsvertrag maßgebend ist, nicht als das 
Recht eines Vertragsstaats betrachtet. 

 5. Gibt ein Staat keine Erklärung nach Absatz 1 ab, so 
erstreckt sich das Übereinkommen auf alle Gebietseinheiten 
dieses Staates. 

Artikel 36 
Ort, an dem sich jemand befindet, im Fall von Gebietsein-
heiten 

 Befindet sich eine Person in einem Staat, der zwei oder 
mehr Gebietseinheiten umfasst, so befindet sie sich in der 
Gebietseinheit, in der sie ihre Niederlassung hat. Hat der Ze-
dent oder der Zessionar in mehr als einer Gebietseinheit eine 
Niederlassung, so ist die Niederlassung maßgebend, an der die 
zentrale Verwaltung des Zedenten oder des Zessionars ausgeübt 
wird. Hat der Schuldner eine Niederlassung in mehr als einer 
Gebietseinheit, so ist die Niederlassung maßgebend, die die 
engste Beziehung zum Ursprungsvertrag hat. Falls eine Person 
keine Niederlassung hat, ist ihr gewöhnlicher Aufenthalt 
maßgebend. Ein Staat mit zwei oder mehr Gebietseinheiten 
kann jederzeit durch eine Erklärung andere Regelungen für die 
Bestimmung des Orts, an dem sich eine Person in diesem Staat 
befindet, festlegen.  

Artikel 37 
Anzuwendendes Recht in Gebietseinheiten 

 Wird in diesem Übereinkommen auf das Recht eines Staates 
Bezug genommen, so ist im Fall eines Staates, der zwei oder 
mehr Gebietseinheiten umfasst, das in der Gebietseinheit gel-
tende Recht zu verstehen. Ein solcher Staat kann jederzeit 
durch eine Erklärung andere Regelungen für die Bestimmung 
des anzuwendenden Rechts festlegen, einschließlich Rege-
lungen, durch die das Recht einer anderen Gebietseinheit dieses 
Staates zur Anwendung gebracht wird. 

Artikel 38 
Kollisionen mit anderen internationalen Übereinkünften 

 1. Dieses Übereinkommen geht bereits geschlossenen 
oder in Zukunft zu schließenden völkerrechtlichen Überein-
künften, die eigens ein Geschäft regeln, das ansonsten diesem 
Übereinkommen unterliegt, nicht vor. 

 2. Ungeachtet des Absatzes 1 hat dieses Übereinkommen 
Vorrang vor dem Unidroit-Übereinkommen über das interna-
tionale Factoring ("Übereinkommen von Ottawa"). Soweit die-
ses Übereinkommen auf die Rechte und Pflichten eines Schuld-
ners keine Anwendung findet, schließt es die Anwendung des 
Übereinkommens von Ottawa in Bezug auf die Rechte und 
Pflichten dieses Schuldners nicht aus. 

Artikel 39 
Erklärung zur Anwendung des Kapitels V 

 Ein Staat kann jederzeit erklären, dass er durch Kapitel V 
nicht gebunden ist. 
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Artikel 40 
Beschränkungen bezüglich juristischer Personen des öffent-
lichen Rechts 

 Ein Staat kann jederzeit erklären, dass er durch die Arti-
kel 9 und 10 nicht gebunden ist oder inwieweit er durch sie 
nicht gebunden ist, wenn der Schuldner oder eine Person, die 
ein persönliches oder dingliches Sicherungsrecht zur Gewähr-
leistung der Zahlung der abgetretenen Forderung einräumt, im 
Zeitpunkt des Abschlusses des Ursprungsvertrags sich in die-
sem Staat befindet und eine nationale oder kommunale öffent-
lich-rechtliche Körperschaft, eine Untergliederung derselben 
oder eine öffentlich-rechtliche Einrichtung ist. Hat ein Staat ei-
ne solche Erklärung abgegeben, so bleiben die Rechte und 
Pflichten dieses Schuldners oder dieser Person von den Arti-
keln 9 und 10 unberührt. Ein Staat kann in einer Erklärung die 
Arten von Einrichtungen aufführen, auf die sich eine Erklärung 
bezieht. 

Artikel 41 
Sonstige Ausschlüsse 

 1. Ein Staat kann jederzeit erklären, dass er dieses Über-
einkommen auf bestimmte Arten von Abtretungen oder auf die 
Abtretung bestimmter Kategorien von Forderungen, die in 
einer Erklärung deutlich beschrieben werden, nicht anwenden 
wird. 

 2. Nachdem eine Erklärung nach Absatz 1 wirksam wird,  

 a) findet dieses Übereinkommen auf diese Arten von 
Abtretungen oder auf die Abtretung dieser Kategorien von 
Forderungen keine Anwendung, wenn sich der Zedent bei 
Abschluss des Abtretungsvertrags in diesem Staat befindet, und 

 b) finden die Bestimmungen dieses Übereinkommens, 
welche die Rechte und Pflichten des Schuldners berühren, 
keine Anwendung, wenn sich der Schuldner bei Abschluss des 
Ursprungsvertrags in diesem Staat befindet oder wenn das für 
den Ursprungsvertrag maßgebende Recht das Recht dieses 
Staates ist.  

 3. Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Abtre-
tungen der in Artikel 9 Absatz 3 aufgeführten Forderungen. 

Artikel 42 
Anwendung der Anlage 

 1. Ein Staat kann jederzeit erklären, dass er 

 a) durch die in Abschnitt I der Anlage festgelegten 
Vorrangregeln gebunden ist und an dem nach Abschnitt II der 
Anlage eingerichteten internationalen Registrierungssystem 
teilnehmen wird; 

 b) durch die in Abschnitt I der Anlage festgelegten Vor-
rangregeln gebunden ist und diesen Regeln durch ein Registrie-
rungssystem Wirksamkeit verleihen wird, das den Zweck dieser 
Regeln erfüllt; in diesem Fall hat für die Zwecke des Ab-
schnitts I der Anlage die Registrierung nach diesem System 

dieselbe Wirkung wie die Registrierung nach Abschnitt II der 
Anlage; 

 c) durch die in Abschnitt III der Anlage festgelegten 
Vorrangregeln gebunden ist;  

 d) durch die in Abschnitt IV der Anlage festgelegten 
Vorrangregeln gebunden ist oder 

 e) durch die in den Artikeln 7 und 9 der Anlage 
festgelegten Vorrangregeln gebunden ist. 

 2. Für die Zwecke des Artikels 22 

 a) ist das Recht eines Staates, der eine Erklärung nach 
Absatz 1 Buchstabe a oder b abgegeben hat, die Gesamtheit der 
in Abschnitt I der Anlage festgelegten Regeln in der gegebe-
nenfalls durch eine nach Absatz 5 abgegebene Erklärung geän-
derten Fassung; 

 b) ist das Recht eines Staates, der eine Erklärung nach 
Absatz 1 Buchstabe c abgegeben hat, die Gesamtheit der in Ab-
schnitt III der Anlage festgelegten Regeln in der gegebenenfalls 
durch eine nach Absatz 5 abgegebene Erklärung geänderten 
Fassung; 

 c) das Recht eines Staates, der eine Erklärung nach Ab-
satz 1 Buchstabe d abgegeben hat, die Gesamtheit der in Ab-
schnitt IV der Anlage festgelegten Regeln in der gegebenen-
falls durch eine nach Absatz 5 abgegebene Erklärung geänder-
ten Fassung; 

 d) ist das Recht eines Staates, der eine Erklärung nach 
Absatz 1 Buchstabe e abgegeben hat, die Gesamtheit der in den 
Artikeln 7 und 9 der Anlage festgelegten Regeln in der gegebe-
nenfalls durch eine nach Absatz 5 abgegebene Erklärung 
geänderten Fassung. 

 3. Ein Staat, der eine Erklärung nach Absatz 1 abgege-
ben hat, kann Regeln aufstellen, nach denen Abtretungsverträ-
ge, die vor dem Wirksamwerden der Erklärung geschlossen 
wurden, nach Ablauf einer angemessenen Frist diesen Regeln 
unterliegen. 

 4. Ein Staat, der keine Erklärung nach Absatz 1 abge-
geben hat, kann im Einklang mit den in diesem Staat geltenden 
Vorrangregeln das nach Abschnitt II der Anlage eingerichtete 
Registrierungssystem nutzen. 

 5. Ein Staat kann bei der Abgabe einer Erklärung nach 
Absatz 1 oder danach erklären, 

 a) dass er die nach Absatz 1 gewählten Vorrangregeln 
auf bestimmte Arten von Abtretungen oder auf Abtretungen 
bestimmter Kategorien von Forderungen nicht anwenden wird 
oder 

 b) dass er diese Vorrangregeln mit den in der Erklärung 
genannten Änderungen anwenden wird. 

 6. Wenn Vertrags- oder Unterzeichnerstaaten dieses 
Übereinkommens, die mindestens ein Drittel der Vertrags- und 
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Unterzeichnerstaaten vertreten, dies verlangen, hat der Ver-
wahrer eine Konferenz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten 
einzuberufen, um die Aufsichtsbehörde und den ersten Regi-
sterführer zu benennen und die in Abschnitt II der Anlage 
genannten Vorschriften auszuarbeiten beziehungsweise zu 
überarbeiten.  

Artikel 43 
Wirkung von Erklärungen 

 1. Erklärungen, die nach Artikel 35 Absatz 1, den Arti-
keln 36, 37 oder 39 bis 42 bei der Unterzeichnung abgegeben 
werden, bedürfen der Bestätigung bei der Ratifikation, Annah-
me oder Genehmigung. 

 2. Erklärungen und Bestätigungen von Erklärungen be-
dürfen der Schriftform und sind dem Verwahrer zu notifizieren. 

 3. Eine Erklärung wird gleichzeitig mit dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens für den betreffenden Staat wirksam. 
Eine Erklärung, die dem Verwahrer nach diesem Inkrafttreten 
notifiziert wird, wird jedoch am ersten Tag des Monats wirk-
sam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach ihrem 
Eingang beim Verwahrer folgt. 

 4. Ein Staat, der eine Erklärung nach Artikel 35 Ab-
satz 1, den Artikeln 36, 37 oder 39 bis 42 abgibt, kann sie je-
derzeit durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche 
Notifikation zurücknehmen. Eine solche Rücknahme wird am 
ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt 
von sechs Monaten nach Eingang der Notifikation beim 
Verwahrer folgt. 

 5. Wenn im Fall einer Erklärung nach Artikel 35 Ab-
satz 1, den Artikeln 36, 37 oder 39 bis 42, die nach dem In-
krafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Staat 
wirksam wird, oder im Fall der Rücknahme einer solchen 
Erklärung diese Erklärung oder die Rücknahme bewirkt, dass 
eine Bestimmung dieses Übereinkommens, einschließlich einer 
Anlage, anwendbar wird,  

 a) so ist diese Bestimmung, soweit unter Buchstabe b 
nichts anderes vorgesehen ist, nur auf Abtretungen anwendbar, 
für die der Abtretungsvertrag an oder nach dem Tag geschlos-
sen wird, an dem die Erklärung oder die Rücknahme für den in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a genannten Vertragsstaat wirk-
sam wird; 

 b) so findet eine Bestimmung, welche die Rechte und 
Pflichten des Schuldners betrifft, nur auf Ursprungsverträge 
Anwendung, die an oder nach dem Tag geschlossen werden, an 
dem die Erklärung oder die Rücknahme für den in Artikel 1 
Absatz 3 genannten Vertragsstaat wirksam wird. 

 6. Wenn im Fall einer Erklärung nach Artikel 35 
Absatz 1, den Artikeln 36, 37 oder 39 bis 42, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden 
Staat wirksam wird, oder im Fall der Rücknahme einer solchen 
Erklärung diese Erklärung oder die Rücknahme bewirkt, dass 

eine Bestimmung dieses Übereinkommens, einschließlich einer 
Anlage, nicht anwendbar wird, 

 a) so ist diese Bestimmung, soweit unter Buchstabe b 
nichts anderes vorgesehen ist, auf Abtretungen, für die der 
Abtretungsvertrag an oder nach dem Tag geschlossen wird, an 
dem die Erklärung oder die Rücknahme für den in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe a genannten Vertragsstaat wirksam wird, 
nicht anwendbar; 

 b) so ist eine Bestimmung, welche die Rechte und 
Pflichten des Schuldners betrifft, auf Ursprungsverträge, die an 
oder nach dem Tag geschlossen werden, an dem die Erklärung 
oder die Rücknahme für den in Artikel 1 Absatz 3 genannten 
Vertragsstaat wirksam wird, nicht anwendbar. 

 7. Ist eine Bestimmung, die infolge einer in Absatz 5 
oder 6 genannten Erklärung oder Rücknahme anwendbar oder 
nicht anwendbar wird, für die Bestimmung des Vorrangs in 
Bezug auf eine Forderung, für die der Abtretungsvertrag vor 
dem Wirksamwerden der Erklärung oder der Rücknahme 
geschlossen wurde, oder in Bezug auf Erlöse daraus erheblich, 
so hat das Recht des Zessionars Vorrang vor dem Recht eines 
konkurrierenden Anspruchstellers, soweit es nach dem Recht, 
das vor dem Wirksamwerden der Erklärung oder der Rück-
nahme für die Bestimmung des Vorrangs maßgebend wäre, 
Vorrang hätte. 

Artikel 44 
Vorbehalte 

 Vorbehalte sind nur zulässig, soweit sie in diesem Über-
einkommen ausdrücklich für zulässig erklärt werden. 

Artikel 45 
Inkrafttreten 

 1. Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Mo-
nats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten 
nach Hinterlegung der fünften Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde bei dem Verwahrer folgt. 

 2. Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der fünften 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkun-
de Vertragsstaat dieses Übereinkommens wird, tritt es am 
ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von 
sechs Monaten nach der Hinterlegung der betreffenden Urkun-
de im Namen dieses Staates folgt. 

 3. Dieses Übereinkommen findet auf Abtretungen nur 
dann Anwendung, wenn der Abtretungsvertrag an oder nach 
dem Tag geschlossen wird, an dem dieses Übereinkommen für 
den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a genannten Vertragsstaat 
in Kraft tritt, wobei die Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens, welche die Rechte und Pflichten des Schuldners be-
treffen, nur auf die Abtretung von Forderungen Anwendung 
finden, die aus Ursprungsverträgen entstehen, die an oder nach 
dem Tag geschlossen werden, an dem dieses Übereinkommen 
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für den in Artikel 1 Absatz 3 genannten Vertragsstaat in Kraft 
tritt. 

 4. Wird eine Forderung auf Grund eines Abtretungs-
vertrags abgetreten, der vor dem Inkrafttreten dieses Überein-
kommens für den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Vertragsstaat geschlossen wurde, so hat das Recht des Zessio-
nars in Bezug auf die Forderung insoweit Vorrang vor dem 
Recht eines konkurrierenden Anspruchstellers, als es nach dem 
Recht, das in Ermangelung dieses Übereinkommens für die 
Bestimmung des Vorrangs maßgebend wäre, Vorrang hätte. 

Artikel 46 
Kündigung 

 1. Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen jeder-
zeit durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifi-
kation kündigen. 

 2. Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats 
wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von einem Jahr nach Ein-
gang der Notifikation beim Verwahrer folgt. Ist in der Notifi-
kation eine längere Frist angegeben, so wird die Kündigung 
nach Ablauf dieser längeren Frist nach Eingang der Notifika-
tion beim Verwahrer wirksam. 

 3. Dieses Übereinkommen bleibt auf Abtretungen an-
wendbar, wenn der Abtretungsvertrag vor dem Tag geschlossen 
wird, an dem die Kündigung für den in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe a genannten Vertragsstaat wirksam wird, wobei die 
Bestimmungen dieses Übereinkommens, welche die Rechte 
und Pflichten des Schuldners betreffen, nur auf die Abtretung 
von Forderungen anwendbar bleiben, die aus Ursprungs-
verträgen entstehen, die vor dem Tag geschlossen werden, an 
dem die Kündigung für den in Artike 1 Absatz 3 genannten 
Vertragsstaat wirksam wird.  

 4. Wird eine Forderung auf Grund eines Abtretungs-
vertrags abgetreten, der vor dem Tag geschlossen wurde, an 
dem die Kündigung für den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Vertragsstaat wirksam wird, so hat das Recht des 
Zessionars in Bezug auf die Forderung insoweit Vorrang vor 
dem Recht eines konkurrierenden Anspruchstellers, als es nach 
dem Recht, das für die Bestimmung des Vorrangs nach diesem 
Übereinkommen maßgebend wäre, Vorrang hätte. 

Artikel 47 
Revision und Änderung 

 1. Wenn mindestens ein Drittel der Vertragsstaaten die-
ses Übereinkommens dies verlangt, hat der Verwahrer eine 
Konferenz der Vertragsstaaten zur Revision oder Änderung des 
Übereinkommens einzuberufen. 

 2. Jede Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde, die nach dem Inkrafttreten einer Änderung 
dieses Übereinkommens hinterlegt wird, gilt für das Überein-
kommen in der geänderten Fassung. 

Anlage zu dem Übereinkommen 

Abschnitt I 
Auf der Registrierung beruhende Vorrangregeln 

Artikel 1 
Vorrang bei mehreren Zessionaren 

 Zwischen Zessionaren derselben Forderung desselben Ze-
denten bestimmt sich der Vorrang des Rechts eines Zessionars 
an der abgetretenen Forderung ungeachtet des Zeitpunkts der 
Übertragung der Forderung nach der Reihenfolge, in der die 
Angaben über die Abtretung nach Abschnitt II dieser Anlage 
registriert werden. Falls keine solchen Angaben registriert 
wurden, so bestimmt sich der Vorrang nach der Reihenfolge, in 
der die betreffenden Abtretungsverträge geschlossen wurden. 

Artikel 2 
Vorrang zwischen Zessionar und Insolvenzverwalter oder 
Gläubigern des Zedenten 

 Das Recht eines Zessionars an einer abgetretenen For-
derung hat Vorrang vor dem Recht eines Insolvenzverwalters 
und von Gläubigern, die durch Pfändung, eine gerichtliche 
Handlung oder eine ähnliche Maßnahme einer zuständigen 
Behörde, die ein solches Recht begründet, ein Recht an der 
abgetretenen Forderung erwerben, sofern die Forderung abge-
treten wurde und die Registrierung der Angaben über die 
Abtretung nach Abschnitt II dieser Anlage erfolgten, bevor das 
Insolvenzverfahren oder die Pfändung, gerichtliche Handlung 
oder ähnliche Maßnahme eingeleitet wurde. 

Abschnitt II 
Registrierung 

Artikel 3 
Einrichtung eines Registrierungssystems  

 Es wird ein Registrierungssystem nach Maßgabe der vom 
Registerführer und der Aufsichtsbehörde zu erlassenden Vor-
schriften über die Eintragung von Angaben über Abtretungen 
eingerichtet, selbst wenn die betreffende Abtretung oder For-
derung nicht international ist. Die vom Registerführer und der 
Aufsichtsbehörde nach dieser Anlage erlassenen Vorschriften 
haben mit dieser Anlage im Einklang zu stehen. Die Vorschrif-
ten werden die Art und Weise des Betriebs des Registrierungs-
systems sowie das Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten 
über diesen Betrieb im Einzelnen festlegen. 

Artikel 4 
Registrierung 

 1. Jede Person kann im Einklang mit dieser Anlage und 
den Vorschriften Angaben über eine Abtretung in dem Register 
eintragen. Wie in den Vorschriften vorgesehen, werden Anga-
ben zur Identifizierung des Zedenten und des Zessionars sowie 
eine kurze Beschreibung der abgetretenen Forderungen einge-
tragen. 

 2. Eine einzelne Eintragung kann eine oder mehrere 
Abtretungen einer oder mehrerer bestehender oder künftiger 
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Forderungen des Zedenten an den Zessionar umfassen, unab-
hängig davon, ob die Forderungen im Zeitpunkt der Eintragung 
bestehen. 

 3. Eine Eintragung kann vor der Abtretung, auf die sie 
sich bezieht, vorgenommen werden. Die Vorschriften legen das 
Verfahren für die Löschung einer Eintragung in dem Fall, dass 
die Abtretung nicht vorgenommen wird, fest. 

 4. Eine Eintragung oder ihre Änderung wird ab dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem die in Absatz 1 genannten Angaben 
den Nutzern zur Verfügung stehen. Die eintragende Partei kann 
einen der in den Vorschriften festgelegten Gültigkeitszeiträume 
für die Eintragung bestimmen. In Ermangelung einer solchen 
Festlegung ist die Eintragung für einen Zeitraum von fünf 
Jahren gültig. 

 5. Die Vorschriften werden festlegen, in welcher Weise 
eine Registrierung verlängert, geändert oder gelöscht werden 
kann, und alle sonstigen Fragen zum Betrieb des Registrie-
rungssystems regeln. 

 6. Alle Mängel, Unregelmäßigkeiten, Auslassungen oder 
Fehler in Bezug auf die Identifizierung des Zedenten, die 
bewirken würden, dass die eingetragenen Angaben bei einer 
Suche, die den Zedenten richtig identifiziert, nicht gefunden 
werden, machen die Registrierung unwirksam. 

Artikel 5 
Suche eines Registereintrags 

 1. Jede Person kann die Einträge des Registers ausge-
hend von der Identifizierung des Zedenten, wie in den Vor-
schriften festgelegt, durchsuchen und ein schriftliches Sucher-
gebnis erhalten. 

 2. Ein schriftliches Suchergebnis, das von dem Register 
ausgegeben zu sein scheint, ist als Beweismittel zulässig und 
gilt mangels gegenteiligen Beweises als Nachweis der Eintra-
gung der Angaben, auf die sich die Suche bezieht, einschließ-
lich des Datums und der Uhrzeit der Eintragung. 

Abschnitt III 
Auf dem Zeitpunkt des Abschlusses des Abtretungsvertrags 
beruhende Vorrangregeln 

Artikel 6 
Vorrang zwischen mehreren Zessionaren 

 Zwischen Zessionaren derselben Forderung desselben Ze-
denten bestimmt sich der Vorrang des Rechts eines Zessionars 
an der abgetretenen Forderung nach der Reihenfolge, in der die 
betreffenden Abtretungsverträge geschlossen wurden. 

Artikel 7 
Vorrang zwischen Zessionar und Insolvenzverwalter oder 
Gläubigern des Zedenten 

 Das Recht eines Zessionars an einer abgetretenen Forde-
rung hat Vorrang vor dem Recht eines Insolvenzverwalters und 
den Rechten von Gläubigern, die durch Pfändung, eine gericht-
liche Handlung oder eine ähnliche Maßnahme einer zustän-

digen Behörde, die ein solches Recht begründet, ein Recht an 
der abgetretenen Forderung erwerben, sofern die Forderung 
abgetreten wurde, bevor das Insolvenzverfahren oder die Pfän-
dung, gerichtliche Handlung oder ähnliche Maßnahme einge-
leitet wurde. 

Artikel 8 
Beweis für den Zeitpunkt des Abschlusses des Abtretungsver-
trags 

 In Bezug auf die Artikel 6 und 7 dieser Anlage ist zum 
Nachweis des Zeitpunkts, zu dem ein Abtretungsvertrag ge-
schlossen wurde, jedes Beweismittel, einschließlich Zeugen, 
zulässig. 

Abschnitt IV 
Auf dem Zeitpunkt der Abtretungsanzeige beruhende Vor-
rangregeln 

Artikel 9 
Vorrang zwischen mehreren Zessionaren 

 Zwischen Zessionaren derselben Forderung desselben Ze-
denten bestimmt sich der Vorrang des Rechts eines Zessionars 
an der abgetretenen Forderung nach der Reihenfolge, in der die 
Anzeige der betreffenden Abtretung dem Schuldner zugeht. Ein 
Zessionar kann jedoch durch Anzeige an den Schuldner keinen 
Vorrang vor einer vorangegangenen Abtretung erlangen, von 
welcher der Zessionar bei Abschluss des Abtretungsvertrags 
Kenntnis hatte. 

Artikel 10 
Vorrang zwischen Zessionar und Insolvenzverwalter oder 
Gläubigern des Zedenten 

 Das Recht eines Zessionars an einer abgetretenen Forde-
rung hat Vorrang vor dem Recht eines Insolvenzverwalters und 
den Rechten von Gläubigern, die durch Pfändung, eine ge-
richtliche Handlung oder eine ähnliche Maßnahme einer zu-
ständigen Behörde, die ein solches Recht begründet, ein Recht 
an der abgetretenen Forderung erwerben, sofern die Forderung 
abgetreten wurde und die Anzeige dem Schuldner zuging, 
bevor das Insolvenzverfahren oder die Pfändung, gerichtliche 
Handlung oder ähnliche Maßnahme eingeleitet wurde. 

 GESCHEHEN zu ...  am ...  in einer Urschrift, deren arabi-
scher, chinesischer, englischer, französischer, russischer und 
spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu 
von ihren Regierungen gehörig befugten Bevollmächtigten 
dieses Übereinkommen unterschrieben. 

RESOLUTION 56/82 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/589 und Corr.1, Ziffer 10)29. 

 
29 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vertreter Kolumbiens vorgelegt. 
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56/82. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre 
dreiundfünfzigste Tagung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts der Völkerrechtskommission 
über ihre dreiundfünfzigste Tagung30, 

 unter nachdrücklichem Hinweis auf die Wichtigkeit einer 
Förderung der Kodifizierung und fortschreitenden Entwicklung 
des Völkerrechts als Mittel zur Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen sowie der Erklä-
rung über völkerrechtliche Grundsätze für freundschaftliche 
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im 
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen31, 

 in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, rechtliche und 
redaktionelle Fragen, insbesondere auch Themen, die der Völ-
kerrechtskommission zur eingehenderen Prüfung unterbreitet 
werden könnten, an den Sechsten Ausschuss zu überweisen und 
den Sechsten Ausschuss und die Kommission in die Lage zu 
versetzen, stärker zur fortschreitenden Entwicklung und zur 
Kodifizierung des Völkerrechts beizutragen, 

 in dem Wunsche, die Beziehungen zwischen dem Sechsten 
Ausschuss als einem Gremium von Regierungsvertretern und 
der Völkerrechtskommission als einem Gremium von un-
abhängigen Rechtssachverständigen weiter zu verstärken, mit 
dem Ziel, den Dialog zwischen den beiden Organen zu verbes-
sern, 

 unter Hinweis auf die Notwendigkeit, diejenigen völker-
rechtlichen Themen weiter zu untersuchen, die sich wegen des 
Interesses, das ihnen die internationale Gemeinschaft nunmehr 
beziehungsweise erneut entgegenbringt, für die fortschreitende 
Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts eignen wür-
den und die deshalb in das künftige Arbeitsprogramm der Völ-
kerrechtskommission aufgenommen werden könnten, 

 erfreut über die Abhaltung des Völkerrechtsseminars und 
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen, 
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das Völ-
kerrechtsseminar entrichtet wurden, 

 betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den Be-
richt der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss so zu 
gliedern, dass die Voraussetzungen für eine konzentrierte Be-
schäftigung mit jedem der in dem Bericht behandelten Haupt-
punkte gegeben sind, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Völkerrechts-
kommission über ihre dreiundfünfzigste Tagung30; 

 2. dankt der Völkerrechtskommission für die auf ihrer 
dreiundfünfzigsten Tagung geleistete Arbeit, insbesondere für 
die Fertigstellung der endgültigen Artikelentwürfe über die 
"Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Hand-

 
30 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 10 und Korrigendum (A/56/10 und Corr.1). 
31 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 

lungen" und für die wichtige Arbeit auf dem Gebiet der Präven-
tion zum Thema "Internationale Haftung für schädliche Folgen 
von nach dem Völkerrecht nicht verbotenen Handlungen (Ver-
hütung grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tä-
tigkeiten)"; 

 3. ersucht die Völkerrechtskommission, unter Berück-
sichtigung des auf ihrer neunundvierzigsten Tagung gefassten 
Beschlusses, ihre Arbeiten zum Thema "Internationale Haftung 
für schädliche Folgen von nach dem Völkerrecht nicht verbote-
nen Handlungen" fortzusetzen und sich zuerst mit dem Thema 
der Prävention zu befassen32, ihre Behandlung des Haftungs-
aspekts des Themas auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung wie-
der aufzunehmen und dabei die zwischen Prävention und Haf-
tung bestehenden Beziehungen und die Entwicklungen im Völ-
kerrecht sowie die Stellungnahmen der Regierungen zu berück-
sichtigen; 

 4. lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen darauf, wie 
wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommission ihre Auffas-
sungen zu den verschiedenen mit den Themen auf der Ta-
gesordnung der Kommission zusammenhängenden Aspekten 
und insbesondere zu allen in Kapitel III ihres Berichts ange-
sprochenen konkreten Fragen vorliegen; 

 5. bittet die Regierungen erneut, im Zusammenhang mit 
Ziffer 4 den Fragebogen und die Ersuchen um Unterlagen über 
einseitige Handlungen von Staaten, die vom Sekretariat am 
31. August 2001 an alle Regierungen verteilt wurden, soweit 
möglich bis zum 28. Februar 2002 schriftlich zu beantworten; 

 6. bittet die Regierungen außerdem erneut, die sachdien-
lichsten einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Entscheidun-
gen innerstaatlicher Gerichte vorzulegen und die Staatenpraxis 
betreffend den diplomatischen Schutz vorzutragen, um der 
Völkerrechtskommission bei ihrer Arbeit zum Thema "Diplo-
matischer Schutz" behilflich zu sein; 

 7. empfiehlt der Völkerrechtskommission, ihre Arbeit an 
den derzeit auf ihrem Programm stehenden Themen unter Be-
rücksichtigung der schriftlich oder in den Aussprachen in der 
Generalversammlung mündlich abgegebenen Stellungnahmen 
und Bemerkungen der Regierungen fortzusetzen; 

 8. ersucht die Völkerrechtskommission, unter Berück-
sichtigung von Ziffer 259 ihres Berichts mit den Arbeiten zum 
Thema "Verantwortung der internationalen Organisationen" zu 
beginnen und die verbleibenden in ihr langfristiges Arbeitspro-
gramm aufzunehmenden Themen weiter zu behandeln, unter 
gebührender Berücksichtigung der Stellungnahmen der Regie-
rungen;  

 9. bittet die Völkerrechtskommission, auch künftig Maß-
nahmen zur Steigerung ihrer Effizienz und Produktivität zu er-
greifen; 

 10. nimmt Kenntnis von Ziffer 260 des Berichts der Völ-
kerrechtskommission betreffend die kostensparenden Maßnah-
 
32 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Zweiundfünfzigste 
Tagung, Beilage 10 (A/52/10), Kap. VII, Ziffer 168. 
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men, die die Kommission bei der Aufstellung ihres Arbeits-
programms ergriffen hat, und legt der Kommission nahe, auch 
bei ihren künftigen Tagungen solche Maßnahmen zu ergreifen; 

 11. nimmt außerdem Kenntnis von Ziffer 261 des Berichts 
und beschließt, dass die nächste Tagung der Völkerrechtskom-
mission vom 29. April bis 7. Juni und vom 22. Juli bis 16. Au-
gust 2002 im Büro der Vereinten Nationen in Genf stattfinden 
wird; 

 12. betont, dass es wünschenswert ist, den Dialog zwi-
schen der Völkerrechtskommission und dem Sechsten Aus-
schuss weiter zu verstärken, und befürwortet in diesem Zu-
sammenhang unter anderem die Veranstaltung informeller Ge-
spräche zwischen den Mitgliedern des Sechsten Ausschusses 
und den an der siebenundfünfzigsten Tagung der General-
versammlung teilnehmenden Kommissionsmitgliedern; 

 13. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin 
besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei jedem 
Thema alle die konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich de-
ren es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame 
Orientierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sechsten 
Ausschuss oder in schriftlicher Form die Auffassungen der Re-
gierungen zu erfahren; 

 14. ersucht die Völkerrechtskommission außerdem, Arti-
kel 16 Buchstabe e und Artikel 26 Absätze 1 und 2 ihrer Sat-
zung weiter anzuwenden, um die Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und anderen mit dem Völkerrecht befassten Orga-
nen weiter zu festigen, eingedenk der Nützlichkeit dieser Zu-
sammenarbeit; 

 15. stellt fest, dass die Abhaltung von Konsultationen mit 
einzelstaatlichen Organisationen und sachverständigen Einzel-
personen auf dem Gebiet des Völkerrechts den Regierungen 
dabei behilflich sein kann, zu entscheiden, ob sie Stellungnah-
men und Bemerkungen zu den von der Völkerrechtskommis-
sion vorgelegten Entwürfen abgeben sollen, und diese aus-
zuarbeiten; 

 16. bekräftigt ihre früheren Beschlüsse betreffend die Rol-
le der Abteilung Kodifizierung im Sekretariats-Bereich Rechts-
angelegenheiten sowie betreffend die Kurzprotokolle und die 
sonstige Dokumentation der Völkerrechtskommission; 

 17. gibt der Hoffnung Ausdruck, dass das Völkerrechts-
seminar auch weiterhin in Verbindung mit den Tagungen der 
Völkerrechtskommission abgehalten wird und dass einer immer 
größeren Zahl von Teilnehmern, insbesondere aus den Ent-
wicklungsländern, Gelegenheit geboten wird, an diesem Semi-
nar teilzunehmen, und appelliert an die Staaten, auch künftig 
dringend benötigte freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds 
der Vereinten Nationen für das Völkerrechtsseminar zu entrich-
ten; 

 18. ersucht den Generalsekretär, dem Völkerrechtssemi-
nar nach Bedarf ausreichende Dienste, so auch Dolmetschdien-
ste, zur Verfügung zu stellen, und legt ihm nahe, weiter zu prü-
fen, wie die Struktur und der Inhalt des Seminars verbessert 
werden können; 

 19. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Völker-
rechtskommission das Protokoll der auf der sechsundfünfzig-
sten Tagung der Generalversammlung abgehaltenen Ausspra-
che über den Bericht der Kommission mit etwaigen schriftli-
chen Ausführungen, die die Delegationen im Zusammenhang 
mit ihren mündlichen Ausführungen verteilen, zur Kenntnis-
nahme zuzuleiten und entsprechend der hergebrachten Praxis 
eine nach Themen geordnete Zusammenfassung der Ausspra-
che erstellen und verteilen zu lassen; 

 20. ersucht das Sekretariat, den Staaten möglichst bald 
nach Abschluss der Tagung der Völkerrechtskommission Kapi-
tel II ihres Berichts mit der Zusammenfassung der Arbeit dieser 
Tagung und den in erster oder zweiter Lesung von der Kom-
mission verabschiedeten Artikelentwürfen zuzuleiten; 

 21. empfiehlt, dass die Aussprache über den Bericht der 
Völkerrechtskommission auf der siebenundfünfzigsten Tagung 
der Generalversammlung am 28. Oktober 2002 beginnt. 

RESOLUTION 56/83 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/589 und Corr.1, Ziffer 10)33. 

56/83. Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechts-
widrige Handlungen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Prüfung des Kapitels IV des Berichts der Völker-
rechtskommission über ihre dreiundfünfzigste Tagung34, das 
die Artikelentwürfe über die Verantwortlichkeit der Staaten für 
völkerrechtswidrige Handlungen enthält, 

 davon Kenntnis nehmend, dass die Völkerrechtskommission 
beschlossen hat, der Generalversammlung zu empfehlen, von 
den Artikelentwürfen über die Verantwortlichkeit der Staaten 
für völkerrechtswidrige Handlungen in einer Resolution Kennt-
nis zu nehmen und die Artikelentwürfe der Resolution als An-
lage beizufügen sowie in Anbetracht der Wichtigkeit dieser 
Frage zu einem späteren Zeitpunkt die Möglichkeit zu prüfen, 
eine internationale Bevollmächtigtenkonferenz zur Prüfung der 
Artikelentwürfe einzuberufen, mit dem Ziel des Abschlusses 
eines Übereinkommens zu dieser Frage35, 

 betonend, wie wichtig auch weiterhin die Kodifizierung und 
fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts ist, wie in Arti-
kel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Nationen 
vorgesehen, 

 feststellend, dass die Frage der Verantwortlichkeit der 
Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen für die Beziehun-
gen zwischen den Staaten von großer Bedeutung ist, 

 1. begrüßt es, dass die Völkerrechtskommission ihre Ar-
beit über die Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechts-
 
33 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vertreter Ecuadors vorgelegt. 
34 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 10 und Korrigendum (A/56/10 und Corr.1). 
35 Ebd., Ziffern 72 und 73. 
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widrige Handlungen abgeschlossen und die Artikelentwürfe 
und einen ausführlichen Kommentar zu dieser Frage verab-
schiedet hat; 

 2. dankt der Völkerrechtskommission für den Beitrag, 
den sie auch weiterhin zur Kodifizierung und fortschreitenden 
Entwicklung des Völkerrechts leistet; 

 3. nimmt Kenntnis von den von der Völkerrechtskom-
mission vorgelegten Artikeln über die Verantwortlichkeit der 
Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen, deren Wortlaut 
dieser Resolution als Anlage beigefügt ist, und empfiehlt sie 
der Aufmerksamkeit der Regierungen, ohne dass davon die 
Frage ihrer künftigen Annahme oder sonstiger geeigneter Maß-
nahmen berührt würde; 

 4. beschließt, den Punkt "Verantwortlichkeit der Staaten 
für völkerrechtswidrige Handlungen" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer neunundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

Anlage 

Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige 
Handlungen 

ERSTER TEIL 
DIE VÖLKERRECHTSWIDRIGE HANDLUNG EINES STAATES 

Kapitel I 
Allgemeine Grundsätze 

Artikel 1 
Verantwortlichkeit eines Staates für seine völkerrechtswidrigen 
Handlungen 

 Jede völkerrechtswidrige Handlung eines Staates hat die 
völkerrechtliche Verantwortlichkeit dieses Staates zur Folge. 

Artikel 2 
Elemente der völkerrechtswidrigen Handlung eines Staates 

 Eine völkerrechtswidrige Handlung eines Staates liegt vor, 
wenn ein Verhalten in Form eines Tuns oder eines Unterlassens 

 a) dem Staat nach dem Völkerrecht zurechenbar ist und 

 b) eine Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung 
des Staates darstellt. 

Artikel 3 
Beurteilung der Handlung eines Staates als völkerrechtswidrig 

 Die Beurteilung der Handlung eines Staates als völker-
rechtswidrig bestimmt sich nach dem Völkerrecht. Diese Beur-
teilung bleibt davon unberührt, dass die gleiche Handlung nach 
innerstaatlichem Recht als rechtmäßig beurteilt wird. 

Kapitel II 
Zurechnung eines Verhaltens zu einem Staat 

Artikel 4 
Verhalten von Staatsorganen 

1. Das Verhalten eines jeden Staatsorgans ist als Handlung des 
Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, gleichviel ob das 

Organ Aufgaben der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt, 
der Rechtsprechung oder andere Aufgaben wahrnimmt, welche 
Stellung es innerhalb des Staatsaufbaus einnimmt und ob es 
sich um ein Organ der Zentralregierung oder einer Gebietsein-
heit des Staates handelt. 

2. Ein Organ schließt jede Person oder Stelle ein, die diesen 
Status nach dem innerstaatlichen Recht des Staates innehat. 

Artikel 5 
Verhalten von Personen oder Stellen, die hoheitliche Befugnis-
se ausüben 

 Das Verhalten einer Person oder Stelle, die kein Staatsorgan 
im Sinne von Artikel 4 ist, die jedoch nach dem Recht des be-
treffenden Staates ermächtigt ist, hoheitliche Befugnisse auszu-
üben, ist als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts 
zu werten, sofern die Person oder Stelle im Einzelfall in dieser 
Eigenschaft handelt. 

Artikel 6 
Verhalten von Organen, die einem Staat von einem anderen 
Staat zur Verfügung gestellt werden 

 Das Verhalten eines Organs, das einem Staat von einem an-
deren Staat zur Verfügung gestellt wird, ist als eine Handlung 
des ersteren Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn 
das Organ in Ausübung hoheitlicher Befugnisse des Staates 
handelt, dem es zur Verfügung gestellt wird. 

Artikel 7 
Kompetenzüberschreitung oder weisungswidriges Handeln  

 Das Verhalten eines Staatsorgans oder einer zur Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse ermächtigten Person oder Stelle ist als 
Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, 
wenn das Organ, die Person oder die Stelle in dieser Eigen-
schaft handelt, selbst wenn sie ihre Kompetenzen überschreiten 
oder Weisungen zuwiderhandeln. 

Artikel 8 
Von einem Staat geleitetes oder kontrolliertes Verhalten 

 Das Verhalten einer Person oder Personengruppe ist als 
Handlung eines Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, 
wenn die Person oder Personengruppe dabei faktisch im Auf-
trag oder unter der Leitung oder Kontrolle dieses Staates han-
delt. 

Artikel 9 
Verhalten im Falle der Abwesenheit oder des Ausfalls der 
staatlichen Stellen 

 Das Verhalten einer Person oder Personengruppe ist als 
Handlung eines Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, 
wenn die Person oder Personengruppe im Falle der Ab-
wesenheit oder des Ausfalls der staatlichen Stellen faktisch ho-
heitliche Befugnisse ausübt und die Umstände die Ausübung 
dieser Befugnisse erfordern. 
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Artikel 10 
Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewegung 

1. Das Verhalten einer aufständischen Bewegung, die zur neu-
en Regierung eines Staates wird, ist als Handlung des Staates 
im Sinne des Völkerrechts zu werten. 

2. Das Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewe-
gung, der es gelingt, in einem Teil des Hoheitsgebiets eines be-
stehenden Staates oder in einem seiner Verwaltung unterste-
henden Gebiet einen neuen Staat zu gründen, ist als Handlung 
des neuen Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten. 

3. Dieser Artikel berührt nicht die Zurechnung eines Verhal-
tens zu einem Staat, gleichviel in welcher Beziehung es zu dem 
der betreffenden Bewegung steht, wenn dieses Verhalten auf 
Grund der Artikel 4 bis 9 als Handlung dieses Staates zu gelten 
hat. 

Artikel 11 
Verhalten, das ein Staat als sein eigenes anerkennt und an-
nimmt 

 Ein Verhalten, das einem Staat nach den vorstehenden Arti-
keln nicht zugerechnet werden kann, ist gleichwohl als Hand-
lung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn 
und soweit der Staat dieses Verhalten als sein eigenes aner-
kennt und annimmt. 

Kapitel III 
Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung 

Artikel 12 
Vorliegen der Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung 

 Eine Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung sei-
tens eines Staates liegt vor, wenn eine Handlung dieses Staates 
nicht im Einklang mit dem steht, was die Verpflichtung, unab-
hängig von ihrem Ursprung oder ihrem Wesen, von ihm ver-
langt. 

Artikel 13 
Gültige völkerrechtliche Verpflichtung eines Staates 

 Eine Handlung eines Staates stellt nur dann eine Verletzung 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung dar, wenn die Verpflich-
tung zum Zeitpunkt der Handlung für den Staat bindend war. 

Artikel 14 
Dauer der Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung 

1. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung durch 
eine nicht fortdauernde Handlung eines Staates tritt in dem 
Zeitpunkt ein, in dem die Handlung stattfindet, selbst wenn ihre 
Auswirkungen andauern. 

2. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung durch 
eine fortdauernde Handlung eines Staates erstreckt sich über 
den gesamten Zeitraum, während dessen die Handlung andauert 
und nicht im Einklang mit dieser völkerrechtlichen Verpflich-
tung steht. 

3. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung eines 
Staates, ein bestimmtes Ereignis zu verhindern, tritt ein, wenn 
das Ereignis stattfindet, und erstreckt sich über den gesamten 
Zeitraum, während dessen das Ereignis andauert und nicht im 
Einklang mit dieser Verpflichtung steht. 

Artikel 15 
Verletzung durch eine zusammengesetzte Handlung 

1. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung eines 
Staates durch eine Reihe von Handlungen oder Unterlassungen, 
die in ihrer Gesamtheit als rechtswidrig definiert werden, tritt 
ein, wenn die Handlung oder Unterlassung stattfindet, die zu-
sammen mit den anderen Handlungen oder Unterlassungen aus-
reicht, um den deliktischen Tatbestand zu erfüllen. 

2. In einem solchen Fall erstreckt sich die Verletzung über den 
gesamten Zeitraum, der mit der ersten Handlung oder Unterlas-
sung beginnt, und dauert so lange an, wie diese Handlungen 
oder Unterlassungen wiederholt werden und nicht im Einklang 
mit der völkerrechtlichen Verpflichtung stehen. 

Kapitel IV 
Verantwortlichkeit eines Staates im Zusammenhang mit 
der Handlung eines anderen Staates 

Artikel 16 
Beihilfe oder Unterstützung bei der Begehung einer völker-
rechtswidrigen Handlung 

 Ein Staat, der einem anderen Staat bei der Begehung einer 
völkerrechtswidrigen Handlung Beihilfe leistet oder Unterstüt-
zung gewährt, ist dafür völkerrechtlich verantwortlich,  

 a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völker-
rechtswidrigen Handlung tut und 

 b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre, wenn er 
sie selbst beginge. 

Artikel 17 
Leitung und Kontrolle bei der Begehung einer völkerrechts-
widrigen Handlung 

 Ein Staat, der einen anderen Staat bei der Begehung einer 
völkerrechtswidrigen Handlung leitet und ihn kontrolliert, ist 
dafür völkerrechtlich verantwortlich,  

 a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völker-
rechtswidrigen Handlung tut und 

 b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre, wenn er 
sie selbst beginge. 

Artikel 18 
Nötigung eines anderen Staates 

 Ein Staat, der einen anderen Staat nötigt, eine Handlung zu 
begehen, ist für diese Handlung völkerrechtlich verantwortlich,  
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 a) wenn die Handlung bei Abwesenheit von Nötigung 
eine völkerrechtswidrige Handlung des gezwungenen Staates 
wäre und  

 b) wenn der nötigende Staat dies in Kenntnis der Um-
stände der Handlung tut. 

Artikel 19 
Wirkung dieses Kapitels 

 Dieses Kapitel lässt die nach anderen Bestimmungen dieser 
Artikel bestehende völkerrechtliche Verantwortlichkeit des 
Staates, der die betreffende Handlung begeht, oder jedes ande-
ren Staates unberührt. 

Kapitel V 
Umstände, welche die Rechtswidrigkeit ausschließen 

Artikel 20 
Einwilligung 

 Die gültige Einwilligung eines Staates in die Begehung ei-
ner bestimmten Handlung durch einen anderen Staat schließt 
die Rechtswidrigkeit dieser Handlung in Bezug auf den er-
steren Staat aus, soweit die Handlung im Rahmen dieser Ein-
willigung bleibt. 

Artikel 21 
Selbstverteidigung 

 Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates ist ausge-
schlossen, wenn es sich bei der Handlung um eine rechtmäßige 
Maßnahme der Selbstverteidigung handelt, die im Einklang mit 
der Charta der Vereinten Nationen ergriffen wird. 

Artikel 22 
Gegenmaßnahmen auf Grund einer völkerrechtswidrigen 
Handlung  

 Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung gegenüber einem anderen 
Staat nicht im Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn und so-
weit die Handlung eine Gegenmaßnahme gegen den anderen 
Staat nach Kapitel II des Dritten Teils darstellt. 

Artikel 23 
Höhere Gewalt 

1. Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung dieses Staates nicht im 
Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn die Handlung auf hö-
here Gewalt, das heißt das Auftreten einer unwiderstehlichen 
Gewalt oder eines unvorhergesehenen Ereignisses, zurückzu-
führen ist, die außerhalb des Einflussbereichs des Staates liegt 
und die Erfüllung der Verpflichtung unter den gegebenen Um-
ständen tatsächlich unmöglich macht. 

2. Absatz 1 findet keine Anwendung,  

 a) wenn die Situation höherer Gewalt entweder aus-
schließlich oder zusammen mit anderen Umständen auf das 
Verhalten des Staates zurückzuführen ist, der höhere Gewalt 
geltend macht, oder 

 b) wenn der Staat die Gefahr des Eintretens dieser Situa-
tion in Kauf genommen hat. 

Artikel 24 
Notlage 

1. Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung dieses Staates nicht im 
Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn der Urheber der Hand-
lung in einer Notlage keine andere geeignete Möglichkeit hat, 
sein eigenes Leben oder das Leben anderer Personen, die seiner 
Obhut anvertraut sind, zu retten. 

2. Absatz 1 findet keine Anwendung,  

 a) wenn die Notlage entweder ausschließlich oder zu-
sammen mit anderen Umständen auf das Verhalten des Staates 
zurückzuführen ist, der sich auf die Notlage beruft, oder 

 b) wenn die Handlung geeignet ist, eine vergleichbare 
oder größere Gefahr herbeizuführen. 

Artikel 25 
Notstand 

1. Ein Staat kann sich nur dann auf einen Notstand als Grund 
für den Ausschluss der Rechtswidrigkeit einer Handlung, die 
mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung dieses Staates nicht 
im Einklang steht, berufen, wenn die Handlung 

 a) die einzige Möglichkeit für den Staat ist, ein wesentli-
ches Interesse vor einer schweren und unmittelbar drohenden 
Gefahr zu schützen, und  

 b) kein wesentliches Interesse des Staates oder der Staa-
ten, gegenüber denen die Verpflichtung besteht, oder der ge-
samten internationalen Gemeinschaft ernsthaft beeinträchtigt. 

2. In keinem Fall kann ein Staat sich auf einen Notstand als 
Grund für den Ausschluss der Rechtswidrigkeit berufen,  

 a) wenn die betreffende völkerrechtliche Verpflichtung 
die Möglichkeit der Berufung auf einen Notstand ausschließt 
oder 

 b) wenn der Staat zu der Notstandssituation beigetragen 
hat. 

Artikel 26 
Einhaltung zwingender Normen 

 Dieses Kapitel schließt die Rechtswidrigkeit der Handlung 
eines Staates nicht aus, die mit einer Verpflichtung, die sich aus 
einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts ergibt, 
nicht im Einklang steht. 
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Artikel 27 
Folgen der Geltendmachung von Umständen, welche die 
Rechtswidrigkeit ausschließen 

 Die Geltendmachung eines Umstands, der die Rechtswid-
rigkeit nach diesem Kapitel ausschließt, berührt nicht 

 a) die Erfüllung der betreffenden Verpflichtung, wenn 
und soweit der die Rechtswidrigkeit ausschließende Umstand 
nicht weiter besteht; 

 b) die Frage der Entschädigung für jeden durch die be-
treffende Handlung verursachten erheblichen Schaden. 

ZWEITER TEIL 
INHALT DER VÖLKERRECHTLICHEN VERANTWORTLICHKEIT 

EINES STAATES 

Kapitel I 
Allgemeine Grundsätze 

Artikel 28 
Rechtsfolgen einer völkerrechtswidrigen Handlung 

 Die völkerrechtliche Verantwortlichkeit eines Staates, die 
sich aus einer völkerrechtswidrigen Handlung nach den Be-
stimmungen des Ersten Teils ergibt, zieht die in diesem Teil be-
schriebenen Rechtsfolgen nach sich. 

Artikel 29 
Fortbestehen der Erfüllungspflicht 

 Die Rechtsfolgen einer völkerrechtswidrigen Handlung 
nach diesem Teil berühren nicht die fortbestehende Verpflich-
tung des verantwortlichen Staates zur Erfüllung der verletzten 
Verpflichtung. 

Artikel 30 
Beendigung und Nichtwiederholung 

 Der für die völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche 
Staat ist verpflichtet, 

 a) die Handlung, falls sie andauert, zu beenden; 

 b) angemessene Zusagen und Garantien der Nichtwie-
derholung zu geben, falls die Umstände dies erfordern. 

Artikel 31 
Wiedergutmachung 

1. Der verantwortliche Staat ist verpflichtet, volle Wiedergut-
machung für den durch die völkerrechtswidrige Handlung ver-
ursachten Schaden zu leisten. 

2. Der Schaden umfasst jeden materiellen oder immateriellen 
Schaden, der durch die völkerrechtswidrige Handlung eines 
Staates verursacht worden ist. 

Artikel 32 
Unerheblichkeit des innerstaatlichen Rechts 

 Der verantwortliche Staat kann sich nicht auf sein inner-
staatliches Recht berufen, um die Nichterfüllung der ihm nach 
diesem Teil obliegenden Verpflichtungen zu rechtfertigen. 

Artikel 33 
Umfang der in diesem Teil aufgeführten völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen 

1. Die in diesem Teil aufgeführten Verpflichtungen des ver-
antwortlichen Staates können gegenüber einem anderen Staat, 
mehreren Staaten oder der gesamten internationalen Gemein-
schaft bestehen, insbesondere je nach Wesen und Inhalt der 
völkerrechtlichen Verpflichtung sowie den Umständen ihrer 
Verletzung.  

2. Dieser Teil berührt kein sich aus der völkerrechtlichen Ver-
antwortlichkeit eines Staates ergebendes Recht, das einer Per-
son oder einer Stelle, die kein Staat ist, unmittelbar erwächst. 

Kapitel II 
Wiedergutmachung des Schadens 

Artikel 34 
Formen der Wiedergutmachung 

 Die volle Wiedergutmachung des durch eine völkerrechts-
widrige Handlung verursachten Schadens erfolgt durch Restitu-
tion, Schadenersatz und Genugtuung, entweder einzeln oder in 
Verbindung miteinander, in Übereinstimmung mit diesem Kapi-
tel. 

Artikel 35 
Restitution 

 Ein für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortlicher 
Staat ist verpflichtet, Restitution zu leisten, das heißt den vor 
der Begehung der Handlung herrschenden Zustand wiederher-
zustellen, sofern und soweit die Restitution 

 a) nicht tatsächlich unmöglich ist; 

 b) nicht mit einer Belastung verbunden ist, die außer al-
lem Verhältnis zu dem Nutzen steht, der durch Restitution an-
stelle von Schadenersatz entsteht. 

Artikel 36 
Schadenersatz 

1. Der für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche 
Staat ist verpflichtet, den durch die Handlung verursachten 
Schaden zu ersetzen, soweit dieser Schaden nicht durch Resti-
tution wiedergutgemacht wird. 

2. Der Schadenersatz umfasst jeden finanziell messbaren 
Schaden, einschließlich des entgangenen Gewinns, soweit ein 
solcher ermittelt wird. 

Artikel 37 
Genugtuung 

1. Der für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche 
Staat ist verpflichtet, für den durch die Handlung verursachten 
Schaden Genugtuung zu leisten, soweit er nicht durch Restitu-
tion oder Schadenersatz wiedergutzumachen ist. 
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2. Die Genugtuung kann in Form des Geständnisses der Ver-
letzung, eines Ausdrucks des Bedauerns, einer förmlichen Ent-
schuldigung oder auf andere geeignete Weise geleistet werden. 

3. Die Genugtuung darf nicht außer Verhältnis zu dem Scha-
den stehen und darf keine für den verantwortlichen Staat er-
niedrigende Form annehmen. 

Artikel 38 
Zinsen 

1. Zinsen auf jede nach diesem Kapitel geschuldete Hauptfor-
derung sind zahlbar, soweit dies notwendig ist, um eine voll-
ständige Wiedergutmachung zu gewährleisten. Der Zinssatz 
und die Berechnungsmethode sind so festzusetzen, dass dieses 
Ergebnis erreicht wird. 

2. Die Zinsen laufen von dem Tag, an dem der Kapitalbetrag 
hätte gezahlt werden sollen, bis zu dem Tag, an dem die Zah-
lungsverpflichtung erfüllt wird.  

Artikel 39 
Mitverschulden am Schaden 

 Bei der Festsetzung der Wiedergutmachung ist zu berück-
sichtigen, inwieweit der verletzte Staat oder eine Person oder 
Stelle, bezüglich deren Wiedergutmachung verlangt wird, den 
Schaden durch vorsätzliches oder fahrlässiges Tun oder Unter-
lassen mitverschuldet hat.  

Kapitel III 
Schwerwiegende Verletzungen von Verpflichtungen, die 
sich aus zwingenden Normen des allgemeinen Völkerrechts 
ergeben 

Artikel 40 
Anwendungsbereich dieses Kapitels 

1. Dieses Kapitel findet Anwendung auf die völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit, die begründet wird, wenn ein Staat eine 
sich aus einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts 
ergebende Verpflichtung in schwerwiegender Weise verletzt. 

2. Die Verletzung einer solchen Verpflichtung ist schwerwie-
gend, wenn sie eine grobe oder systematische Nichterfüllung 
der Verpflichtung durch den verantwortlichen Staat bedeutet. 

Artikel 41 
Besondere Folgen der schwerwiegenden Verletzung einer Ver-
pflichtung nach diesem Kapitel 

1. Die Staaten arbeiten zusammen, um jeder schwerwiegenden 
Verletzung im Sinne des Artikels 40 mit rechtmäßigen Mitteln 
ein Ende zu setzen. 

2. Kein Staat erkennt einen Zustand, der durch eine schwer-
wiegende Verletzung im Sinne des Artikels 40 herbeigeführt 
wurde, als rechtmäßig an oder leistet Beihilfe oder Unterstüt-
zung zur Aufrechterhaltung dieses Zustands. 

3. Dieser Artikel berührt nicht die anderen in diesem Teil ge-
nannten Folgen und alle weiteren Folgen, die eine Verletzung, 

auf die dieses Kapitel Anwendung findet, nach dem Völker-
recht nach sich ziehen kann. 

DRITTER TEIL 
DURCHSETZUNG DER VÖLKERRECHTLICHEN VERANTWORT-
LICHKEIT EINES STAATES 

Kapitel I 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit eines Staates 

Artikel 42 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch einen verletzten 
Staat 

 Ein Staat ist berechtigt, als verletzter Staat die Verantwort-
lichkeit eines anderen Staates geltend zu machen, wenn die 
Verpflichtung, die verletzt wurde, 

 a) allein diesem Staat gegenüber besteht oder 

 b) gegenüber einer Gruppe von Staaten, die diesen Staat 
einschließt, oder gegenüber der gesamten internationalen Ge-
meinschaft, und die Verletzung der Verpflichtung 

  i) speziell diesen Staat betrifft oder 

 ii) so beschaffen ist, dass sie die Lage aller anderen Staa-
ten, gegenüber denen die Verpflichtung besteht, hin-
sichtlich der weiteren Erfüllung der Verpflichtung 
grundlegend ändert. 

Artikel 43 
Anzeige des Anspruchs durch den verletzten Staat 

1. Macht der verletzte Staat die Verantwortlichkeit eines ande-
ren Staates geltend, so zeigt er diesem Staat seinen Anspruch 
an. 

2. Der verletzte Staat kann insbesondere angeben, 

 a) welches Verhalten der verantwortliche Staat befolgen 
soll, um die völkerrechtswidrige Handlung, sofern sie andauert, 
zu beenden; 

 b) in welcher Form die Wiedergutmachung nach den Be-
stimmungen des Zweiten Teils erfolgen soll. 

Artikel 44 
Zulässigkeit von Ansprüchen 

 Die Verantwortlichkeit eines Staates kann nicht geltend ge-
macht werden,  

 a) wenn der Anspruch nicht im Einklang mit den an-
wendbaren Regeln über die Nationalität von Ansprüchen gel-
tend gemacht wird;  

 b) wenn auf den Anspruch die Regel über die Erschöp-
fung der innerstaatlichen Rechtsmittel Anwendung findet und 
nicht alle verfügbaren und wirksamen innerstaatlichen Rechts-
mittel erschöpft wurden. 
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Artikel 45 
Verlust des Rechts, die Verantwortlichkeit eines Staates geltend 
zu machen 

 Die Verantwortlichkeit eines Staates kann nicht geltend ge-
macht werden,  

 a) wenn der verletzte Staat wirksam auf den Anspruch 
verzichtet hat; 

 b) wenn auf Grund des Verhaltens des verletzten Staates 
anzunehmen ist, dass er wirksam in das Erlöschen seines An-
spruchs eingewilligt hat. 

Artikel 46 
Mehrheit verletzter Staaten 

 Werden mehrere Staaten durch dieselbe völkerrechtswidrige 
Handlung verletzt, so kann jeder verletzte Staat gesondert die 
Verantwortlichkeit des Staates geltend machen, der die völker-
rechtswidrige Handlung begangen hat. 

Artikel 47 
Mehrheit verantwortlicher Staaten 

1. Sind mehrere Staaten für dieselbe völkerrechtswidrige 
Handlung verantwortlich, so kann in Bezug auf diese Handlung 
die Verantwortlichkeit eines jeden Staates geltend gemacht 
werden.  

2. Absatz 1 

 a) gestattet einem verletzten Staat nicht, einen Schaden-
ersatz zu erlangen, der den von ihm erlittenen Schaden über-
steigt; 

 b) berührt nicht das Recht, bei den anderen verantwortli-
chen Staaten Rückgriff zu nehmen.  

Artikel 48 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit eines Staates durch 
einen anderen Staat als den verletzten Staat 

1. Jeder andere Staat als der verletzte Staat ist berechtigt, nach 
Absatz 2 die Verantwortlichkeit eines anderen Staates geltend 
zu machen,  

 a) wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde, gegenüber 
einer Gruppe von Staaten besteht, die diesen Staat einschließt, 
und zum Schutz eines gemeinschaftlichen Interesses der Grup-
pe begründet wurde, oder 

 b) wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde, gegenüber 
der gesamten internationalen Gemeinschaft besteht. 

2. Jeder Staat, der nach Absatz 1 berechtigt ist, die Verant-
wortlichkeit eines Staates geltend zu machen, kann von dem 
verantwortlichen Staat verlangen, 

 a) im Einklang mit Artikel 30 die völkerrechtswidrige 
Handlung zu beenden sowie Zusagen und Garantien der Nicht-
wiederholung zu geben und 

 b) die Verpflichtung zur Wiedergutmachung nach den 
vorstehenden Artikeln zu Gunsten des verletzten Staates oder 
der Begünstigten der Verpflichtung, die verletzt wurde, zu er-
füllen. 

3. Die in den Artikeln 43, 44 und 45 genannten Bedingungen 
für die Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch einen 
verletzten Staat finden Anwendung auf die Geltendmachung 
der Verantwortlichkeit durch einen Staat, der nach Absatz 1 da-
zu berechtigt ist. 

Kapitel II 
Gegenmaßnahmen 

Artikel 49 
Zweck und Begrenzung von Gegenmaßnahmen 

1. Der verletzte Staat darf gegen den für die völkerrechtswid-
rige Handlung verantwortlichen Staat Gegenmaßnahmen nur zu 
dem Zweck ergreifen, ihn zur Erfüllung seiner Verpflichtungen 
nach dem Zweiten Teil zu veranlassen. 

2. Gegenmaßnahmen sind auf die vorübergehende Nichterfül-
lung völkerrechtlicher Verpflichtungen begrenzt, die der die 
Maßnahmen ergreifende Staat gegenüber dem verantwortlichen 
Staat hat.  

3. Gegenmaßnahmen sind möglichst in einer Weise zu ergrei-
fen, die die Wiederaufnahme der Erfüllung der betreffenden 
Verpflichtungen zulässt. 

Artikel 50 
Verpflichtungen, die von Gegenmaßnahmen nicht berührt wer-
den  

1. Gegenmaßnahmen lassen folgende Verpflichtungen unbe-
rührt: 

 a) die in der Charta der Vereinten Nationen verankerte 
Verpflichtung, die Androhung oder Anwendung von Gewalt zu 
unterlassen; 

 b) die Verpflichtungen zum Schutz der grundlegenden 
Menschenrechte; 

 c) die Verpflichtungen humanitärer Art, die Repressalien 
verbieten; 

 d) andere Verpflichtungen, die sich aus zwingenden Nor-
men des allgemeinen Völkerrechts ergeben. 

2. Der Staat, der Gegenmaßnahmen ergreift, ist nicht von sei-
nen Verpflichtungen entbunden, 

 a) die ihm nach einem Streitbeilegungsverfahren oblie-
gen, das zwischen ihm und dem verantwortlichen Staat An-
wendung findet; 
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 b) die Unverletzlichkeit der diplomatischen und konsula-
rischen Vertreter, Räumlichkeiten, Archive und Dokumente zu 
achten. 

Artikel 51 
Verhältnismäßigkeit 

 Gegenmaßnahmen müssen in einem angemessenen Verhält-
nis zu dem erlittenen Schaden stehen, wobei die Schwere der 
völkerrechtswidrigen Handlung und die betreffenden Rechte zu 
berücksichtigen sind. 

Artikel 52 
Bedingungen für die Anwendung von Gegenmaßnahmen 

1. Bevor der verletzte Staat Gegenmaßnahmen ergreift,  

 a) hat er den verantwortlichen Staat im Einklang mit Ar-
tikel 43 aufzufordern, die ihm nach dem Zweiten Teil oblie-
genden Verpflichtungen zu erfüllen; 

 b) hat er dem verantwortlichen Staat jeden Beschluss, 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, zu notifizieren und ihm Ver-
handlungen anzubieten. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 Buchstabe b kann der verletzte 
Staat die dringlichen Gegenmaßnahmen ergreifen, die zur Wah-
rung seiner Rechte erforderlich sind. 

3. Gegenmaßnahmen dürfen nicht ergriffen werden, und be-
reits ergriffene Gegenmaßnahmen müssen ohne schuldhaftes 
Zögern suspendiert werden, 

 a) wenn die völkerrechtswidrige Handlung nicht länger 
andauert und 

 b) wenn die Streitigkeit vor einem Gericht anhängig ist, 
das befugt ist, für die Parteien bindende Entscheidungen zu fäl-
len. 

4. Absatz 3 findet keine Anwendung, wenn der verantwortli-
che Staat die Streitbeilegungsverfahren nicht nach Treu und 
Glauben anwendet. 

Artikel 53 
Beendigung der Gegenmaßnahmen 

 Gegenmaßnahmen sind zu beenden, sobald der verantwort-
liche Staat die ihm nach dem Zweiten Teil obliegenden Ver-
pflichtungen in Bezug auf die völkerrechtswidrige Handlung 
erfüllt hat. 

Artikel 54 
Ergreifung von Maßnahmen durch andere Staaten als den ver-
letzten Staat  

 Dieses Kapitel berührt nicht das Recht eines Staates, der 
nach Artikel 48 Absatz 1 berechtigt ist, die Verantwortlichkeit 
eines anderen Staates geltend zu machen, rechtmäßige Maß-
nahmen gegen diesen Staat zu ergreifen, um die Beendigung 
der Verletzung und die Wiedergutmachung zu Gunsten des ver-
letzten Staates oder der Begünstigten der Verpflichtung, die 
verletzt wurde, sicherzustellen.  

VIERTER TEIL 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 55 
Lex specialis 

 Diese Artikel finden keine Anwendung, wenn und soweit 
die Voraussetzungen für das Vorliegen einer völkerrechtswidri-
gen Handlung oder der Inhalt oder die Durchsetzung der völ-
kerrechtlichen Verantwortlichkeit eines Staates speziellen Re-
geln des Völkerrechts unterliegen. 

Artikel 56 
Fragen der Staatenverantwortlichkeit, die nicht durch diese 
Artikel geregelt sind  

 Soweit Fragen der Verantwortlichkeit eines Staates für eine 
völkerrechtswidrige Handlung durch diese Artikel nicht gere-
gelt werden, unterliegen sie weiterhin den anwendbaren Regeln 
des Völkerrechts. 

Artikel 57 
Verantwortlichkeit internationaler Organisationen 

 Diese Artikel lassen Fragen der völkerrechtlichen Verant-
wortlichkeit einer internationalen Organisation oder eines Staa-
tes für das Verhalten einer internationalen Organisation unbe-
rührt. 

Artikel 58 
Individuelle Verantwortlichkeit 

 Diese Artikel lassen Fragen der individuellen völkerrechtli-
chen Verantwortlichkeit von Personen, die im Namen eines 
Staates handeln, unberührt. 

Artikel 59 
Charta der Vereinten Nationen 

 Diese Artikel lassen die Charta der Vereinten Nationen un-
berührt. 

RESOLUTION 56/84 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/590 und Corr.1, Ziffer 8)36. 

56/84. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum 
Gastland 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die Be-
ziehungen zum Gastland37, 

 den Angehörigen der Opfer der abscheulichen Terrorakte 
vom 11. September 2001 ihr tief empfundenes Beileid und der 
Regierung und dem Volk des Gastlandes ihre Solidarität be-
kundend, 

 
36 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Bulgarien, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Kanada und Zypern.  
37 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 26 (A/56/26). 
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 unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten Na-
tionen, das Übereinkommen über die Vorrechte und Immunitä-
ten der Vereinten Nationen38 und das Abkommen zwischen den 
Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über den Amtssitz der Vereinten Nationen39 sowie die Verant-
wortlichkeiten des Gastlandes, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss im Ein-
klang mit Ziffer 7 der Resolution 2819 (XXVI) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1971 Fragen, die im Zusam-
menhang mit der Durchführung des Abkommens zwischen den 
Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über den Amtssitz der Vereinten Nationen auftreten, prüfen und 
das Gastland diesbezüglich beraten soll, 

 in der Erwägung, dass die zuständigen Behörden des Gast-
landes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen sollen, 
um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, welche die 
Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals beeinträchti-
gen, 

 1. schließt sich den Empfehlungen und Schlussfolgerun-
gen des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland in Zif-
fer 37 seines Berichts37 an; 

 2. ist der Auffassung, dass die Aufrechterhaltung ange-
messener Bedingungen für ein normales Arbeiten der bei den 
Vereinten Nationen akkreditierten Delegationen und Ver-
tretungen und die für sie sehr wichtige Frage der Achtung ihrer 
Vorrechte und Immunitäten im Interesse der Vereinten Natio-
nen und aller Mitgliedstaaten liegen, und ersucht das Gastland, 
auch künftig alles Erforderliche zu tun, um jede Störung der 
Tätigkeit der Vertretungen zu verhindern; 

 3. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und hofft, 
dass die in den Ausschusssitzungen aufgeworfenen Probleme 
auch künftig im Geiste der Zusammenarbeit und im Einklang 
mit dem Völkerrecht gelöst werden; 

 4. stellt fest, dass die Reisebeschränkungen, die das 
Gastland den Bediensteten bestimmter Vertretungen und den 
Bediensteten des Sekretariats mit bestimmter Staatsangehörig-
keit zu einem früheren Zeitpunkt auferlegt hatte, im Berichts-
zeitraum nach wie vor in Kraft waren, ersucht das Gastland, die 
Aufhebung dieser Reisebeschränkungen zu erwägen, und 
nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von den Standpunk-
ten der betroffenen Staaten, des Generalsekretärs und des Gast-
landes; 

 5. stellt außerdem fest, dass der Ausschuss von dem 
Gastland erwartet, dass es gemäß Artikel IV Abschnitt 11 des 
Abkommens zwischen den Vereinten Nationen und den Ver-
einigten Staaten von Amerika über den Amtssitz der Vereinten 
Nationen39 auch künftig die rechtzeitige Ausstellung von Sicht-
vermerken für die Einreise von Vertretern der Mitgliedstaaten, 
unter anderem zum Zweck der Teilnahme an offiziellen Tagun-
gen der Vereinten Nationen, gewährleisten wird; 

 
38 Resolution 22 A (I). 
39 Siehe Resolution 169 (II). 

 6. ersucht das Gastland, weiterhin Maßnahmen zu ergrei-
fen, um das im Hinblick auf das Parken diplomatischer Fahr-
zeuge bestehende Problem in einer fairen, ausgewogenen und 
nichtdiskriminierenden Art und Weise zu lösen, mit dem Ziel, 
den wachsenden Bedürfnissen der diplomatischen Gemein-
schaft Rechnung zu tragen, und sich mit dem Ausschuss in die-
ser wichtigen Frage auch weiterhin abzustimmen; 

 7. ersucht den Generalsekretär, sich weiter aktiv mit al-
len Aspekten der Beziehungen der Vereinten Nationen zum 
Gastland zu befassen; 

 8. ersucht den Ausschuss, seine Arbeit in Übereinstim-
mung mit Resolution 2819 (XXVI) der Generalversammlung 
fortzusetzen; 

 9. beschließt, den Punkt "Bericht des Ausschusses für 
die Beziehungen zum Gastland" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/85 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/591, Ziffer 10)40. 

56/85. Errichtung des Internationalen Strafgerichtshofs 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/33 vom 25. No-
vember 1992, 48/31 vom 9. Dezember 1993, 49/53 vom 9. De-
zember 1994, 50/46 vom 11. Dezember 1995, 51/207 vom 
17. Dezember 1996, 52/160 vom 15. Dezember 1997, 53/105 
vom 8. Dezember 1998, 54/105 vom 9. Dezember 1999 und 
55/155 vom 12. Dezember 2000, 

 feststellend, dass das Römische Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs am 17. Juli 1998 verabschiedet wurde41, und 
Kenntnis nehmend von der Schlussakte der Diplomatischen 
Bevollmächtigtenkonferenz der Vereinten Nationen zur Errich-
tung eines Internationalen Strafgerichtshofs, geschehen zu Rom 
am 17. Juli 199842, 

 unter Hinweis auf die von der Millenniums-Generalver-
sammlung verabschiedete Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen43, in der die Staats- und Regierungschefs die Be-
deutung des Internationalen Strafgerichtshofs hervorhoben, 

 insbesondere feststellend, dass auf der Konferenz beschlos-
sen wurde, eine Vorbereitungskommission für den Strafge-
richtshof einzurichten44, und dass die Kommission 2001 zwei 
Tagungen abhielt, nämlich vom 26. Februar bis 9. März und 
vom 24. September bis 5. Oktober, 

 
40 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Ver-
treter der Niederlande vorgelegt. 
41 A/CONF.183/9. 
42 A/CONF.183/10. 
43 Siehe Resolution 55/2. 
44 Siehe A/CONF.183/10, Anlage I. 
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 eingedenk des mit Resolution F der Konferenz43 erteilten 
Auftrags der Vorbereitungskommission betreffend die Ausar-
beitung von Vorschlägen für praktische Vorkehrungen für die 
Errichtung des Strafgerichtshofs und die Aufnahme seiner Tä-
tigkeit, 

 im Hinblick auf die Tätigkeit der Vorbereitungskommission 
und damit zusammenhängender Arbeitsgruppen davon Kennt-
nis nehmend, dass die Kommission am 5. Oktober 2001 den 
Bericht über ihre sechste bis achte Tagung45 verabschiedete, 
der die Entwürfe des Wortlauts des Abkommens über die Be-
ziehungen zwischen dem Strafgerichtshof und den Vereinten 
Nationen, der Finanzordnung, des Übereinkommens über die 
Vorrechte und Immunitäten des Strafgerichtshofs und der Ge-
schäftsordnung der Versammlung der Vertragsstaaten enthält, 

 sowie Kenntnis nehmend von den Fortschritten bei den für 
die Aufnahme der Tätigkeit des Internationalen Strafgerichts-
hofs erforderlichen Vorkehrungen, die gewährleisten sollen, 
dass er wirksam tätig sein kann, und insbesondere Kenntnis 
nehmend von der Erklärung des Ministers für Auswärtige An-
gelegenheiten des Königreichs der Niederlande vor der Vorbe-
reitungskommission auf ihrer achten Tagung betreffend die 
Vorbereitungsarbeiten, die die Regierung der Niederlande im 
Hinblick auf die Errichtung des Strafgerichtshofs unternimmt46, 

 sich dessen bewusst, dass es auch weiterhin notwendig ist, 
der Vorbereitungskommission ausreichende Ressourcen und 
Sekretariatsdienste zur Verfügung zu stellen, damit sie ihre 
Aufgaben effizient und rasch wahrnehmen kann, 

 insbesondere feststellend, dass 139 Staaten das Römische 
Statut unterzeichnet haben und dass die Anzahl der Staaten, die 
ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt haben, erheblich an-
gestiegen ist, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die erste Tagung der 
Versammlung der Vertragsstaaten wahrscheinlich im September 
2002 stattfinden wird, sowie des Artikels 112 Absatz 1 des 
Römischen Statuts, 

 1. weist erneut auf die historische Bedeutung der Verab-
schiedung des Römischen Statuts des Internationalen Strafge-
richtshofs41 hin; 

 2. fordert alle Staaten, die das Römische Statut unter-
zeichnet haben, auf, zu erwägen, es unverzüglich zu ratifizieren 
beziehungsweise ihm beizutreten, und befürwortet Bemühun-
gen um die Förderung der Bekanntmachung der Ergebnisse der 
vom 15. Juni bis 17. Juli 1998 in Rom abgehaltenen Diplomati-
schen Bevollmächtigtenkonferenz der Vereinten Nationen zur 
Errichtung eines Internationalen Strafgerichtshofs sowie der 
Bestimmungen des Statuts; 

 3. begrüßt die von der Vorbereitungskommission für den 
Internationalen Strafgerichtshof geleistete wichtige Arbeit zur 

 
45 PCNICC/2001/1 und Add.1-4. 
46 PCNICC/2001/INF/3. 

Erfüllung eines großen Teils ihres mit Resolution F der Konfe-
renz44 erteilten Auftrags und stellt in diesem Zusammenhang 
insbesondere fest, wie wichtig eine höhere Beteiligung an der 
Tätigkeit der Arbeitsgruppe über das Verbrechen der Aggres-
sion ist; 

 4. ersucht den Generalsekretär, die Vorbereitungskom-
mission im Einklang mit Resolution F für den 8. bis 19. April 
und den 1. bis 12. Juli 2002 erneut einzuberufen, damit sie den 
mit der genannten Resolution erteilten Auftrag weiter wahr-
nimmt und in diesem Zusammenhang erörtert, wie die Wirk-
samkeit und Akzeptanz des Gerichtshofs erhöht werden kön-
nen; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Vorberei-
tungskommission Sekretariatsdienste zur Verfügung zu stellen, 
darunter auf Ersuchen der Kommission auch die Erstellung von 
Arbeitsdokumenten, um ihr die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
zu ermöglichen; 

 6. ersucht den Generalsekretär ferner, Vertreter von Or-
ganisationen und anderen Institutionen, die von der General-
versammlung gemäß ihren einschlägigen Resolutionen47 eine 
ständige Einladung erhalten haben, als Beobachter an ihren Ta-
gungen und an ihrer Arbeit teilzunehmen, sowie Vertreter inter-
essierter regionaler zwischenstaatlicher Organisationen und an-
derer interessierter internationaler Organe, so auch des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen 
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien 
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht und des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung 
der Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas 
zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 
verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die 
für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere derartige Ver-
stöße verantwortlich sind, als Beobachter zu den Tagungen der 
Vorbereitungskommission einzuladen; 

 7. stellt fest, dass sich nichtstaatliche Organisationen an 
der Arbeit der Vorbereitungskommission beteiligen können, in-
dem sie im Einklang mit der Geschäftsordnung der Kommissi-
on an ihren Plenar- und sonstigen öffentlichen Sitzungen teil-
nehmen und indem sie Ausfertigungen der offiziellen Doku-
mente erhalten und den Delegierten ihre eigenen Unterlagen 
zur Verfügung stellen; 

 8. legt den Staaten nahe, freiwillige Beiträge an die mit 
den Resolutionen 51/207 und 52/160 der Generalversammlung 
eingerichteten Treuhandfonds zu entrichten, deren Mandate mit 
Versammlungsresolution 53/105 dahin gehend erweitert wur-
den, dass sie auch die Deckung der Kosten für die Teilnahme 
der am wenigsten entwickelten Länder und der nicht durch den 
 
47 Resolutionen 253 (III), 477 (V), 2011 (XX), 3208 (XXIX), 3237 
(XXIX), 3369 (XXX), 31/3, 33/18, 35/2, 35/3, 36/4, 42/10, 43/6, 44/6, 
45/6, 46/8, 47/4, 48/2, 48/3, 48/4, 48/5, 48/237, 48/265, 49/1, 49/2, 50/2, 
51/1, 51/6, 51/204, 52/6, 53/5, 53/6, 53/216, 54/5, 54/10, 54/195, 55/160 
und 55/161. 
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Treuhandfonds nach Resolution 51/207 abgedeckten Entwick-
lungsländer an der Arbeit der Vorbereitungskommission umfas-
sen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Vorbe-
reitungen zu treffen, um im Einklang mit Artikel 112 Absatz 1 
des Römischen Statuts die Tagung der Versammlung der Ver-
tragsstaaten einzuberufen, die nach dem Inkrafttreten des Sta-
tuts im Einklang mit Artikel 126 Absatz 1 des Statuts am Amts-
sitz der Vereinten Nationen abzuhalten ist; 

 10. beschließt, dass alle etwaigen Kosten, die den Verein-
ten Nationen auf Grund der Ausführung des Ersuchens in Zif-
fer 9 entstehen, sowie die Kosten für die Bereitstellung von 
Einrichtungen und Diensten für die Tagung der Versammlung 
der Vertragsstaaten sowie für alle etwaigen Folgemaßnahmen 
im Voraus an die Organisation zu entrichten sind, wofür in na-
her Zukunft ein geeigneter Mechanismus eingerichtet werden 
wird; 

 11. stellt fest, dass die Vereinten Nationen und der Gene-
ralsekretär ohne Stimmrecht an der Arbeit der Versammlung 
der Vertragsstaaten teilnehmen können; 

 12. ersucht den Generalsekretär, Vertreter zwischenstaat-
licher Organisationen und anderer Institutionen, die von der 
Generalversammlung gemäß ihren einschlägigen Resolutio-
nen47 eine ständige Einladung erhalten haben, als Beobachter 
an ihren Tagungen und ihrer Arbeit teilzunehmen, sowie Ver-
treter interessierter regionaler zwischenstaatlicher Organisatio-
nen und anderer internationaler Organe, die zu der Konferenz 
in Rom eingeladen waren oder bei der Vorbereitungskommis-
sion für den Internationalen Strafgerichtshof akkreditiert sind, 
als Beobachter zu der Tagung der Versammlung der Vertrags-
staaten einzuladen; 

 13. stellt fest, dass die nichtstaatlichen Organisationen, die 
zu der Konferenz in Rom eingeladen waren und die bei der 
Vorbereitungskommission für den Internationalen Strafge-
richtshof registriert sind oder Konsultativstatus beim Wirt-
schafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen haben und deren 
Tätigkeiten für die Arbeit des Gerichtshof von Bedeutung sind, 
im Einklang mit den vereinbarten Regeln an der Arbeit der 
Versammlung der Vertragsstaaten teilnehmen können; 

 14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 15. beschließt, den Punkt "Errichtung des Internationalen 
Strafgerichtshofs" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/86 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/592, Ziffer 13)48. 

 
48 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von Ägypten. 

56/86. Bericht des Sonderausschusses für die Charta und 
die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom 
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die 
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen ein-
gesetzt hat, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verabschiede-
ten einschlägigen Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom 
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Gene-
ralversammlung, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom 11. De-
zember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertretung und 
der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht der Allen Mitgliedstaa-
ten offen stehenden Arbeitsgruppe zur Frage der ausgewogenen 
Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Si-
cherheitsrat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat zusammen-
hängenden Fragen49, 

 unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution 
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des 
Sonderausschusses von Bedeutung sind, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom 
31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der Vereinten Na-
tionen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997 
mit dem Titel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'", mit 
der sie die Texte im Zusammenhang mit der Koordinierung und 
der Frage der von den Vereinten Nationen verhängten Sanktio-
nen angenommen hat, die der genannten Resolution als Anlage 
beigefügt sind, 

 ferner unter Hinweis darauf, dass der Internationale Ge-
richtshof das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Natio-
nen ist, sowie in Bekräftigung seiner Befugnisse und seiner 
Unabhängigkeit, 

 in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, praktische 
Mittel und Wege zur Stärkung des Gerichtshofs zu finden, wo-
bei insbesondere die auf Grund seines gestiegenen Arbeits-
aufkommens entstandenen Bedürfnisse zu berücksichtigen sind, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs 
über das Repertory of Practice of United Nations Organs (Re-
pertorium der Praxis der Organe der Vereinten Nationen) und 
das Repertoire of the Practice of the Security Council (Reper-
torium der Praxis des Sicherheitsrats)50, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/156 vom 12. Dezem-
ber 2000, 

 
49 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 47 (A/55/47). 
50 A/56/330. 
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 nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses über 
seine Tagung 200151, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta der Vereinten Nationen und die Stärkung der 
Rolle der Vereinten Nationen51; 

 2. beschließt, dass der Sonderausschuss seine nächste 
Tagung vom 18. bis 28. März 2002 abhalten wird; 

 3. ersucht den Sonderausschuss, auf seiner Tagung 2002 
im Einklang mit Ziffer 5 der Resolution 50/52 der Generalver-
sammlung vom 11. Dezember 1995 

 a) die Behandlung aller Vorschläge betreffend die Frage 
der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit unter allen Aspekten fortzusetzen, um die Rolle der Verein-
ten Nationen zu stärken, und in diesem Zusammenhang andere 
Vorschläge betreffend die Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit zu behandeln, die dem Sonderaus-
schuss bereits vorgelegt wurden beziehungsweise auf seiner 
Tagung 2002 noch vorgelegt werden könnten; 

 b) die Frage der Anwendung der Bestimmungen der 
Charta der Vereinten Nationen betreffend die Gewährung von 
Hilfe an Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen 
nach Kapitel VII der Charta betroffen sind, auch weiterhin mit 
Vorrang zu behandeln, indem er eine Sachdebatte über alle 
diesbezüglichen Berichte des Generalsekretärs52 und die zu 
diesem Thema unterbreiteten Vorschläge beginnt, unter Be-
rücksichtigung der auf der sechsundfünfzigsten Tagung der 
Generalversammlung im Sechsten Ausschuss geführten Aus-
sprache über diese Frage und des in Anlage II der Versamm-
lungsresolution 51/242 enthaltenen Textes zur Frage der von 
den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen sowie der 
Durchführung der Versammlungsresolutionen 50/51 vom 
11. Dezember 1995, 51/208 vom 17. Dezember 1996, 52/162 
vom 15. Dezember 1997, 53/107 vom 8. Dezember 1998, 
54/107 vom 9. Dezember 1999 und 55/157 vom 12. Dezember 
2000; 

 c) seine Arbeiten zur Frage der friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten zwischen Staaten fortzusetzen und in diesem 
Zusammenhang die diesbezüglichen Vorschläge weiter zu be-
handeln, namentlich den Vorschlag zur Einrichtung eines 
Streitbeilegungsdienstes, der im Frühstadium einer Streitigkeit 
seine Dienste anbietet oder tätig wird, sowie die Vorschläge zur 
Stärkung der Rolle des Internationalen Gerichtshofs, mit dem 
Ziel, seine Behandlung dieser Vorschläge wenn möglich abzu-
schließen; 

 d) seine Behandlung der Vorschläge betreffend den 
Treuhandrat unter Berücksichtigung des gemäß Resolution 
50/55 der Generalversammlung vom 11. Dezember 1995 vor-
 
51 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 33 (A/56/33). 
52 A/48/573-S/26705, A/49/356, A/50/60-S/1995/1, A/50/361, A/50/423, 
A/51/317, A/52/308, A/53/312, A/54/383 und Add.1, A/55/295 und Add.1 
und A/56/303. 

gelegten Berichts des Generalsekretärs53, des Berichts des Ge-
neralsekretärs mit dem Titel "Erneuerung der Vereinten Natio-
nen: Ein Reformprogramm"54 und der von den Staaten auf den 
früheren Tagungen der Generalversammlung zu dieser Frage 
zum Ausdruck gebrachten Auffassungen fortzusetzen; 

 e) mit Vorrang weiter Mittel und Wege zur Verbesserung 
seiner Arbeitsmethoden und zur Steigerung seiner Effizienz zu 
behandeln, mit dem Ziel, allgemein annehmbare Maßnahmen 
zur künftigen Umsetzung aufzuzeigen; 

 4. nimmt Kenntnis von Ziffer 47 des Berichts des Gene-
ralsekretärs50, würdigt die fortgesetzten Bemühungen des Ge-
neralsekretärs um die Aufarbeitung des Rückstands bei der 
Veröffentlichung des Repertory of Practice of United Nations 
Organs (Repertorium der Praxis der Organe der Vereinten Na-
tionen) und billigt die Bemühungen des Generalsekretärs um 
die Beseitigung des Rückstands bei der Veröffentlichung des 
Repertoire of the Practice of the Security Council (Repertori-
um der Praxis des Sicherheitsrats); 

 5. bittet den Sonderausschuss, auf seiner Tagung 2002 
weiter neue Fragen zu benennen, die er im Rahmen seiner künf-
tigen Tätigkeit behandeln könnte, mit dem Ziel, einen Beitrag 
zur Neubelebung der Tätigkeit der Vereinten Nationen zu lei-
sten; 

 6. nimmt Kenntnis von der Bereitschaft des Sonderaus-
schusses, im Zusammenhang mit der Behandlung der Frage der 
Hilfe für die Arbeitsgruppen für die Neubelebung der Tätigkeit 
der Vereinten Nationen und der Koordinierung zwischen dem 
Sonderausschuss und anderen Arbeitsgruppen, die sich mit der 
Reform der Organisation befassen, im Rahmen seines Mandats 
die Hilfe zu gewähren, die auf Ersuchen anderer Nebenorgane 
der Generalversammlung im Hinblick auf Fragen, mit denen 
diese befasst sind, möglicherweise beantragt wird; 

 7. ersucht den Sonderausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Bericht über 
seine Tätigkeit vorzulegen; 

 8. beschließt, den Punkt "Bericht des Sonderausschusses 
für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Natio-
nen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/87 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/592, Ziffer 13)55. 

 
53 A/50/1011. 
54 A/51/950 und Add.1-7. 
55 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Bangladesch, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Indien, Kolumbien, 
Russische Föderation, Sierra Leone, Slowakei, Trinidad und Tobago, 
Türkei, Uganda und Ukraine. 
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56/87. Durchführung der Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen bezüglich der Hilfe für Dritt-
staaten, die von der Anwendung von Sanktionen 
betroffen sind 

 Die Generalversammlung, 

 besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme, vor 
die sich bestimmte Staaten infolge der Durchführung von Vor-
beugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die der Si-
cherheitsrat gegen andere Staaten ergriffen hat, sowie berück-
sichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen nach 
Artikel 49 der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, 
einander bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat be-
schlossenen Maßnahmen gemeinsam handelnd Beistand zu lei-
sten, 

 unter Hinweis darauf, dass Drittstaaten, die sich vor beson-
dere wirtschaftliche Probleme dieser Art gestellt sehen, nach 
Artikel 50 der Charta das Recht haben, den Sicherheitsrat 
zwecks Lösung dieser Probleme zu konsultieren, 

 in der Erwägung, dass weitere geeignete Konsultationsver-
fahren geprüft werden sollten, die eine wirksamere Auseinan-
dersetzung mit den in Artikel 50 der Charta genannten Pro-
blemen ermöglichen, 

 unter Hinweis auf 

 a) den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel 
"Agenda für den Frieden"56, insbesondere dessen Ziffer 41, 

 b) ihre Resolution 47/120 A vom 18. Dezember 1992 mit 
dem Titel "Agenda für den Frieden: Vorbeugende Diplomatie 
und damit zusammenhängende Angelegenheiten", ihre Resolu-
tion 47/120 B vom 20. September 1993 mit dem Titel "Agenda 
für den Frieden", insbesondere deren Abschnitt IV mit dem Ti-
tel "Besondere wirtschaftliche Probleme auf Grund der Durch-
führung von Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen" und ihre 
Resolution 51/242 vom 15. September 1997 mit dem Titel "Er-
gänzung zur 'Agenda für den Frieden'", insbesondere deren An-
lage II mit dem Titel "Die Frage der von den Vereinten Natio-
nen verhängten Sanktionen", 

 c) das Positionspapier des Generalsekretärs mit dem Ti-
tel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'"57, 

 d) die Erklärung des Präsidenten des Sicherheitsrats vom 
22. Februar 199558, 

 e) den Bericht des Generalsekretärs59 auf Grund der Er-
klärung des Präsidenten des Sicherheitsrats60 zur Frage der be-

 
56 A/47/277-S/24111. 
57 A/50/60-S/1995/1. 
58 S/PRST/1995/9; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 
1995. 
59 A/48/573-S/26705. 
60 S/25036; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 1992. 

sonderen wirtschaftlichen Probleme von Staaten auf Grund von 
nach Kapitel VII der Charta verhängten Sanktionen, 

 f) die jährlichen Übersichtsberichte des Verwaltungsaus-
schusses für Koordinierung für den Zeitraum von 1992 bis 
200061, insbesondere deren Abschnitte über die Hilfe für Län-
der, die sich auf Artikel 50 der Charta berufen, 

 g) die Berichte des Generalsekretärs über Wirtschaftshil-
fe für Staaten, die von der Durchführung der Resolutionen des 
Sicherheitsrats betroffen sind, mit denen Sanktionen gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien verhängt wurden62, sowie die Re-
solutionen der Generalversammlung 48/210 vom 21. Dezember 
1993, 49/21 A vom 2. Dezember 1994, 50/58 E vom 12. De-
zember 1995, 51/30 A vom 5. Dezember 1996, 52/169 H vom 
16. Dezember 1997, 54/96 G vom 15. Dezember 1999 und 
55/170 vom 14. Dezember 2000, 

 h) die Berichte des Sonderausschusses für die Charta und 
die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen über seine Ta-
gungen der Jahre 1994 bis 200163, 

 i) die Berichte des Generalsekretärs über die Anwen-
dung der Bestimmungen der Charta bezüglich der Hilfe für 
Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen gemäß 
Kapitel VII der Charta betroffen sind64, 

 j) den Bericht des Generalsekretärs an die Millenniums-
Versammlung der Vereinten Nationen65, insbesondere dessen 
Abschnitt IV.E mit dem Titel "Sanktionen zielgerichtet einset-
zen", 

 k) die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen66, 
insbesondere deren Ziffer 9, 

 l) den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel 
"Kompass für die Umsetzung der Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen"67, insbesondere dessen Ziffern 56 bis 61, 

 Kenntnis nehmend von dem jüngsten, im Einklang mit Re-
solution 55/157 der Generalversammlung vom 12. Dezember 
2000 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs68, 

 
61 E/1993/81, E/1994/19, E/1995/21, E/1996/18 und Add.1, E/1997/54 und 
Corr.1, E/1998/21, E/1999/48, E/2000/53 und E/2001/55. 
62 A/49/356, A/50/423, A/51/356, A/52/535, A/54/534, A/55/620 und 
Corr.1 und A/56/361. 
63 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundvierzigste Ta-
gung, Beilage 33 (A/49/33); ebd., Fünfzigste Tagung, Beilage 33 
(A/50/33); ebd., Einundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/51/33); ebd., 
Zweiundfünfzigste Tagung, Beilage 33 und Korrigendum (A/52/33 und 
Corr.1); ebd., Dreiundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/53/33); ebd., Vier-
undfünfzigste Tagung, Beilage 33 und Korrigendum (A/54/33 und Corr.1); 
ebd., Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/55/33) und ebd., Sechsund-
fünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/56/33). 
64 A/50/361, A/51/317, A/52/308, A/53/312, A/54/383, A/55/295 und 
Add.1 und A/56/303. 
65 A/54/2000. 
66 Siehe Resolution 55/2. 
67 A/56/326. 
68 A/56/303. 
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 sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die eingehende Evaluierung der 
Programme der Vereinten Nationen betreffend die globalen 
Entwicklungstendenzen, -fragen und -politiken sowie die glo-
balen Konzepte für soziale und mikroökonomische Fragen und 
Politiken sowie die entsprechenden Unterprogramme in den 
Regionalkommissionen69, insbesondere der Empfehlung 3 in 
der vom Programm- und Koordinierungsausschuss auf seiner 
vierzigsten Tagung verabschiedeten Fassung70, 

 unter Hinweis darauf, dass die Frage der Hilfe für Drittstaa-
ten, die von der Anwendung von Sanktionen betroffen sind, vor 
kurzem in mehreren Foren, darunter in der Generalversamm-
lung, im Sicherheitsrat, im Wirtschafts- und Sozialrat und ihren 
Nebenorganen, behandelt wurde, 

 sowie unter Hinweis auf die Maßnahmen, die der Sicher-
heitsrat im Einklang mit der Erklärung des Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 16. Dezember 199471 ergriffen hat, der zu-
folge im Rahmen der Bemühungen des Rates zur Verbesserung 
des Informationsflusses und des Gedankenaustauschs zwischen 
den Ratsmitgliedern und den anderen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen häufiger öffentliche Sitzungen abgehalten wer-
den sollen, insbesondere in der Anfangsphase der Behandlung 
eines Themas, 

 ferner unter Hinweis auf die Maßnahmen, die der Sicher-
heitsrat im Einklang mit der Mitteilung des Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 29. Januar 199972 ergriffen hat und die dar-
auf abzielen, die Arbeit der Sanktionsausschüsse zu verbessern, 
so auch indem die Wirksamkeit und Transparenz dieser Aus-
schüsse erhöht wird, 

 betonend, dass bei der Ausarbeitung von Sanktionsregelun-
gen die möglichen Auswirkungen der Sanktionen auf Drittstaa-
ten gebührend berücksichtigt werden sollen, 

 in diesem Zusammenhang nachdrücklich hinweisend auf 
die Befugnisse des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der Charta 
sowie die Hauptverantwortung des Rates nach Artikel 24 der 
Charta für die Wahrung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit, um ein schnelles und wirksames Handeln der 
Vereinten Nationen zu gewährleisten, 

 unter Hinweis darauf, dass ein Mitglied der Vereinten Na-
tionen, das nicht Mitglied des Sicherheitsrats ist, nach Arti-
kel 31 der Charta ohne Stimmrecht an der Erörterung jeder vor 
den Rat gebrachten Frage teilnehmen kann, wenn dieser der 
Auffassung ist, dass die Interessen dieses Mitglieds besonders 
betroffen sind, 

 
69 E/AC.51/2000/2. 
70 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste 
Tagung, Beilage 16 und Korrigendum (A/55/16 und Corr.1), Kap. II.C.1, 
Ziffer 243. 
71 Siehe S/PRST/1994/81; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicher-
heitsrats, 1994. 
72 S/1999/92; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 1999. 

 in Anerkennung dessen, dass die Verhängung von Sanktio-
nen nach Kapitel VII der Charta in Drittstaaten besondere wirt-
schaftliche Probleme verursacht hat und dass es gilt, verstärkte 
Anstrengungen zur wirksamen Bewältigung dieser Probleme zu 
unternehmen, 

 unter Berücksichtigung der Auffassungen von Drittstaaten, 
die von der Verhängung von Sanktionen betroffen sein könnten, 

 in der Erkenntnis, dass Hilfe für Drittstaaten, die von der 
Anwendung von Sanktionen betroffen sind, weiter zu einem 
wirksamen und umfassenden Vorgehen der internationalen Ge-
meinschaft bei vom Sicherheitsrat verhängten Sanktionen bei-
tragen würde, 

 sowie in der Erkenntnis, dass die internationale Gemein-
schaft als solche und insbesondere die internationalen Institu-
tionen, die wirtschaftliche und finanzielle Hilfe gewähren, auch 
weiterhin die besonderen wirtschaftlichen Probleme berück-
sichtigen und wirksamer angehen sollten, vor die sich Drittstaa-
ten auf Grund der Durchführung von Vorbeugungs- oder 
Zwangsmaßnahmen des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der 
Charta gestellt sehen, unter Berücksichtigung ihrer Größenord-
nung und der nachteiligen Auswirkungen, die diese Probleme 
auf die Volkswirtschaft dieser Staaten haben, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/51 vom 11. De-
zember 1995, 51/208 vom 17. Dezember 1996, 52/162 vom 
15. Dezember 1997, 53/107 vom 8. Dezember 1998, 54/107 
vom 9. Dezember 1999 und 55/157 vom 12. Dezember 2000, 

 1. bittet den Sicherheitsrat erneut, die Einführung weite-
rer Mechanismen beziehungsweise gegebenenfalls Verfahren 
für möglichst frühzeitig erfolgende Konsultationen nach Arti-
kel 50 der Charta der Vereinten Nationen mit Drittstaaten, die 
sich infolge der Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangs-
maßnahmen des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der Charta 
vor besondere wirtschaftliche Probleme gestellt sehen oder ge-
stellt sehen könnten, im Hinblick auf die Lösung dieser Pro-
bleme zu erwägen, einschließlich geeigneter Mittel und Wege 
zur Erhöhung der Wirksamkeit seiner Methoden und Verfahren, 
die bei der Prüfung von Hilfeersuchen der betroffenen Länder 
Anwendung finden; 

 2. begrüßt die vom Sicherheitsrat seit der Verabschie-
dung der Resolution 50/51 der Generalversammlung ergriffe-
nen Maßnahmen, zuletzt den in der Mitteilung des Präsidenten 
des Sicherheitsrats vom 17. April 200073 enthaltenen Beschluss 
der Mitglieder des Sicherheitsrats, eine informelle Arbeits-
gruppe des Rates einzurichten, die allgemeine Empfehlungen 
dafür ausarbeiten soll, wie die Wirksamkeit der Sanktionen der 
Vereinten Nationen zu verbessern ist, sieht mit Interesse der 
Verabschiedung der vom Vorsitzenden vorgeschlagenen Ergeb-
nisse der Arbeitsgruppe entgegen, namentlich denjenigen, die 
die Frage der unbeabsichtigten Auswirkungen von Sanktionen 
sowie der Hilfe für Staaten bei der Durchführung von Sanktio-
 
73 S/2000/319; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 
2000. 
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nen betreffen, und empfiehlt dem Rat eindringlich, sich auch 
künftig darum zu bemühen, die Wirksamkeit und Transparenz 
der Sanktionsausschüsse weiter zu verbessern, ihre Arbeitsab-
läufe zu straffen und den Vertretern der Staaten, die sich in-
folge der Durchführung von Sanktionen vor besondere wirt-
schaftliche Probleme gestellt sehen, den Zugang zu diesen Aus-
schüssen zu erleichtern; 

 3. bittet den Sicherheitsrat, seine Sanktionsausschüsse 
und das Sekretariat, weiterhin nach Bedarf dafür zu sorgen, 

 a) dass sowohl die Berichte zur Vorabbewertung als auch 
die Berichte zur laufenden Bewertung die wahrscheinlichen 
und tatsächlichen unbeabsichtigten Auswirkungen von Sank-
tionen auf Drittstaaten in ihrer Analyse enthalten und Möglich-
keiten empfehlen, wie die nachteiligen Auswirkungen von 
Sanktionen abgemildert werden können; 

 b) dass die von Sanktionen betroffenen Drittstaaten Ge-
legenheit erhalten, die Sanktionsausschüsse über die unbeab-
sichtigten Auswirkungen von Sanktionen auf diese Staaten so-
wie über die von ihnen benötigte Hilfe zur Milderung der 
nachteiligen Auswirkungen von Sanktionen zu unterrichten; 

 c) dass das Sekretariat Drittstaaten auf Antrag auch wei-
terhin Rat und Informationen gibt, um sie bei der Suche nach 
Mitteln zur Milderung der unbeabsichtigten Folgen von Sank-
tionen zu unterstützen, zum Beispiel durch die Berufung auf 
Artikel 50 der Charta für Konsultationen mit dem Sicherheits-
rat; 

 d) dass der Sicherheitsrat im Falle gravierender Auswir-
kungen von Wirtschaftssanktionen auf Drittstaaten den Gene-
ralsekretär ersuchen kann, die Ernennung eines Sonderbeauf-
tragten oder bei Bedarf die Entsendung von Ermittlungsmissio-
nen zu erwägen, die vor Ort die erforderlichen Bewertungen 
vornehmen und gegebenenfalls mögliche Mittel der Hilfelei-
stung benennen; 

 e) dass der Sicherheitsrat im Zusammenhang mit den in 
Buchstabe d) genannten Situationen die Einsetzung von Ar-
beitsgruppen zur Behandlung solcher Situationen erwägen 
kann; 

 4. ersucht den Generalsekretär, die Durchführung der 
Resolutionen der Generalversammlung 50/51, 51/208, 52/162, 
53/107, 54/107 und 55/157 fortzusetzen und sicherzustellen, 
dass die zuständigen Stellen innerhalb des Sekretariats ausrei-
chende Kapazitäten und die entsprechenden Modalitäten, tech-
nischen Verfahren und Richtlinien entwickeln, um auch künftig 
regelmäßig Informationen über internationale Hilfe zusammen-
stellen und koordinieren zu können, die von der Durchführung 
von Sanktionen betroffene Drittstaaten in Anspruch nehmen 
können, weiter an der Entwicklung einer möglichen Methode 
zur Bewertung der schädlichen Auswirkungen zu arbeiten, die 
sich für Drittstaaten tatsächlich ergeben haben, und innovative 
und praktische Hilfsmaßnahmen für die betroffenen Drittstaa-
ten zu erkunden; 

 5. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs mit der Zu-
sammenfassung der Beratungen und wichtigsten Feststellungen 
der Tagung der Ad-hoc-Sachverständigengruppe für die Ent-
wicklung einer Methode zur Bewertung der Auswirkungen der 
Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen auf 
Drittstaaten und für die Prüfung innovativer und praktischer in-
ternationaler Hilfsmaßnahmen für die betroffenen Drittstaaten74 
und bittet die Staaten und zuständigen internationalen Organi-
sationen innerhalb und außerhalb des Systems der Vereinten 
Nationen erneut, soweit noch nicht geschehen, ihre Auffassun-
gen zu dem Bericht der Tagung der Ad-hoc-Sachverständigen-
gruppe zur Verfügung zu stellen; 

 6. ersucht den Generalsekretär um die zügige Ausarbei-
tung eines Berichts an die Generalversammlung, der seine Auf-
fassungen zu den Beratungen und wichtigsten Feststellungen, 
namentlich auch zu den Empfehlungen, der Ad-hoc-Sachver-
ständigengruppe betreffend die Durchführung der Bestimmun-
gen der Charta bezüglich der Hilfe für Drittstaaten, die von der 
Anwendung von Sanktionen betroffen sind, enthält, unter Be-
rücksichtigung der Auffassungen der Staaten, der Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen, der internationalen 
Finanzinstitutionen und anderer internationaler Organisationen 
sowie der vom Vorsitzenden vorgeschlagenen Ergebnisse der 
informellen Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats über allgemeine 
Fragen im Zusammenhang mit Sanktionen; 

 7. bekräftigt die bedeutsame Rolle, die der Generalver-
sammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat und dem Programm- 
und Koordinierungsausschuss dabei zukommt, die wirtschaft-
lichen Hilfsbemühungen der internationalen Gemeinschaft und 
des Systems der Vereinten Nationen für Staaten, die sich infol-
ge der Durchführung von vom Sicherheitsrat verhängten Vor-
beugungs- oder Zwangsmaßnahmen vor besondere wirtschaftli-
che Probleme gestellt sehen, nach Bedarf zu mobilisieren und 
zu überwachen und gegebenenfalls auch Lösungen für die be-
sonderen wirtschaftlichen Probleme dieser Staaten aufzuzeigen; 

 8. nimmt Kenntnis von dem Beschluss des Wirtschafts- 
und Sozialrats in seiner Resolution 2000/32 vom 28. Juli 2000, 
die Frage der Hilfe für Drittstaaten, die von der Anwendung 
von Sanktionen betroffen sind, weiter zu prüfen, bittet den Rat, 
auf seiner Organisationstagung 2002 zu diesem Zweck geeigne-
te Vorkehrungen innerhalb seines Arbeitsprogramms für 2002 
zu treffen, und beschließt, dem Rat auf seiner Arbeitsta-
gung 2002 den jüngsten Bericht des Generalsekretärs über die 
Durchführung der Bestimmungen der Charta bezüglich der Hil-
fe für Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen be-
troffen sind68, zusammen mit den einschlägigen Hintergrund-
materialien zu übermitteln; 

 9. bittet die Organisationen des Systems der Vereinten 
Nationen, die internationalen Finanzinstitutionen, andere inter-
nationale Organisationen, die Regionalorganisationen und die 
Mitgliedstaaten, gegebenenfalls gezielter und unmittelbarer auf 
die besonderen wirtschaftlichen Probleme von Drittstaaten ein-
zugehen, die von nach Kapitel VII der Charta verhängten Sank-
 
74 A/53/312. 
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tionen betroffen sind, und zu diesem Zweck die Verbesserung 
der Konsultationsverfahren zu prüfen, dahin gehend, dass fort-
laufend ein konstruktiver Dialog mit diesen Staaten geführt 
wird, insbesondere auch durch regelmäßige und häufige Zu-
sammenkünfte sowie gegebenenfalls durch spezielle Zusam-
menkünfte zwischen den betroffenen Drittstaaten und der Ge-
bergemeinschaft unter Beteiligung der Organe der Vereinten 
Nationen und anderer internationaler Organisationen; 

 10. ersucht den Sonderausschuss für die Charta und die 
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen, auf seiner Tagung 
2002 die Frage der Durchführung der Bestimmungen der Char-
ta bezüglich der Hilfe für Drittstaaten, die von der Anwendung 
von Sanktionen nach Kapitel VII der Charta betroffen sind, 
auch weiterhin vorrangig zu behandeln, indem er eine Sachde-
batte über alle diesbezüglichen Berichte des Generalsekretärs 
aufnimmt, insbesondere den Bericht von 1998 mit der Zusam-
menfassung der Beratungen und wichtigsten Feststellungen der 
Tagung der Ad-hoc-Sachverständigengruppe, die gemäß Zif-
fer 4 der Resolution 52/162 der Generalversammlung einberu-
fen wurde74, zusammen mit dem jüngsten Bericht des General-
sekretärs über diese Frage68, unter Berücksichtigung des anste-
henden Berichts der informellen Arbeitsgruppe des Sicherheits-
rats über allgemeine Fragen im Zusammenhang mit Sanktionen, 
der zu diesem Thema unterbreiteten Vorschläge, der auf der 
sechsundfünfzigsten Versammlungstagung im Sechsten Aus-
schuss erfolgten Aussprache zu dieser Frage und des Textes zur 
Frage der von den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen 
in Anlage II der Versammlungsresolution 51/242 sowie der 
Durchführung der Bestimmungen der Versammlungsresolutio-
nen 50/51, 51/208, 52/162, 53/107, 54/107 55/157 und dieser 
Resolution; 

 11. beschließt, auf der siebenundfünfzigsten Tagung der 
Generalversammlung im Sechsten Ausschuss oder in einer Ar-
beitsgruppe des Ausschusses zu prüfen, welche weiteren Fort-
schritte bei der Erarbeitung wirksamer Maßnahmen zur Durch-
führung der Bestimmungen der Charta bezüglich der Hilfe für 
Drittstaaten erzielt wurden, die von der Anwendung von Sank-
tionen nach Kapitel VII der Charta betroffen sind; 

 12. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Tagesord-
nungspunkt "Bericht des Sonderausschusses für die Charta und 
die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen" einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 56/88 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/593, Ziffer 11)75. 

 
75 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vertreter Kanadas vorgelegt. 

56/88. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen, 

 unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten 
Jahrestags der Vereinten Nationen76, 

 sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen77, 

 ferner unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalver-
sammlung und des Sicherheitsrats über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus, 

 überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit 
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terro-
rismus befasst, 

 zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor ter-
roristische Handlungen verübt werden, 

 erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verurtei-
lend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zerstö-
rungen und Sachschäden in New York, der Gaststadt der Ver-
einten Nationen, in Washington und in Pennsylvania geführt 
haben und auf die die Generalversammlung mit der Verab-
schiedung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und 
der Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen 
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom 
28. September 2001 und 1377 (2001) vom 12. November 2001 
reagiert haben, 

 unter Hinweis auf die Aussprache über den Punkt "Maß-
nahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus", die 
vom 1. bis 5. Oktober 2001 im Plenum der Generalversamm-
lung stattfand, 

 betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und zwischen internationalen Or-
ganisationen und Organen, regionalen Organisationen und Ab-
machungen und den Vereinten Nationen weiter zu stärken, um 
den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprägungen, 
gleichviel wo und von wem er begangen wird, zu verhüten, zu 
bekämpfen und zu beseitigen, im Einklang mit den Grundsät-
zen der Charta, des Völkerrechts und der einschlägigen interna-
tionalen Übereinkünfte, 

 eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Na-
tionen und der zuständigen Sonderorganisationen bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie 
der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stär-
kung der diesbezüglichen Rolle der Organisation, 

 
76 Siehe Resolution 50/6. 
77 Siehe Resolution 55/2. 
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 unter Hinweis auf die Erklärung über Maßnahmen zur Be-
seitigung des internationalen Terrorismus in der Anlage zu der 
Resolution 49/60 vom 9. Dezember 1994, in der die Gene-
ralversammlung die Staaten ermutigte, den Anwendungsbe-
reich der bestehenden völkerrechtlichen Bestimmungen über 
die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des Terrorismus 
in allen seinen Formen und Ausprägungen dringend zu über-
prüfen, um sicherzustellen, dass es einen umfassenden rechtli-
chen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Frage erfasst, 

 Kenntnis nehmend von dem Schlussdokument der am 
8. und 9. April 2000 in Cartagena (Kolumbien) abgehaltenen 
dreizehnten Ministerkonferenz der Bewegung der nichtge-
bundenen Länder78, auf der die gemeinsame Position der Be-
wegung der nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wieder-
holt und die vorherige Initiative der vom 29. August bis 
3. September 1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen zwölf-
ten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebun-
denen Länder79 bekräftigt wurde, mit der zur Einberufung einer 
internationalen Gipfelkonferenz unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsa-
mer Antwortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf 
den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprägungen 
aufgerufen wurde, sowie von anderen einschlägigen Initiativen, 

 unter Hinweis auf ihren Beschluss in Resolution 54/110 
vom 9. Dezember 1999 und in Resolution 55/158 vom 12. De-
zember 2000, dass sich der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 
51/210 der Generalversammlung vom 17. Dezember 1996 mit 
der Frage der Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausar-
beitung konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der in-
ternationalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen 
Formen und Ausprägungen befassen und sie auf seiner Tages-
ordnung belassen soll, 

 im Hinblick auf die Anstrengungen zur Verhütung, Bekämp-
fung und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen Formen 
und Ausprägungen, gleichviel wo und von wem er begangen 
wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere durch die Ausar-
beitung regionaler Übereinkünfte und deren Einhaltung, unter-
nommen werden, 

 nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs80, des Be-
richts des Ad-hoc-Ausschusses81 und des Berichts der Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses nach Resolution 55/15882, 

 1. verurteilt nachdrücklich alle terroristischen Handlun-
gen, Methoden und Praktiken, gleichviel wo und von wem sie 
begangen werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen; 

 
78 A/54/917-S/2000/580, Anlage. 
79 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziffern 149-162. 
80 A/56/160 und Corr.1 und Add.1. 
81 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 37 (A/56/37). 
82 A/C.6/56/L.9. 

 2. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu 
gedacht oder darauf angelegt sind, die breite Öffentlichkeit, ei-
nen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Personen zu po-
litischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Um-
ständen zu rechtfertigen sind, gleichviel welche politischen, 
weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethnischen, reli-
giösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung gel-
tend gemacht werden; 

 3. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen und den entsprechenden Be-
stimmungen des Völkerrechts, einschließlich der internatio-
nalen Menschenrechtsnormen, weitere Maßnahmen zu be-
schließen, um Terrorismus zu verhüten und die internationale 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu stär-
ken, und zu diesem Zweck insbesondere die Ergreifung von 
Maßnahmen zu erwägen, wie sie in Ziffer 3 a) bis f) ihrer Reso-
lution 51/210 enthalten sind; 

 4. fordert alle Staaten außerdem erneut auf, im Hinblick 
auf die effizientere Umsetzung der entsprechenden Rechtsin-
strumente nach Bedarf und soweit angezeigt verstärkt Informa-
tionen über Tatsachen im Zusammenhang mit dem Terrorismus 
auszutauschen, dabei jedoch die Verbreitung ungenauer oder 
nicht nachgeprüfter Informationen zu vermeiden; 

 5. fordert die Staaten ferner erneut auf, terroristische 
Aktivitäten weder zu finanzieren, zu begünstigen, dafür auszu-
bilden noch auf andere Weise zu unterstützen; 

 6. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenarbeit 
sowie die Maßnahmen der Staaten zur Bekämpfung des Terro-
rismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta, dem Völ-
kerrecht und den einschlägigen internationalen Übereinkünften 
stehen sollten; 

 7. legt allen Staaten eindringlich nahe, soweit nicht be-
reits geschehen, mit Vorrang sowie im Einklang mit Resolution 
1373 (2001) des Sicherheitsrats zu erwägen, Vertragspartei der 
in Ziffer 6 der Resolution 51/210 der Generalversammlung ge-
nannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle sowie des 
Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung terroristi-
scher Bombenanschläge83 und des Internationalen Übereinkom-
mens zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus84 zu 
werden, und fordert alle Staaten auf, nach Bedarf diejenigen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu erlassen, die zur Umset-
zung der Bestimmungen dieser Übereinkünfte und Protokolle 
erforderlich sind, um sicherzustellen, dass die Zuständigkeit ih-
rer Gerichte es ihnen ermöglicht, die Urheber terroristischer 
Handlungen vor Gericht zu stellen, und zu diesem Zweck mit 
anderen Staaten und zuständigen internationalen und regiona-
len Organisationen zusammenzuarbeiten und ihnen Unter-
stützung und Hilfe zu gewähren; 

 8. legt den Staaten außerdem eindringlich nahe, mit dem 
Generalsekretär, miteinander sowie mit interessierten zwi-
 
83 Resolution 52/164, Anlage. 
84 Resolution 54/109, Anlage. 
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schenstaatlichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um, ge-
gebenenfalls im Rahmen der bestehenden Mandate, sicherzu-
stellen, dass den Staaten, die Hilfe benötigen und beantragen, 
um Vertragspartei der in Ziffer 7 genannten Übereinkünfte und 
Protokolle zu werden, technische und sonstige sachverständige 
Beratung zuteil wird; 

 9. stellt mit Dank und Genugtuung fest, dass in Überein-
stimmung mit der Aufforderung in Ziffer 7 der Resolution 
55/158 der Generalversammlung eine Reihe von Staaten Ver-
tragspartei der dort genannten einschlägigen Übereinkünfte und 
Protokolle geworden sind, in Verwirklichung des Ziels einer 
breiteren Annahme und Durchführung dieser Übereinkünfte; 

 10. bekräftigt die in der Anlage zu der Resolution 49/60 
enthaltene Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des in-
ternationalen Terrorismus sowie die in der Anlage zu der Reso-
lution 51/210 enthaltene Zusatzerklärung zu der Erklärung von 
1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus und fordert alle Staaten auf, sie umzusetzen; 

 11. fordert alle Staaten und den Generalsekretär nach-
drücklich auf, bei ihren Anstrengungen zur Verhütung des in-
ternationalen Terrorismus den bestmöglichen Nutzen aus den 
bestehenden Institutionen der Vereinten Nationen zu ziehen; 

 12. begrüßt es, dass die Unterabteilung Terrorismusverhü-
tung des Zentrums für internationale Verbrechensverhütung in 
Wien sich darum bemüht, nach Prüfung der innerhalb des Sy-
stems der Vereinten Nationen gegebenen Möglichkeiten im 
Rahmen ihrer Aufgabenstellung die Kapazitäten der Vereinten 
Nationen auf dem Gebiet der Terrorismusverhütung auszubau-
en; 

 13. bittet die Staaten, soweit noch nicht geschehen, dem 
Generalsekretär Informationen über ihre innerstaatlichen Ge-
setze und sonstigen Rechtsvorschriften betreffend die Verhü-
tung und Bekämpfung von Akten des internationalen Terroris-
mus vorzulegen; 

 14. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisatio-
nen, dem Generalsekretär Informationen über die von ihnen auf 
regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung des 
internationalen Terrorismus vorzulegen; 

 15. begrüßt es, dass bei der Ausarbeitung des Entwurfs 
eines umfassenden Übereinkommens über den internationalen 
Terrorismus auf den Tagungen des Ad-hoc-Ausschusses nach 
Resolution 51/210 der Generalversammlung vom 17. Dezem-
ber 1996 und der Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses 
nach Resolution 55/158 der Generalversammlung wichtige 
Fortschritte erzielt wurden; 

 16. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Ausarbei-
tung eines umfassenden Übereinkommens über den internatio-
nalen Terrorismus mit Vorrang fortsetzen und sich weiterhin 
darum bemühen soll, die offenen Fragen im Zusammenhang 
mit der Ausarbeitung des Entwurfs eines internationalen Über-
einkommens zur Bekämpfung von Akten des Nuklearterroris-

mus zu klären, als Möglichkeit für die weitere Entwicklung ei-
nes umfassenden rechtlichen Rahmens von Übereinkünften be-
treffend den internationalen Terrorismus, und dass er die Frage 
der Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung 
konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der internatio-
nalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen For-
men und Ausprägungen auf seiner Tagesordnung belassen wird; 

 17. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 
28. Januar bis 1. Februar 2002 tagen wird, um die Ausarbei-
tung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens über 
den internationalen Terrorismus fortzusetzen, wobei er der wei-
teren Behandlung der offenen Fragen im Zusammenhang mit 
der Ausarbeitung des Entwurfs eines internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung von Akten des Nuklearterrorismus 
genügend Zeit einräumen soll, dass er die Frage der Einberu-
fung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der Schirmherr-
schaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter 
gemeinsamer Antwortmaßnahmen der internationalen Gemein-
schaft auf den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprä-
gungen auf seiner Tagesordnung belassen soll, und dass die 
Arbeit, falls erforderlich, während der siebenundfünfzigsten 
Tagung der Generalversammlung im Rahmen einer Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses fortgesetzt werden soll; 

 18. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss 
auch weiterhin die erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung 
zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen kann; 

 19. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung Bericht zu erstatten, 
sofern der Entwurf eines umfassenden Übereinkommens über 
den internationalen Terrorismus oder der Entwurf eines interna-
tionalen Übereinkommens zur Bekämpfung von Akten des Nu-
klearterrorismus fertiggestellt wird; 

 20. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über 
den Stand der Erfüllung seines Auftrags Bericht zu erstatten; 

 21. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Beseitigung 
des internationalen Terrorismus" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/89 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/594 und Corr.1, Ziffer 8)85. 

 
85 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Argentinien, Australien, Bangladesch, Belgien, Brasilien, 
Chile, Dänemark, Deutschland, Ecuador, Fidschi, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, 
Luxemburg, Malta, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, 
Österreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Schweden, Sierra 
Leone, Spanien, Ukraine, Ungarn und Vereinigte Staaten von Amerika. 
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56/89. Umfang des Rechtsschutzes nach dem Überein-
kommen über die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/175 vom 19. Dezem-
ber 2000 über die Sicherheit des humanitären Personals und 
den Schutz des Personals der Vereinten Nationen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 49/59 vom 
9. Dezember 1994, mit der sie das Übereinkommen über die 
Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal verabschiedete, 

 ferner unter Hinweis auf das Schreiben vom 24. Oktober 
2000, das im Namen des weltweit tätigen Personals des Sy-
stems der Vereinten Nationen an den Präsidenten des Sicher-
heitsrat gerichtet wurde86 und in dem auf die Sicherheitspro-
bleme aufmerksam gemacht wurde, vor die sich das Personal 
der Vereinten Nationen und das beigeordnete Personal gestellt 
sehen, 

 erneut erklärend, dass die Achtung der Grundsätze und Re-
geln des Völkerrechts, namentlich des humanitären Völker-
rechts, sowie der einschlägigen Bestimmungen des Rechts auf 
dem Gebiet der Menschenrechte und des Flüchtlingsrechts ge-
fördert und gewährleistet werden muss, 

 zutiefst besorgt über die zunehmenden Gefahren und Si-
cherheitsrisiken, denen das Personal der Vereinten Nationen 
und das beigeordnete Personal auf Feldebene ausgesetzt ist, 
und eingedenk der Notwendigkeit, ihre Sicherheit so umfas-
send wie möglich zu schützen, 

 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Ortskräfte 
einem besonderen Angriffsrisiko ausgesetzt sind, 

 mit Genugtuung darüber, dass die Zahl der Vertragsstaaten 
des am 15. Januar 1999 in Kraft getretenen Übereinkommens 
kürzlich angestiegen ist, und feststellend, dass zum Zeitpunkt 
der Verabschiedung dieser Resolution 55 Staaten das Überein-
kommen ratifiziert haben beziehungsweise ihm beigetreten 
sind,  

 eingedenk der Notwendigkeit, die Universalität des Über-
einkommens zu fördern, 

 1. dankt dem Generalsekretär für seinen Bericht über 
den Umfang des Rechtsschutzes nach dem Übereinkommen 
über die Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen und 
des beigeordneten Personals87 und nimmt Kenntnis von den 
darin enthaltenen Empfehlungen; 

 2. legt allen Staaten nahe, zu erwägen, Vertragspartei der 
einschlägigen internationalen Übereinkünfte, namentlich des 
Übereinkommens über die Sicherheit von Personal der Verein-

 
86 S/2000/1133, Anlage. 
87 A/55/637. 

ten Nationen und beigeordnetem Personal, zu werden und ihre 
Verpflichtungen uneingeschränkt zu achten; 

 3. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderausschus-
ses für Friedenssicherungseinsätze betreffend die Sicherheit 
von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Per-
sonal und den Umfang des bestehenden Rechtsschutzes sowie 
seinen Empfehlungen88; 

 4. empfiehlt dem Generalsekretär, sich auch weiterhin 
darum zu bemühen, dass die einschlägigen Bestimmungen des 
Übereinkommens in die von den Vereinten Nationen geschlos-
senen Abkommen über die Rechtsstellung der Truppen bezie-
hungsweise die Rechtsstellung der Mission aufgenommen wer-
den; 

 5. legt dem Generalsekretär und den zuständigen Orga-
nen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen nahe, auch 
künftig weitere praktische Maßnahmen zu ergreifen, die in ih-
ren Zuständigkeitsbereich und unter das bestehende Mandat der 
jeweiligen Institution fallen, um den Schutz für Personal der 
Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal zu verstärken; 

 6. erkennt die Notwendigkeit an, die Sicherheit der Orts-
kräfte, die besonders gefährdet sind und unter denen die mei-
sten Opfer zu verzeichnen sind, zu berücksichtigen;  

 7. beschließt die Einsetzung eines allen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen, Mitgliedern der Sonderorganisationen 
oder der Internationalen Atomenergie-Organisation offen ste-
henden Ad-hoc-Ausschusses zur Prüfung der Empfehlungen in 
dem Bericht des Generalsekretärs über Maßnahmen zur Stär-
kung und zum Ausbau der Rechtsregelungen zum Schutz des 
Personals der Vereinten Nationen und beigeordneten Personals;  

 8. ersucht den Generalsekretär, das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz als Beobachter zur Teilnahme an den Be-
ratungen des Ad-hoc-Ausschusses einzuladen; 

 9. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 1. bis 
5. April 2002 tagen wird, und empfiehlt dem Sechsten Aus-
schuss, nach der Vorlage des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses 
zu prüfen, ob diese Arbeit während der siebenundfünfzigsten 
Tagung der Generalversammlung vom 7. bis 11. Oktober 2002 
im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses 
fortgesetzt werden soll; 

 10. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Tätigkeitsbe-
richt vorzulegen; 

 11. beschließt, den Punkt "Umfang des Rechtsschutzes 
nach dem Übereinkommen über die Sicherheit von Personal 
der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

 
88 A/55/1024 und Corr.1, Abschnitt III.F. 
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RESOLUTION 56/90 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/596, Ziffer 7)89. 

56/90. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an das Internationale Institut für 
Entwicklungsrecht 

 Die Generalversammlung, 

 in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und dem Internationalen Institut für Entwick-
lungsrecht zu fördern, 

 1. beschließt, das Internationale Institut für Entwick-
lungsrecht einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der 
Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen. 

RESOLUTION 56/91 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/597 und Corr.1, Ziffer 7)90. 

56/91. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Internationale Hydrografi-
sche Organisation 

 Die Generalversammlung, 

 in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und der Internationalen Hydrografischen Organi-
sation zu fördern, 

 1. beschließt, die Internationale Hydrografische Organi-
sation einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der Ge-
neralversammlung als Beobachter teilzunehmen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen. 

RESOLUTION 56/92 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/598 und Corr.1, Ziffer 7)91. 

 
89 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Australien, Botsuana, Bulgarien, Burkina Faso, China, 
Ecuador, Frankreich, Italien, Niederlande, Österreich, Philippinen, Senegal, 
Tunesien und Türkei. 
90 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Argentinien, Australien, Bangladesch, 
Belgien, Brasilien, Chile, China, Dänemark, Deutschland, Ecuador, Estland, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Indien, Italien, 
Jugoslawien, Kanada, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Luxemburg, Malaysia, 
Malta, Marokko, Monaco, Mosambik, Niederlande, Norwegen, Pakistan, 
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Schweden, Sierra Leone, Spanien, 
Thailand, Ukraine, Uruguay und Zypern. 
91 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Burkina Faso, Dschibuti, Eritrea, Gambia, 
Libysch-Arabische Dschamahirija, Mali, Marokko, Niger, Nigeria, Senegal, 
Somalia, Sudan, Tschad, Tunesien und Zentralafrikanische Republik. 

56/92. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Gemeinschaft der Sahel-
Sahara-Staaten 

 Die Generalversammlung, 

 in Anbetracht der Bedeutung der Gemeinschaft der Sahel-
Sahara-Staaten, einer zwischenstaatlichen Organisation, die die 
gemeinsamen Interessen ihrer Mitglieder vertritt und die viel-
fältigen Bindungen berücksichtigt, die ihre Völker einen, und 
angesichts der Entschlossenheit der Organisation, gegen die 
Faktoren vorzugehen, die zu wirtschaftlicher Rückständigkeit 
und Instabilität in ihren Mitgliedstaaten geführt haben, ihrer 
Überzeugung, dass gemeinsames Handeln in einem von Kom-
plementarität geprägten Rahmen der beste Weg zur Integration 
ihrer Länder und Völker ist, ihrer Selbstverpflichtung auf die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in 
der Sahel-Sahara-Region und ihrer Entschlossenheit, den 
Wunsch nach wirtschaftlicher, kultureller, politischer und so-
zialer Integration zu erfüllen, im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen, der Charta der Organisation der afrikani-
schen Einheit, der Charta der Organisation der Islamischen 
Konferenz, dem Vertrag vom 3. Juni 1991 zur Gründung der 
Afrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft (Vertrag von Abuja)92 
und den Gründungsdokumenten der Regionalorganisationen, 
denen ihre Mitgliedstaaten angehören, 

 sowie in Anbetracht der von den Vereinten Nationen häufig 
erwähnten Notwendigkeit, alle Anstrengungen zur Entwicklung 
der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des Völkerrechts zu fördern und zu unterstützen, 

 feststellend, dass in dem Vertrag zur Gründung der Gemein-
schaft der Sahel-Sahara-Staaten betont wird, dass die regionale 
Zusammenarbeit Teil des Prozesses zur Verwirklichung der 
afrikanischen Einheit ist, der auf den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten sowie auf der Förderung der sozialen Gerech-
tigkeit und Stabilität beruht, 

 in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und der Gemeinschaft der Sahel-Sahara-Staaten 
zu fördern, 

 1. beschließt, die Gemeinschaft der Sahel-Sahara-Staaten 
einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der General-
versammlung als Beobachter teilzunehmen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen. 

 
92 A/46/651, Anlage. 
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RESOLUTION 56/93 

Verabschiedet auf der 85. Plenarsitzung am 12. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/599, Ziffer 8)93. 

56/93. Internationales Übereinkommen gegen das repro-
duktive Klonen von Menschen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die von der Generalkonferenz der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur am 11. November 1997 verabschiedete Allgemeine Er-
klärung über das menschliche Genom und Menschenrechte94, 
insbesondere auf deren Artikel 11, worin die Konferenz deut-
lich machte, dass Praktiken, die der Menschenwürde wider-
sprechen, wie reproduktives Klonen von Menschen, nicht er-
laubt sind, und worin sie die Staaten und die internationalen 
Organisationen aufforderte, gemeinsam daran zu arbeiten, auf 
nationaler oder internationaler Ebene die erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 53/152 vom 
9. Dezember 1998, mit der sie sich die Allgemeine Erklärung 
über das menschliche Genom und Menschenrechte zu eigen 
machte, 

 eingedenk der Resolution 2001/71 der Menschenrechts-
kommission vom 25. April 2001 mit dem Titel "Menschenrech-
te und Bioethik"95, die auf der siebenundfünfzigsten Tagung 
der Kommission verabschiedet wurde, 

 Kenntnis nehmend von der Resolution über Bioethik, die 
die Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur am 2. November 2001 
verabschiedete96 und mit der sie die Empfehlungen des Zwi-
schenstaatlichen Komitees für Bioethik im Hinblick auf die 
mögliche Ausarbeitung universeller bioethischer Normen in-
nerhalb der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur billigte, 

 in dem Bewusstsein, dass die rasche Entwicklung der Le-
benswissenschaften immense Aussichten für die Verbesserung 
der Gesundheit jedes einzelnen Menschen und der Menschheit 
insgesamt eröffnet, dass jedoch gewisse Praktiken die Unver-

 
93 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Algerien, Andorra, Aserbaidschan, Bangladesch, Belgien, 
Brasilien, Bulgarien, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Haiti, Honduras, Irland, Italien, Jordanien, Jugoslawien, Kanada, 
Kroatien, Kuba, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marokko, Mo-
naco, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portugal, 
Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, Schweden, 
Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tunesien, Uganda, Ungarn 
und Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland. 
94 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur, Records of the General Conference, Twenty-ninth Session, Vol. 1, Re-
solutions, Resolution 16. 
95 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, Sup-
plement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
96 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur, Records of the General Conference, Thirty-first Session, Vol. 1, Reso-
lutions, Resolution 22. 

sehrtheit und die Würde des einzelnen Menschen gefährden 
können, 

 im Kontext der der Menschenwürde widersprechenden 
Praktiken insbesondere besorgt über die vor kurzem bekannt 
gewordenen Informationen darüber, dass Forschungsarbeiten 
mit dem Ziel des reproduktiven Klonens von Menschen durch-
geführt werden, 

 entschlossen, einen solchen Angriff auf die Menschenwürde 
des Individuums zu verhindern, 

 in dem Bewusstsein, dass die internationale Gemeinschaft 
mittels eines disziplinübergreifenden Ansatzes eine angemesse-
ne Reaktion auf dieses Problem ausarbeiten muss,  

 1. beschließt, einen allen Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen beziehungsweise den Mitgliedern der Sonderorgani-
sationen oder der Internationalen Atomenergie-Organisation of-
fen stehenden Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, der die Ausar-
beitung eines internationalen Übereinkommens gegen das re-
produktive Klonen von Menschen prüfen soll; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die auf dem Gebiet der 
Bioethik tätigen und maßgeblich daran interessierten Sonderor-
ganisationen, insbesondere auch die Organisation der Vereinten 
Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur und die Welt-
gesundheitsorganisation, einzuladen, als Beobachter an der Ar-
beit des Ad-hoc-Ausschusses teilzunehmen; 

 3. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 25. Fe-
bruar bis 1. März 2002 zusammentreten wird, um die Ausarbei-
tung eines Verhandlungsmandats für ein solches internationales 
Übereinkommen zu prüfen, einschließlich einer Aufstellung der 
zu berücksichtigenden bereits vorhandenen internationalen 
Rechtsinstrumente und einer Aufstellung der in dem Überein-
kommen zu regelnden rechtlichen Fragen, mit der Maßgabe, 
dass der Ad-hoc-Ausschuss seine Tätigkeit mit dem Austausch 
von Informationen und fachlichen Beurteilungen beginnt, die 
von Sachverständigen für Genetik und Bioethik vorgelegt wer-
den, und empfiehlt, dass die Arbeiten während der siebenund-
fünfzigsten Tagung der Generalversammlung vom 23. bis 
27. September 2002 im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sech-
sten Ausschusses weitergeführt werden; 

 4. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss 
die erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, da-
mit er seine Arbeit erledigen kann; 

 5. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Tätigkeitsbe-
richt vorzulegen; 

 6. empfiehlt, dass die Generalversammlung nach der 
Verabschiedung eines Verhandlungsmandats beschließen kann, 
angesichts der Akutheit dieses Problems den Ad-hoc-Aus-
schuss erneut einzuberufen, um die Verhandlungen über das in 
Ziffer 1 genannte internationale Übereinkommen aufzunehmen; 

 7. beschließt, den Punkt "Internationales Übereinkom-
men gegen das reproduktive Klonen von Menschen" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 


